
Unheimliche Schatten
RECHT Das Anti-Stalking-Gesetz wird neu gefasst, weil es sich in der Praxis nicht bewährt hat

S
ie schleichen dauernd vor dem
Haus herum, rufen pausenlos an
und machen ihren Opfern das
Leben zur Hölle. Gegen Stalker
können sich die Betroffenen bis-
her juristisch kaum wehren.

Denn erst wenn die Opfer kapitulieren,
wenn sie wegziehen, die Rufnummer än-
dern oder aus Verzweiflung die Arbeit auf-
geben, erst dann wird die Tat zur Straftat.
Wenn die „Lebensgestaltung schwerwie-
gend beeinträchtigt“ wurde, wie es in Para-
graf 238 des Strafgesetzbuches heißt. Und
diese Beeinträchtigung wollen die Gerichte
nachgewiesen haben. Weshalb sich die erst
2007 eingeführte Strafbestimmung über
„Nachstellung“ als ziemlich wirkungslos
erwiesen hat. Nur etwa ein Prozent der An-
zeigen wegen Stalkings führen auch zu ei-
ner Verurteilung (siehe Grafik unten).
„Entscheidend für die Strafbarkeit ist nicht
alleine das Handeln des Täters, sondern
maßgeblich auch, wie das Opfer darauf
reagiert“, fasste der Parlamentarische Jus-
tiz-Staatssekretär Christian Lange (SPD)
vergangene Woche im Bundestag die gel-
tende Gesetzeslage zusammen. Wenn bei-
spielsweise eine alleinerziehende Mutter
unter dem Druck des Täters nicht nachge-
be, sei dessen Verhalten nicht strafbar,
wenn sie aber umziehe, dann schon.
Dass es erst so weit kommen müsse, „kön-
nen wir dem Opfer und seiner Familie
nicht abverlangen“, betonte Lange in der
ersten Beratung über einen Gesetzentwurf
der Bundesregierung (18/9946), der das
ändern soll. Und zwar mithilfe eines klei-
nen Wortes. Strafbar machen sollen sich
künftig Stalker, deren Tat „geeignet“ ist, die
Lebensgestaltung ihres Opfers schwerwie-
gend zu beeinträchtigen. „Nicht das Opfer
muss sein Verhalten ändern, sondern der
Täter muss zur Rechenschaft gezogen wer-
den“, fasste Volker Ullrich (CSU) das Ziel
der Gesetzesänderung zusammen. Und
Fritz Felgentreu (SPD) formulierte eben-
falls prägnant: „Die Tat soll bestraft werden
und nicht ihre Wirkung.“

Wichtige Formulierungen Die Oppositi-
onsfraktionen begrüßten die Intention des
Gesetzentwurfs. Dessen entscheidenden An-
satz aber lehnten sie ab: Das Stalking von
einem „Erfolgsdelikt“ – es muss ein Scha-
den eingetreten sein – zu einem „Eignungs-
delikt“ – es droht ein Schaden – zu ma-
chen. Ihre Fraktion betrachte dies „aus
grundsätzlichen rechtsstaatlichen Erwägun-
gen heraus kritisch“ sagte Halina Wawzyni-
ak (Linke). Nach dem Ultima-Ratio-Prinzip
des Strafrechts, nach dem dieses nur das
letzte Mittel sein darf, müsse erst „eine tat-

sächliche Beeinträchtigung der Handlungs-
und Entschließungsfreiheit“ des Opfers vor-
liegen, um die Strafbarkeit zu begründen.
Wawzyniak schlug vor, das Wort „schwer-
wiegend“ aus dem Gesetz zu streichen.
Dann könne auch beispielsweise ein Attest
einer Beratungsstelle, mit dem eine starke
Belastung des Opfers bestä-
tigt wird, zu einer Bestrafung
des Stalkers ausreichen.

Offene Fragen Katja Keul
(Grüne) bemängelte, mit der
Umwandlung des Tatbe-
stands in ein Eignungsdelikt
werde „der Anwendungsbe-
reich des Stalking-Paragrafen
bedenklich weit gefasst und
die Strafbarkeit erheblich
vorverlagert“. Dies werfe
mehr Fragen auf, als es löse.
Wie etwa solle ohne eine Re-
aktion des Opfers festgestellt werden, wel-
che Reaktion auszulösen die Tat geeignet
gewesen sein könnte? Keul schlug vor, im
Gesetzestext ausdrücklich psychische Belas-
tungen als ein Beispiel für schwerwiegende
Beeinträchtigungen aufzuführen, die zur
Strafbarkeit führen. Dann könne man es

beim Erfolgsdelikt belassen und dennoch
Täter verurteilen, deren Opfer nach außen
ihren Lebenswandel nicht grundlegend ge-
ändert haben.
„Es geht um das Recht, sich unbehelligt,
unbehindert, unbefangen, frei, ohne
Rechtfertigungsdruck und ohne aufge-

zwungenen Kontakt bewe-
gen zu können, leben zu
können, entscheiden zu
können“, fasste Elisabeth
Winkelmeier-Becker
(CDU) den Zweck der Ge-
setzesänderung zusam-
men. Auch gehe es darum,
Stalkern, die oft kein Un-
rechtsbewusstsein hätten,
klarzumachen, dass sie
sich übergriffig verhielten.
Auch Dirk Wiese (SPD)
lobte den neuen Ansatz.
Mit der Umwandlung von

einem Erfolgs- in ein Eignungsdelikt wür-
den die Opfer besser geschützt. Als Beleg
für die unzureichende Gesetzeslage führte
Wiese Berichte von Stalking-Beratungsstel-
len an, wonach sie mit immer mehr Fällen
konfrontiert würden. Gleichzeitig gehe die
Zahl der Anzeigen zurück, weil sich die

Opfer davon offensichtlich nichts versprä-
chen. Dies sei ein „Weckruf, der deutlicher
kaum sein kann“.

Weitere Schutzlücke Einige weitere Ände-
rungsvorschläge in dem Gesetzentwurf fan-
den die Zustimmung aller Fraktionen. So
soll es nicht mehr möglich sein, dass die
Staatsanwaltschaft ein Stalking-Opfer auf
die Möglichkeit einer Privatklage verweist
unter anderem mit der Folge, dass die Be-
troffenen zunächst selbst für Anwalts- und
Verfahrenskosten aufkommen müssen.
Eine andere geplante Neuerung betrifft Ge-
waltschutzverfahren, in denen vor allem
Opfer von häuslicher Gewalt durch Kon-
takt- oder Näherungsverbote geschützt
werden sollen. Sind solche Verbote vom
Gericht angeordnet und der Täter verstößt
dagegen, macht er sich strafbar. Ist eine
solche Auflage aber Bestandteil eines au-
ßergerichtlichen Vergleichs, so ist ein Ver-
stoß bisher keine Straftat. Diese „Schutzlü-
cke“ soll geschlossen werden. In Verglei-
chen vereinbarte Auflagen sollen gericht-
lich bestätigt werden mit der Folge, dass
Verstöße dagegen genauso strafrechtlich
geahndet werden wie Verstöße gegen rich-
terliche Auflagen. Peter Stützle T

Mit einer Gesetzesnovelle sollen Stalking-Opfer effektiver geschützt werden. Um eine Verbesserung zu erreichen, sind kluge Formulierungen gefragt. © picture-alliance/Design Pics

EDITORIAL

Krankhafter
Psychokrieg

VON JÖRG BIALLAS

Eine verschmähte Liebe, eine zerrüttete Nach-
barschaft, ein fehlgeleitetes Konkurrenzgefühl
im Beruf – die Gründe für schikanöse Nach-
stellungen sind vielfältig. Das neudeutsch als
Stalking bezeichnete Phänomen wurde lange
Zeit nicht ernst genug genommen. Es galt als
private Befindlichkeit, als persönliches Pro-
blem, das außer den beteiligten Parteien nie-
manden etwas anging.
Diese Haltung hat sich gewandelt. Inzwischen
ist erwiesen: Wer anderen Menschen nach-
stellt, verursacht eine psychische Belastung,
die krank macht, im schlimmsten Fall in den
Tod treibt.
Das kommt gar nicht so selten vor. Es gibt
zahlreiche Instrumente, mit denen Stalking-
Opfer malträtiert werden: ständige Nachrich-
ten über elektronische Medien, regelmäßiges
Auflauern, Droh-Anrufe am Telefon, unbefug-
tes Veröffentlichen von kompromittierenden
oder intimen persönlichen Daten, im Namen
des Opfers gefälschte Belieferung mit Waren
und Dienstleistungen.
Es ist nicht leicht, sich dagegen zu wehren.
Denn die psychische Belastung durch Stalking
ist schwer messbar, ebenso wie der Schaden,
der verursacht wird. Zählt dazu schon eine aus
Sorge durchwachte Nacht? Ein Gefühl der
Angst, wenn das Telefon klingelt? Die Panik,
allein vor die Haustür zu treten? Oder erst der
verzweifelte Wechsel des Arbeitsplatzes oder
Wohnortes?
Fest steht: Opfer von Stalking verdienen den
Schutz des Gesetzgebers. Und deshalb ist es
richtig, dass der Deutsche Bundestag in der
vergangenen Woche über die „Verbesserung
des Schutzes gegen Nachstellungen“ debat-
tiert hat.
Dabei wurde einmal mehr deutlich, dass das
Kommunikationsverhalten in der modernen
Gesellschaft nicht nur Segen, sondern auch
Fluch ist. Die mitunter zum zwanghaften Wahn
ausgeprägte Möglichkeit, ständig und überall
Persönliches in die Welt zu senden und zu
empfangen, erleichtert Stalking ungemein. So
gelangen Informationen in die Öffentlichkeit,
die sich leicht dazu missbrauchen lassen, einer
Person Schaden zuzufügen.
Für einen Psychokrieg gegen Mitmenschen
gibt es keinen nachvollziehbaren Grund. Wer
das dennoch tut, der vergisst, dass so nicht
nur das Leben des Opfers belastet wird, son-
dern gewiss auch das eigene, weil Rache Ver-
letzungen nicht heilt, sondern vertieft.

»Es geht um
das Recht,

sich
unbehelligt
bewegen

zu können.«
Elisabeth Winkelmeier-

Becker (CDU)

KOPF DER WOCHE

Neue Aufregung
aus Bayern
Horst Seehofer Sein Name ist wieder einmal in
aller Munde: Horst Seehofer, bayerischer Minister-
präsident und CSU-Chef, hat die Personalspekula-

tionen erneut kräftig
angeheizt. „Ich kann
für die CSU nicht
ewig den Libero ma-
chen“, sagte der
67-Jährige in einem
Interview. Darin deu-
tete er an, 2017 auf
eines seiner beiden
Spitzenämter zu ver-
zichten. Auf welches,
dazu sagte er nichts.
Im künftigen Bundes-

tag würden voraussichtlich sieben Parteien sitzen,
da müssten die Christsozialen ihre Interessen
stärker vertreten. Und als hätte Seehofer damit
nicht schon für genug Wirbel gesorgt, sagte er
kurz später demonstrativ, über eine Einladung der
Kanzlerin und CDU-Chefin Angela Merkel auf
dem CSU-Parteitag Anfang November ist „noch
nichts entschieden“. Von Merkels Flüchtlingspoli-
tik hat sich Seehofer immer wieder deutlich abge-
setzt. kru T
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ZAHL DER WOCHE

6,3
Milliarden Euro beträgt die jährliche Ent-
lastung von Familien und Steuerzahlern
durch Beschluss der Bundesregierung. Dafür
sollen ab 2017 der steuerliche Grundfreibe-
trag, der Kinderfreibetrag, das Kindergeld
und der Kinderzuschlag angehoben werden.

ZITAT DER WOCHE

»Dies
entscheide ich
zum gegebenen
Zeitpunkt.«
Donald Trump, US-Präsidentschaftskandi-
dat, im letzten TV-Duell auf die Frage des Mo-
derators, ob er bei einer Niederlage den Sieg
von Gegnerin Hillary Clinton anerkenne.

MIT DER BEILAGE
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Jäger und Gejagte
GLOSSAR Stalking kommt wesentlich häufiger vor, als viele glauben. Im Mittelpunkt stehen Liebesbeziehungen

Der Begriff Stalking stammt ei-
gentlich aus der Jägersprache
und steht im Englischen für das
Anpirschen, Jagen oder Hetzen.

Auf zwischenmenschliche Beziehungen an-
gewendet, geht es übersetzt um das beharr-
liche Nachstellen. Ein Stalker ist jemand,
der einen anderen Menschen über einen
längeren Zeitraum systematisch verfolgt,
belästigt oder sogar bedroht.

Kontakte: Das kann auf unterschiedliche
Weise geschehen, etwa durch ständige un-
erwünschte Botschaften oder Anrufe. Man-
che Täter lauern ihren Opfern auf oder
spionieren ihnen nach. Die Opfer fühlen
sich dadurch in ihrer Privatsphäre stark be-
einträchtigt und unter Druck gesetzt. Meist
reagieren die Stalking-Opfer mit Abwehr
und Angst, viele sind mit der Situation
auch völlig überfordert und lassen die An-
griffe hilflos über sich ergehen. In extre-
men Fällen können die unter Druck gesetz-
ten Menschen schwer traumatisiert wer-
den. Es kommt vor, dass sich Stalking-Op-
fer sogar selbst die Schuld an der Eskalati-
on geben und deshalb Möglichkeiten der
Hilfe ungenutzt lassen.

Konstellationen: In den meisten Fällen
geht es um Beziehungstaten (siehe Hinter-
grund Seite 3). Laut einer Aufstellung des
Bundeskriminalamtes (BKA) sind Opfer
und Täter in rund 45 Prozent der Fälle mit-
einander verwandt oder verschwägert.
Rund 27 Prozent der Täter kommen aus
dem eigenen Freundes- oder Bekannten-
kreis. In rund zwei Prozent der Fälle stehen

Opfer und Täter in einer formellen sozia-
len Beziehung, also etwa Schüler und Leh-
rer oder Patient und Therapeut. Allerdings
weist die Statistik auch aus, dass in rund
14 Prozent der Fälle Opfer und Täter in
keiner erkennbaren Beziehung zueinander
stehen, bei weiteren rund elf Prozent ist
das Verhältnis unklar. Die weitaus meisten
Täter sind Männer, die meisten Opfer Frau-
en (jeweils rund 80 Prozent).

Liebeswahn: Manche psychisch gestörten
Menschen sind davon überzeugt, von einer
anderen Person geliebt zu werden. Oft
handelt es sich um ältere Frauen, deren
Obsession einem prominenten Schauspie-
ler oder Künstler gilt. Die meist vergebli-
chen Annäherungsversuche lösen große
Enttäuschungen aus und können zu einer
Verschärfung des Problems führen.

Cyberstalking: Mit dem Zugang zum In-
ternet wird die elektronische Variante des
Nachstellens immer öfter zum Problem.
Täter versenden bedrohliche Mails oder
SMS oder stellen Beiträge mit verleumderi-
schem Inhalt auf Internetseiten. Wenn ein
Täter über die nötigen Informationen ver-

fügt, kann er im Namen des Opfers auch
Internet-Inserate aufgeben, Beiträge erstel-
len, unerwünschte Waren bestellen oder
Blog-Einträge manipulieren. Es gibt heute
zahlreiche technische Möglichkeiten der
Kontaktaufnahme und Beeinflussung bis
hin zur Übernahme eines Nutzerprofils.

Kontaktverbot: Bei andauernden Belästi-
gungen, Bedrohungen oder sogar Übergrif-
fen kann gegen den Stalker eine einstweili-
ge Anordnung nach dem Gewaltschutzge-
setz beim Familiengericht beantragt wer-
den. Dem Angreifer wird dann verboten,
sich seinem Opfer zu nähern. Dazu wird
ein bestimmter Radius um die Wohnung
oder den Arbeitsplatz festgelegt. Auch die
Kontaktaufnahme per Telefon, Post oder
Internet kann verboten werden. Es handelt
sich hier um ein Eilverfahren, das sehr
schnell umgesetzt wird. pk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper4 194560 401004
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Gut geht anders
CONTRA Das Bemühen ist richtig. Bei einer Ver-

urteilungsquote von einem Prozent
war der Straftatbestand des Stalking
bisher „totes Recht“. Das liegt an der

Rechtsprechung, die vom Opfer verlangte, dass es
infolge der Angriffe sein Leben geändert haben
musste. Allerdings hatte die Rechtsprechung einen
Grund für diese Hürden. Denn das Gesetz verlang-
te nicht nur, dass das Leben des Opfers „schwer-
wiegend beeinträchtigt“ sein musste. Der Tatbe-
stand war zudem so vage, dass eine Eingrenzung
nötig schien. Es ist gut, dass das Opfer sich künftig
nicht mehr beugen muss, dass die Nachstellungen
nur noch „objektiv geeignet“ sein müssen, ein-
schneidende Reaktionen beim Opfer zu erreichen.
Gut ist das neue Recht trotzdem nicht. Denn die
Unbestimmtheit des Tatbestands bleibt – und wird
ausgeweitet. Jetzt fürchten die einen, schon der
beharrlich nachfragende Journalist könnte bestraft
werden, und die anderen, die vage Formulierung
könnte den Tätern nutzen. Beide haben Recht. Es
wäre Sache von Justizminister Heiko Maas (SPD)
gewesen, Kriterien aufzustellen.
Gleichzeitig bringt die Novelle Fortschritte – das
Opfer kann nicht mehr auf die Privatklage verwie-
sen werden, das Gewaltschutzgesetz wird ge-
stärkt. Noch wichtiger allerdings wäre entschlos-
senes Handeln bei Polizei und Staatsanwälten, die
das Delikt derzeit oft nicht ernst genug nehmen.
In Bremen kommt nach der Anzeige die Polizei ins
Haus – und zwar beim in dem Moment bloß Ver-
dächtigen. Das braucht Fingerspitzengefühl, aber
es wirkt. Auch Beratungsstellen sind außerhalb
der Hansestadt Mangelware. Hier Strukturen zu
schaffen, wäre teurer, aber sicherlich wirkungsvol-
ler als weiteres und vageres Strafrecht.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Gudula Geuther,
Deutschlandradio
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REICHEN DIE NEUEN ANTI-STALKING-REGELN?

Nötige Neuregelung
PRO Der Gesetzentwurf der Bundesregie-

rung, der auf einen besseren Schutz
vor Stalking zielt, ist eine notwendige
und längst überfällige Neuregelung.

Lange hat es der deutsche Gesetzgeber versäumt,
Stalking überhaupt unter Strafe zu stellen. Mit der
Einführung des Paragrafen 238 im Strafgesetz-
buch im Jahr 2007 wollte er die Opfer besser
schützen. Dieses Ziel hat er bisher allerdings
gründlich verfehlt. Nur rund ein bis zwei Prozent
aller Tatverdächtigen werden verurteilt.
Paradoxerweise wird die Strafbarkeit nicht von
den Taten des Stalkers, sondern von der Reaktion
seines Opfers abhängig gemacht. Ob ständiger Te-
lefonterror, das Auflauern vor der Wohnung des
Opfers oder Drohungen per E-Mail und SMS – all
das reicht gegenwärtig nicht für eine Verurteilung
aus, wenn das Opfer keine schwerwiegende Be-
einträchtigung seines Lebens nachweisen kann.
Nur wenn die Betroffenen dem Terror ihres Peini-
gers nachgeben, indem sie umziehen oder ihren
Arbeitsplatz wechseln, können sie auf seine Verur-
teilung hoffen. Die Opfer sind auf diese Weise
gleich doppelt gestraft: Widersetzen sie sich
standhaft der Verfolgung, werden sie nicht be-
lohnt, sondern allein gelassen. Zudem geht die
Rechtsprechung völlig an der Lebenswirklichkeit
der Betroffenen vorbei. Viele von ihnen können
sich weder einen Umzug noch einen Jobwechsel
leisten.
Mit den neuen Anti-Stalking-Regeln wird dieser
Missstand nun endlich beseitigt. Opfer müssen
nicht mehr ihr Leben ändern, damit ihr Verfolger
juristisch belangt werden kann. Der Gesetzent-
wurf senkt die rechtlichen Hürden für eine Verur-
teilung der Täter deutlich. Dadurch können künftig
mehr Stalker zur Rechenschaft gezogen und die
Opfer besser geschützt werden.

Almut Hülsmeyer,
»Neue Osnabrücker
Zeitung«
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Herr Fechner, bis vor knapp zehn
Jahren war Stalking noch gar kein Ge-
genstand des Strafgesetzbuches. Erst
seit 2007 ist der Tatbestand der Nach-
stellung dort verankert. Jetzt soll er
aber schon erweitert werden. Warum
hat sich in Ihren Augen der geltende
Gesetzestext nicht bewährt?
Verurteilungen sind in der Vergangen-
heit häufig daran gescheitert, dass das
Opfer seine Lebensführung nicht geän-
dert hat. Das geltende Strafrecht fordert
aber eine schwerwiegende Beeinträchti-
gung der Lebensgestaltung, die erst
dann vorliegt, wenn sich das Opfer bei-
spielsweise gezwungen sieht, umzuzie-
hen. Wir meinen, dass diese Anforde-
rung zu hoch ist.

Wie wollen Sie das ändern?
Wir halten es schon für strafwürdig,
wenn die Nachstellung des Täters objek-
tiv geeignet ist, die Lebensgestaltung des
Opfers zu beeinträchtigen. Ob das Op-
fer dann sein Leben wirklich verändert,
also den Arbeitsplatz wechselt oder die
Telefonnummer, darf für die Strafbar-
keit keine Rolle mehr spielen.

„Geeignet“ ist also das entschei-
dende neue Wort in dem einschlägi-
gen Paragrafen 238 des Strafgesetzbu-
ches. Die Strafbarkeit soll schon gege-
ben sein, wenn eine Tat „geeignet ist“,
die Lebensgestaltung des Opfers
„schwerwiegend zu beeinträchtigen“,
heißt es in dem Gesetzentwurf. Wa-
rum genau ist dieses Wörtchen so ent-
scheidend?
Wenn eine Frau trotz massiver Belästi-
gungen des Stalkers nicht den Arbeits-
platz wechselt oder umzieht, macht sich
der Stalker bisher nicht strafbar. Das
geltende Recht macht die Strafbarkeit
vom Opferverhalten abhängig. Das
müssen wir ändern, damit auch Frauen,
die dem Druck des Täters nicht nachge-
ben, strafrechtlich geschützt sind.

Ihre Kollegin Katja Keul von den
Grünen hat kritisiert, dass durch die-
se Änderung die Tatbestandsmerkma-
le noch unbestimmter würden, als sie
ohnehin schon seinen. Es sei zu be-
fürchten, dass die Falschen ins Visier
der Strafjustiz geraten. Wie stehen Sie
dazu?
Diese Kritik teile ich nicht. Auch die
Grünen müssen erkennen, dass der
strafrechtliche Schutz nicht warten
kann, bis das Opfer seine Lebensfüh-
rung ändert. Auch das tapfere Opfer ver-
dient den Schutz des Staates. Im übri-
gen: Nach heutigem Recht macht sich
strafbar, wer unbefugt die räumliche
Nähe des Opfers aufsucht, das Opfer
bedroht oder „vergleichbare Handlun-
gen vornimmt“. Diese Tatalternative der
„vergleichbaren Handlung“ ist in der
Tat zu unbestimmt, weshalb wir sie
streichen wollen.

Eine weitere Neuerung des Gesetz-
entwurfs besteht darin, dass die
Staatsanwaltschaft ein Stalking-
opfer nicht mehr auf die Möglichkeit
einer Privatklage verweisen kann.
Was ist an dieser Möglichkeit proble-
matisch?
Leider werden Verfahren von Staatsan-
waltschaften oft eingestellt, obwohl die
Opfer erheblichen Belästigungen ausge-
setzt waren, mit der Begründung, dass
die Opfer ja den Privatklageweg be-
schreiten können. Diese Möglichkeit
wollen wir abschaffen, damit es zu we-
niger Einstellungen und mehr Verurtei-
lungen kommt.

Sehen Sie darin nicht die Gefahr,
dass Fälle von Belästigung, die viel-
leicht wirklich auf andere Weise abge-

stellt werden könnten, automatisch zu
Strafverfahren führen?
Nein, die Gefahr sehe ich nicht. Es ist ja
eine gewisse Intensität der Tat erforder-
lich. Die Tathandlung muss nach dem
Gesetzentwurf beharrlich erfolgen und
geeignet sein, eine schwerwiegende Be-
einträchtigung der Lebensgestaltung
herbeizuführen. Die Kriterien für eine
Strafbarkeit sind damit so ausgestaltet,
dass keine Ausuferung droht. Ein einzi-
ger Anruf wird nicht ausreichen, selbst
wenn er das Opfer belästigt, Telefonter-

ror dagegen zukünftig auch dann, wenn
das Opfer die Telefonnummer nicht
wechselt.

Eine weitere Neuregelung in dem
Gesetzentwurf betrifft Verstöße gegen
Auflagen zum Schutz etwa vor häusli-
cher Gewalt, wie Kontakt- und Nähe-
rungsverbote. Werden diese Auflagen
gerichtlich verhängt, sind Verstöße der-
zeit strafbar, aber nicht, wenn die Auf-
lagen Gegenstand eines Vergleichs sind.
Warum soll das geändert werden?

Es kommt oft vor, dass sich der Täter in
einem Vergleich verpflichtet, sich dem
Opfer nicht mehr zu nähern. Die Bereit-
schaft zum Vergleich darf aber nicht zu
Rechtsnachteilen für ein Opfer führen.
Zukünftig sind deshalb Verstöße gegen
Verpflichtungen aus gerichtlich bestätig-
ten Vergleichen genauso strafbar wie
Verstöße gegen gerichtliche Gewalt-
schutzanordnungen. Es darf keinen Un-
terschied machen, ob der Täter gegen
ein Annäherungsverbot aus einem Ver-
gleich oder aus einer Gewaltschutzver-
fügung verstößt.

Sind Sie mit dem Gesetzentwurf,
so wie er jetzt vorliegt, rundum zu-
frieden, oder sehen Sie doch noch ei-
nen parlamentarischen Änderungsbe-
darf?
Der Gesetzentwurf ist gelungen, weil er
den Schutz vor Belästigungen deutlich
verbessert.

Ist denn grundsätzlich das Straf-
recht der entscheidende Hebel, um
Menschen besser vor Stalkern zu
schützen?
Das Strafrecht ist immer ultima ratio.
Wenn Nachstellungen aber das Leben
des Opfers schwerwiegend beeinträchti-
gen, dürfen wir nicht zuschauen und
müssen Opfer auch mit Mitteln des
Strafrechts schützen.

Stalker haben oft selbst psychische
Probleme. Müsste man neben Strafan-
drohungen auch über Hilfsangebote
für Stalker nachdenken?
Es gibt sicherlich Anlass zu prüfen, in
welchem Umfang Beratungsangebote
ausgebaut werden können.

Nun ist dieses Gesetz, das jetzt in
die parlamentarischen Beratungen
kommt, eines in einer ganzen Reihe
von Gesetzen, die im Bereich der zwi-
schenmenschlichen Beziehungen Straf-
rechts-Paragrafen neu schaffen oder
verschärfen – von der Vergewaltigung
in der Ehe vor einigen Jahren über die
kürzlich beschlossene Nein-heißt-Nein-
Regelung im Sexualstrafrecht bis hin
zum Stalking. Ist das Ausdruck eines
generellen Wandels in der Gesell-
schaftspolitik, dass man an solche Pro-
bleme zunehmend mit dem Strafrecht
herangeht?
Die Parallele zwischen der neuen Nein-
heißt-Nein-Lösung und dem verbesser-
ten Schutz gegen Nachstellung ist, dass
wir früher mit der Strafbarkeit ansetzen.
Im einen Fall muss das Nein der Frau
ausreichen, im anderen die Eignung der
Nachstellung zu einer schwerwiegenden
Beeinträchtigung. Wir haben uns hierzu
bewusst entschieden, damit Opfer von
Nachstellungen und sexueller Gewalt
besser geschützt sind. Wir haben aber
auch im Sexualstrafrecht die Formulie-
rungen sehr sorgfältig abgewogen und
in beiden Bereichen Lösungen gefun-
den, die den Schutz der Opfer verbes-
sern, ohne zu einer ausufernden Straf-
barkeit zu führen.

Das Gespräch führte Peter Stützle. T

Johannes Fechner (SPD) gehört dem
Deutschen Bundestag seit 2013 an.

Der Rechtsanwalt aus Freiburg im
Breisgau ist Sprecher der SPD-Fraktion

für Recht und Verbraucherschutz.

© Deutscher Bundestag/Achim Melde

»Besserer
Schutz für
Opfer«
JOHANNES FECHNER Der
SPD-Rechtsexperte verteidigt die
Reform des Stalkingparagrafen.
Er hofft auf mehr Verurteilungen

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

PARLAMENTARISCHES PROFIL

Die Unangepasste: Halina Wawzyniak

Die geplante Neuregelung des Stalkingparagrafen im
Strafgesetzbuch überzeugt Halina Wawzyniak nicht.
„Stalking ist ein weitreichendes Problem, das ge-
sellschaftlich gelöst werden muss. Da lässt sich

nicht immer alles durch Strafverschärfungen machen“, sagt die
rechtspolitische Sprecherin der Linksfraktion. Wawzyniak: „Es
muss darum gehen, dass das Stalking aufhört.“ Dazu gebe aber
schon das seit 2002 geltende Gewaltschutzgesetz dem Opfer
ausreichende Möglichkeiten. Mit diesem Gesetz könne heute ein
Betretungs-, Näherungs- Aufenthalts- und Kontaktverbot sowie
ein Abstandsgebot gerichtlich angeordnet werden. In diesem Fall
gebe es sogar eine Mitteilungspflicht an die zuständigen Polizei-
behörden sowie weitere betroffene öffentliche Stellen.
„Stalkingopfern wird am meisten über Aufklärung und Präventi-
on geholfen“, sagt Wawzyniak. So müssten Gerichte, Staatsan-
waltschaften und Polizei hierzulande entsprechend sensibilisiert
werden. Man brauche ein Netz „ausfinanzierter Beratungsstel-
len“. Schließlich sollten Betroffene möglichst kostenfreie Rechts-
beratung bekommen.
Die geplante Umwandlung des Stalking-Straftatbestands von ei-
nem Erfolgs- zu einem Eignungs- und Gefährdungsdelikt – das
heißt, es ist nicht mehr nötig, dass etwa die Wohnung verlassen
oder der Job gewechselt werden muss – betrachtet die Juristin
Wawzyniak „aus grundsätzlichen rechtsstaatlichen Erwägungen
heraus“ kritisch. Das zu schützende Rechtsgut, nämlich die indi-
viduelle Handlungs- und Entschließungsfreiheit des Einzelnen,

müsse tatsächlich durch den Stalker beeinträchtigt sein. Dafür
reiche auch ein ärztliches Attest oder die Bescheinigung einer
Stalking-Beratungsstelle. Alles andere sei zu abstrakt und zu
schwer fassbar für das Strafrecht. Wawzyniak vermisst auch eine
Auflistung, wieviel Stalkingfälle bereits unter das Gewaltschutz-
gesetz fallen.
Die Linken-Politikerin moniert, mit dem Stalkingparagrafen 238
StGB sei ein unnötiges Parallelgesetz zum Gewaltschutzgesetz

geschaffen worden. Gleichwohl werde sich die Linksfraktion bei
der Abstimmung wohl enthalten, weil es auch positive Elemente
beim Gesetzesvorhaben gebe. So werde bei der Reform des Ge-
waltschutzgesetzes eine Generalklausel gestrichen und der bis-
herige gerichtliche Vergleich mit einer gerichtlichen Anordnung
gleichgestellt. Außerdem soll der Stalking-Paragraf des StGB aus
dem Katalog der Privatklagedelikte gestrichen werden.

Die in Königs Wusterhausen geborene Halina Wawzyniak sitzt
seit 2009 im Bundestag. Die Rechtsanwältin und netzpolitische
Sprecherin gehört zu den wenigen profilierten Juristen in der
Fraktion. Mit ihrer Kurzhaarfrisur, Streifenpulli und verwaschenen
Jeans wirkt Wawzyniak, die in einer Wohngemeinschaft im Wahl-
kreis Friedrichshain-Kreuzberg-Prenzlauer Berg wohnt, auch mit
43 „szenig“. Sie liebt den permanenten Widerspruch auch zu Po-
sitionen in der Partei, ob zur Wahlrechtsreform oder zum Karlsru-
her Ceta-Urteil. Im August 1990, zwei Monate vor der Wiederver-
einigung, war sie als 17-Jährige in die PDS eingetreten. Über ei-
ne Jugendgruppe kam sie ins Reformerlager der Partei. Da sieht
sich die politische Gefährtin von Fraktionschef Dietmar Bartsch
auch heute. „Ich stehe zum Wahlprogramm der Linkspartei. Als
Fachpolitiker muss man allerdings zu bestimmten Fragen auch
eine eigene Meinung haben dürfen.“ Solche Pluralität sollte zur
Normalität in einer Partei gehören, findet Wawzyniak.
Die Vision Rot-Rot-Grün im Bund 2017 hält sie für ein
„spannendes Projekt“ als „gesellschaftliches Gegengewicht“
zu einer von ihr wahrgenommenen „Rechtsentwicklung in der
Gesellschaft“. Bundesweit in die Schlagzeilen kam Halina
Wawzyniak Mitte 2014, als sie in einem anonymen Genossen-
Papier zu den „personellen No-Gos“ und zur „Reste-Rampe“
der Fraktion zugeordnet wurde. „Das hat damals weh getan
und tut auch heute weh“, sagt sie. Die Linkspolitikerin hält sich
mit Radfahren und Sport an einer Klimmstange in der Wohnung
fit. Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Stalkingopfern
wird am meisten
durch Aufklärung
und Prävention

geholfen.«
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Die Angst ist immer da
STALKING Die Täter sind erfindungsreich und denken sich ständig neue Methoden aus. Manche nutzen sogar Drohnen

B
eleidigende Kommentare,
Nachrichten von unbekann-
ten Handynummern, Emails
von gefälschten Absendern,
unerbetene Post und nie be-
stellte Produktproben: Das

Repertoire des Angreifers, der der Berliner
Bloggerin Mary Scherpe schon so lange
nachstellt, ist schier unendlich. Seit Jahren
wird Scherpe gestalkt, höchstwahrschein-
lich von einer früheren Affäre. Beweisen
kann die junge Frau es nicht, sie scheiterte
mit mehreren Anzeigen. Die Hoheit über
ihr eigenes Leben gewann Scherpe zurück,
als sie die Belästigungen nicht mehr aus-
halten wollte und in einem Blog öffentlich
machte, was ihr Stalker täglich mit ihr tat.
Inzwischen hat sie auch ein Buch darüber
geschrieben. In dem Band mit dem Titel

„An jedem einzelnen Tag“ kann man nach-
lesen, wie aus der Irritation über die Beläs-
tigungen mit der Zeit eine gravierende Ein-
schränkung des Lebens wurde. Irgend-
wann, so heißt es, sei „jedes Briefkasten-
Öffnen, jedes Kommentare-Moderieren, je-
des E-Mails-Checken“ mit Angst verbun-
den gewesen – Scherpe fühlte sich perma-
nent überwacht und beobachtet.

Gigantische Dunkelziffer So wie ihr geht
es vielen Menschen in Deutschland. Rund
20.000 Fälle von Stalking werden jährlich
angezeigt, Verurteilungen gibt es aber nur
in etwa einem Prozent der Fälle. Experten
schätzen, dass die Dunkel-
ziffer in Deutschland viel,
viel höher ist: Sie gehen
von bis zu 800.000 Fällen
aus. Nach Angaben der
Opferschutzorganisation
„Weißer Ring“ sind 80 Pro-
zent der Stalking-Opfer
weiblich, 80 Prozent der
Täter dagegen männlich. In
etwa der Hälfte der Fälle
bestand zuvor eine Paar-
Beziehung.
Dass das Nachstellen so
selten juristische Konse-
quenzen hat, liegt daran, dass es schwer zu
beweisen ist. Und an einem Haken im Ge-
setz: Als der Bundestag 2006 das Anti-Stal-
king-Gesetz verabschiedete, das im März
2007 in Kraft trat, hieß es, mit einer Frei-
heitsstrafe werde bestraft, wer einem ande-
ren Menschen „unbefugt nachstellt“ und
„dadurch seine Lebensgestaltung schwer-
wiegend beeinträchtigt“. Im Klartext heißt
das: Bis heute werden Stalker nur verur-
teilt, wenn sie ihre Opfer dazu nötigen
konnten, den Arbeitsplatz oder den Wohn-
ort zu wechseln. Wer „nur“ unter den Be-
lästigungen leidet, bekommt in aller Regel
die offizielle Mitteilung, das Verfahren sei
eingestellt.

Neue Hoffnung So wie Mary Scherpe. Sie
wollte sich von ihrem Stalker nicht dazu
zwingen lassen, ihre Telefonnummer zu
wechseln oder sich gar aus den sozialen
Netzwerken, mit denen sie ihr Geld ver-
dient, zurückzuziehen. Weil sie sich damit
aber auch weigerte, die „richtige“ Art Opfer
zu sein, fand eine Strafverfolgung nicht
statt. Scherpe startete daraufhin eine On-
line-Petition.
In der forderte sie den Gesetzgeber auf,
den Stalking-Paragrafen so zu ändern, dass
es künftig ausreicht, wenn die Taten das Le-
ben der davon Betroffenen schwerwiegend
beeinträchtigen können. Nicht erst die Re-
aktion des Opfers, sondern schon das Vor-
gehen des Täters soll ausreichen, um ihn
belangen zu können. Mehr als 88.000
Menschen haben diese Petition unter-

schrieben. Was Scherpe schon lange for-
dert, soll nun Wirklichkeit werden. Bun-
desjustizminister Heiko Maas (SPD) hat ei-
ne Neuregelung des Stalking-Gesetzes (18/
9946) auf den Weg gebracht, über die der
Bundestag vergangene Woche erstmals be-
raten hat. Darin heißt es, bisher werde „die
Strafbarkeit weder von der Handlung des
Täters noch von deren Qualität abhängig
gemacht, sondern allein davon, ob und
wie das Opfer auf diese Handlung rea-
giert“.

Zerstörtes Leben Maas hat erkannt, wie
gravierend das Nachstellen auf die Opfer

häufig wirkt und stellt fest:
„Stalking kann Leben zer-
stören. Es bedeutet eine
schwere, oft jahrelange Be-
lastung.“ Deshalb müsse
Stalking in Zukunft auch
dann geahndet werden
können, wenn das Opfer
nicht gewillt sei, nachzuge-
ben: „Nicht die Opfer sol-
len gezwungen werden, ihr
Leben zu ändern, sondern
die Stalker.“
Als Nachstellen gilt, „die
räumliche Nähe“ einer Per-

son aufzusuchen, „unter Verwendung von
Telekommunikationsmitteln oder sonsti-
gen Mitteln der Kommunikation, oder
über Dritte Kontakt zu dieser Person her-
zustellen“, unter „missbräuchlicher Ver-
wendung von personenbezogenen Daten“
dieser Person; Bestellungen von Waren
oder Dienstleistungen für sie aufzugeben
oder Dritte zu veranlassen, Kontakt mit ihr
aufzunehmen, oder „diese Person mit der
Verletzung von Leben, körperlicher Unver-
sehrtheit, Gesundheit oder Freiheit ihrer
selbst oder einer ihr nahestehenden Per-
son“ zu bedrohen.
Zugleich soll mit dem neugefassten Para-
grafen 238 des Strafgesetzbuches künftig
eine Abkehr vom Privatklagedelikt erreicht
werden. Bisher müssen Stalking-Opfer
selbst ein Verfahren gegen ihren Belästiger
anstrengen, wenn die Staatsanwaltschaft
kein besonderes öffentliches Interesse an
der Strafverfolgung erkennt. Die Neurege-
lung hatten verschiedene Bundesländer
schon lange vorgeschlagen; Opfer sollen so
nicht länger das Gefühl haben, von den
Behörden allein gelassen zu werden.

Problematische Lücke Der „Weiße Ring“
nennt die geplante Änderung „richtig und
wichtig“. Geschäftsführerin Bianca Biwer
erkennt aber dennoch „eine Lücke“. Weil
im Entwurf die Formulierung „vergleichba-
re Angriffe“ gestrichen und ein klarer Kata-
log von Verhaltensweisen aufgeführt wor-
den ist, könne ein Stalker nun nicht mehr
bestraft werden, „wenn er sein Opfer beim

Arbeitgeber anschwärzt oder Todesanzei-
gen mit dem Namen des Opfers aufgibt“,
erklärte Biwer.
Auch Wolf Ortiz-Müller, Psychotherapeut
und Leiter der Berliner Beratungsstelle Stop
Stalking, sieht hier ein Problem. So werde
die technische Entwicklung, die Stalkern
immer neue Möglichkeiten schaffe, ihren
Opfern nachzustellen, „überhaupt nicht er-
fasst“. Gerade habe ihm eine Frau erzählt,
ihr Stalker schicke jetzt Drohnen, um in
ihre Wohnung schauen zu können. „So et-
was enthält dieser Katalog nicht.“ Zudem
sei eine detailgenaue Aufzählung von Straf-
tatbeständen immer auch eine Einladung
für Täter, sich etwas Neues auszudenken.

Kranke Täter Ohnehin sieht Ortiz-Müller
in der Gesetzesänderung nicht die wich-

tigste Initiative, um Stalking-Opfern zu
helfen. Handlungsbedarf gebe es vor allem
bei der Prävention. „Wir wissen aus unse-
rer Arbeit, dass die Täter selber in einem
psychischen Ausnahmezustand sind. Sie
empfinden das Bedürfnis, Kontakt aufzu-
nehmen und sind nicht in der Lage, die-
sem Druck zu widerstehen. In dem Mo-
ment ist ihnen das Strafmaß egal.“
Es sollte eine bundesweite Hotline für Op-
fer und Täter geben, in der schnelle Bera-
tung und Hilfe angeboten würden, sodass
es gar nicht erst zu Situationen komme, in
denen ein Täter sein Opfer jahrelang beläs-
tige. Bei der Beratung der Stalking-Opfer
müssten schnell Strategien entwickelt wer-
den, um ihnen Sicherheit zu geben. Sie
müssten lernen, mit der Situation umzuge-
hen, ohne sich einem Gefühl der Ohn-

macht zu ergeben. „Welche Verhaltenstipps
wir da geben, hängt immer vom Einzelfall
ab: In manchen Fällen ist es richtig, den
Kontakt komplett abzubrechen und sich
für den Stalker unsichtbar zu machen. In
anderen Fällen hilft es, wenn es per Anwalt
eine Unterlassungserklärung und eine
Strafanzeige gibt. Und manchmal kann es
ein Weg sein, den Kontakt auf einem be-
stimmten Kanal, etwa einem Handy, zuzu-
lassen.“
Mary Scherpe hat sich dafür entschieden,
ihr Leiden öffentlich zu machen. Gestoppt
hat das ihren unbekannten Stalker nicht,
aber wenigstens gebremst. Sie plädiert des-
halb dafür, über Stalking offen zu reden.
Alles andere erlaube den Tätern, „unter
dem einem Schutzmantel der Ignoranz“
weiterzumachen. Susanne Kailitz T

Nachstellungen sind im Internet-Zeitalter noch einfacher und perfider geworden. Das sogenannte Cyberstalking via Handy und Computer ist für die Opfer mindestens genauso belastend wie die klassischen Varianten. © picture-alliance/dpa/Angelika Warmuth

Stalkern die Grenzen aufzeigen
OPFERSCHUTZ Einige Grundregeln im Umgang mit unerwünschten Annäherungen

Die meisten Stalking-Opfer werden von
der Bedrohung völlig überrascht. Angst
und Unsicherheit erschweren eine rationa-
le Vorgehensweise, die aber unbedingt nö-
tig ist, um das Problem zu lösen. Da die
Bedrohungslage sehr unterschiedlich sein
kann und die möglichen Folgen schwer
einzuschätzen sind, empfehlen Anti-Stal-
king-Fachleute, IT-Spezialisten, Psycholo-
gen und Kriminalisten, sich an einigen fes-
ten Grundregeln zu orientieren.

Kontakte vermeiden Die wichtigste Regel
lautet, jeden Kontakt mit Stalkern zu ver-
meiden. Das ist in vielen Fällen nicht so
leicht, zumal wenn es sich um einen Ex-
Partner oder sogar den Vater gemeinsamer
Kinder handelt. Dennoch lautet der Rat,
eindeutig klarzustellen, dass kein Kontakt
gewünscht wird. Fachleute warnen in dem
Zusammenhang vor der Erwartung, Opfer
könnten sich rein argumentativ aus der Af-
färe ziehen. So wird etwa ein Stalker im
Liebeswahn den Hinweis einer Frau, sie ha-
be schon einen Freund, so umdeuten, dass
sie wohl mit ihm zusammen wäre, wenn
sie den Freund nicht mehr hätte. Fachleute
empfehlen daher, sehr bestimmt, aber ru-
hig und höflich jeden Kontakt abzulehnen
und sich daran zu halten, zumal jede Reak-
tion des Opfers vom Stalker als Erfolg ge-
wertet wird, egal wie sie ausfällt.

Daten schützen Das Internet bietet Stal-
kern einfache Möglichkeiten der Kontakt-
aufnahme. Um das zu verhindern, müssen
persönliche Daten geschützt werden. IT-
Fachleute empfehlen konkret, auf online-
Kalender zu verzichten und Einträge in so-
zialen Netzwerken als privat zu klassifizie-

ren und nur einem bestimmten Freundes-
kreis zugänglich zu machen. Ferner sollten
Passwörter regelmäßig gewechselt werden.
Auch Mail-Adressen können geändert wer-
den. Der Zugang zu Rechnern sollte nur
ausgewählten Personen möglich sein.

Kinder schulen Auch Kinder müssen mit
den Grundregeln des Datenschutzes ver-
traut gemacht werden. Sie müssen lernen,
dass sie im Internet nicht ihre echten Na-
men, Bilder, Adressen oder Telefonnum-
mern verbreiten. Wer sich vor unerwünsch-
ten Annäherungen schützen will, muss zu-
dem verhindern, dass persönliche Daten in
Form von Adressaufklebern, Kontoauszü-

gen oder Briefwechseln lesbar im Haus-
müll landen.

Beweise sichern Egal ob online oder offli-
ne: Wer Opfer von Nachstellungen wird,
sollte unbedingt Beweise sichern. Die Poli-
zei empfiehlt, alle Kontaktaufnahmen und
Aktionen eines Stalkers mit Ort und Zeit
genau zu dokumentieren. Briefe oder Mails
sollten nicht weggeworfen oder gelöscht,
sondern aufbewahrt werden. Das ist wich-
tig für einen möglichen Rechtsstreit, aber
auch für die Risikoanalyse.

Hilfe annehmen Auch wenn es womög-
lich unangenehm ist: Stalking-Opfer soll-
ten das Problem nicht verschweigen, son-
dern sich an vertrauenswürdige Freunde,
Nachbarn, Kollegen oder Fachleute von
Opferhilfeeinrichtungen wenden. So kann
verhindert werden, dass ein Stalker weitere
Informationen über sein Opfer erlangt
oder Kollegen argwöhnisch werden, weil
plötzlich seltsame, womöglich kompro-
mittierende Mails im Umlauf sind.
In bestimmten Fällen kann es sinnvoll
sein, auf juristischem Weg ein Annähe-
rungsverbot zu erwirken. Dabei sollte aber
berücksichtigt werden, dass manche Täter
nur noch wenig zu verlieren haben, psy-
chisch krank sein könnten oder gewalttä-
tig. Experten empfehlen hier eine vorherige
Fallanalyse. Claus Peter Kosfeld T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Die
Täter

können
dem Druck

nicht
widerstehen.«

Psychotherapeut
Wolf Ortiz-Müller

Stalking ist alles andere als romantisch.
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Nachteile für Behinderte befürchtet
PFLEGE Gesundheitsexperten fordern Nach-
besserungen am Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung für ein drittes Pflegestärkungsgesetz
(PSG III). Die Sachverständigen warnten an-
lässlich einer öffentlichen Anhörung des Ge-
sundheitsausschusses vergangene Woche vor
allem vor drohenden Verschlechterungen für
Behinderte. So würden pflegebedürftige Be-
hinderte durch die geplante Leistungskonkur-
renz von Pflege und Eingliederungshilfe deut-
lich schlechter gestellt.
Mit dem neuen Gesetz (18/9518) soll die Bera-
tung von Pflegebedürftigen und Angehörigen
in den Kommunen verbessert werden. Die No-
velle basiert auf Empfehlungen einer Bund-
Länder-Arbeitsgruppe und soll Pflegebedürfti-
gen und ihren Angehörigen eine Beratung aus
einer Hand ermöglichen. Mit dem PSG III sol-
len auch Abgrenzungsfragen zwischen Leis-
tungen der Eingliederungshilfe und der Pflege-
versicherung beziehungsweise Hilfe zur Pflege

geregelt werden. Der Deutsche Blinden- und
Sehbehindertenverband (DBSV) erklärte, es
dürfe keinen Vorrang von Pflegeleistungen ge-
genüber der Eingliederungshilfe für Behinderte
geben. Vielmehr müssten die Leistungen wie
bisher nebeneinander gewährt werden. An-
sonsten bestünde die Gefahr, dass Behinderten
mit Verweis auf die vorrangigen Pflegeleistun-
gen nötige Teilhabeleistungen vorenthalten
würden.
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe wies da-
rauf hin, dass sich Eingliederungshilfe und
Pflegeversicherung grundlegend unterschie-
den. So diene die Eingliederungshilfe dazu, ei-
ne Behinderung abzuwenden oder deren Fol-
gen zu mildern. Leistungen der Eingliede-
rungshilfe könnten daher nicht nachrangig
sein. Der Deutsche Städtetag und der Deut-
sche Landkreistag sprachen von einer ausge-
weiteten Diskriminierung Behinderter in Ein-
richtungen der Behindertenhilfe. pk T
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Gestaffelte Anhebung
HARTZ-IV-REGELSATZ Fünf Euro mehr für Erwachsene

Ab dem 1. Januar 2017 sollen Bezieher von
Hartz-IV-Leistungen und Sozialhilfe mehr
Geld bekommen. Das sieht der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zur Ermittlung
von Regelbedarfen sowie zur Änderung des
Zweiten (SGB II) und Zwölften (SGB XII)
Buches Sozialgesetzbuch (18/9984) vor.
Parallel dazu sollen auch die Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
(AsylbLG) durch einen Gesetzentwurf
(18/9985) der Bundesregierung angepasst
und neu strukturiert werden. Beide Ent-
würfe hat der Bundestag in der vergange-
nen Woche in erster Lesung beraten.
Die Regelbedarfe legen die Höhe der Sozi-
alleistungen für erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte in der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende (SGB II) und für Nichter-
werbsfähige, Menschen mit Behinderungen
und über 65-Jährige (SGB XII) fest. Die
Neufestlegung muss alle fünf Jahre erfol-

gen, wenn neue Daten über das Ausgabe-
verhalten der Haushalte in Deutschland
vorliegen. Für einen alleinstehenden Er-
wachsenen soll der Regelsatz um fünf Euro
auf 409 Euro pro Monat steigen. Für Kin-
der bis zum 13. Lebensjahr soll er am
deutlichsten steigen, nämlich um 21 Euro
auf 291 Euro monatlich. Jugendliche ab 14
Jahre erhalten fünf Euro mehr (311 Euro).
Für zwei erwachsene Leistungsempfänger
in einer Wohnung soll der Regelsatz um
vier Euro auf 368 Euro pro Person und
Monat steigen.

Kritik an Statistikmethode In der Debat-
te zeigte sich Gabriele Lösekrug-Möller
(SPD), Parlamentarische Staatssekretärin
im Bundessozialministerium, überzeugt,
dass das Gesetz für viele Menschen Verbes-
serungen bringen werde. Dagmar Schmidt
(SPD) wies darauf hin, dass es der Bundes-
regierung nicht um eine grundsätzliche
Neufassung der Regelsätze ging. Offen sei-
en nach wie vor einige Detailfragen wie
zum Beispiel der Umgangsmehrbedarf bei
getrennt lebenden Eltern. Jana Schimke
(CDU) betonte, die Bürger könnten darauf
vertrauen, im Falle von Hilfebedürftigkeit
die nötige Unterstützung des Staates zu be-
kommen.
Deutliche Kritik kam dagegen von der Op-
position. Grüne und Linke kritisierten das
Statistikverfahren zur Berechnung der Re-
gelsätze. In die Referenzgruppe, nach deren
Lebenshaltungskosten die Regelsätze be-
rechnet würden, würden auch Hartz-IV-
Empfänger selbst einberechnet, empörte
sich Wolfgang Strengmann-Kuhn (Grüne).
Dadurch, betonte Katja Kipping, Vorsitzen-
de der Linkspartei, drehe die Bundesregie-
rung die „Armutsspirale“ immer weiter, an-
statt dafür zu sorgen, dass Menschen aus
ihr herausfänden. che TKinder erhalten 21 Euro monatlich mehr.
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AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Opposition scheitert mit Anträgen
FLÜCHTLINGE Die Opposition ist mit zwei
Anträgen für eine verbesserte Gesundheitsver-
sorgung von Flüchtlingen gescheitert. Union
und SPD lehnten in der vergangenen Woche
die Anträge der Fraktionen Die Linke (18/7413)
und Bündnis 90/Die Grünen (18/6067) ab.
Asylbewerber erhalten in den ersten 15 Mona-
ten ihres Aufenthaltes in Deutschland nur eine
eingeschränkte Versorgung nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz (AsylbLG), konkret bei
akuten Erkrankungen und Schmerzzuständen
sowie bei Schwangerschaft und Mutterschaft.
Diese Beschränkung verletze das Menschen-
recht auf Gesundheit, argumentierte Die Linke
und forderte, alle Asylleistungsberechtigten in
die Versicherungspflicht einzubeziehen und
Gesundheitskarten an alle Asylbewerber aus-
zugeben. Die Leistungseinschränkungen soll-
ten gestrichen werden. Die Grünen zielten mit

ihrem Antrag auf eine bessere psychothera-
peutische und psychosoziale Versorgung der
Flüchtlinge. Rund 40 Prozent aller Flüchtlinge
seien traumatisiert, darunter viele Frauen und
Kinder. Die dringend benötigte Behandlung er-
hielten psychisch kranke Flüchtlinge nur im
Einzelfall. Auch die Grünen verlangten, allen
Berechtigten nach dem AsylbLG die komplet-
ten Leistungen der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) zu gewähren und ihnen hierzu
eine Gesundheitskarte auszuhändigen.
Gesundheitsexperten hatten in einer Anhörung
im Juni einen unbürokratischen und bundes-
weit einheitlichen Zugang zu medizinischen
Leistungen für Asylbewerber befürwortet. Sie
kritisierten die teilweise komplizierte und un-
zureichende ärztliche Versorgung der Flüchtlin-
ge, vor allem hinsichtlich der psychologischen
und psychiatrischen Betreuung. pk T

D
ass das Parlamentarische
Kontrollgremium (PKGr)
des Bundestages ein be-
sonderes ist, machte sein
Vorsitzender Clemens
Binninger (CDU) am

Freitag gleich zu Beginn der Plenardebatte
über eine Stärkung des Gremiums deut-
lich: Es sei „eines der wenigen Gremien
und Ausschüsse, die ausdrücklich in unse-
rer Verfassung genannt sind“, und seine
Mitglieder würden nicht etwa von ihren
Fraktionen entsandt, sondern vom Parla-
ment in geheimer Wahl mit Kanzlermehr-
heit gewählt. Gewählt in ein Gremium, das
„die Kontrolle der Nachrichtendienste aus-
übt an Stelle des Parlaments“. Ein Gremi-
um, das lange Zeit „nur im Geheimen ge-
tagt hat, vielleicht sogar etwas über Ge-
bühr“. Es dürfe die Nachrichtendienste auf-
suchen, Mitarbeiter befragen, sich Akten
herausgeben lassen und von der Regierung
Informationen verlangen. Indes: Die neun
PKGr-Mitglieder, beschrieb Binninger das
Problem, „hatten die Instrumente, aber wir
hatten eigentlich nicht das Personal und
schon gar nicht die Zeit, sie entsprechend
anzuwenden“. Das soll sich nun ändern.
Gegen die Stimmen der Opposition verab-
schiedete der Bundestag den Gesetzentwurf
der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion zur
„weiteren Fortentwicklung der parlamenta-
rischen Kontrolle der Nachrichtendienste
des Bundes“ (18/9040) in modifizierter
Fassung (18/10069). Damit soll sicherge-
stellt werden, dass die Kontrollrechte des
PKGr „intensiver, koordinierter und konti-
nuierlicher wahrgenommen werden kön-
nen“. Auch soll seine Tätigkeit stärker ver-
knüpft werden mit der des für die Wirt-
schaftspläne der Dienste zuständigen „Ver-
trauensgremiums“ des Bundestages und
seiner G10-Kommission, die über Be-
schränkungsmaßnahmen der Geheim-
dienste beim Brief-, Post- und Fernmelde-
geheimnis entscheidet.
Zu diesem Zweck ist vorgesehen, das Amt
eines hauptamtlichen „Ständigen Bevoll-
mächtigten des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums“ inklusive eines entspre-
chenden Mitarbeiterstabs zu schaffen. Die-
ser Bevollmächtigte soll das PKGr bei sei-
ner Arbeit einschließlich der Koordinie-
rung mit den anderen Gremien unterstüt-
zen. Ferner wird das Kontrollgremium
jährlich eine öffentliche Anhörung der Prä-
sidenten der Nachrichtendienste des Bun-
des veranstalten. Zudem sollen unter ande-
rem die Unterrichtungspflichten der Bun-
desregierung konkretisiert und der Schutz
für Hinweisgeber aus den Nachrichten-
diensten verbessert werden.

Mehr Personal Binninger betonte die
Notwendigkeit leistungsstarker Nachrich-
tendienste, die auch durch das Parlament
konsequent kontrolliert werden. Daher be-
hebe man nun eine Reihe von Mängeln.
Dazu gehöre mehr Personal. Auch werde
die öffentliche Anhörung mit den Präsi-
denten der Dienste zur Akzeptanz von de-
ren Arbeit wie der des PKGr beitragen. Fer-
ner würden Whistleblower geschützt. Die
Namen derer, die dem Gremium Missstän-
de mitteilen, würden „nicht an die Exekuti-
ve gegeben, solange es nicht für die Aufklä-
rung“ erforderlich sei.
Für Die Linke kritisierte ihr Abgeordneter
André Hahn, in dem Gesetzentwurf fehlten

wichtige Punkte wie vollständige Tonband-
mitschnitte von PKGr-Sitzungen sowie ei-
ne Stärkung der Minderheitenrechte in
dem Gremium. Auch fehle die Möglich-
keit, dass PKGr-Mitglieder über wichtige
Themen zumindest ihre Fraktionsvorsit-
zende informieren können. Zudem sei der
vorgesehene Whistleblower-Schutz nicht
wirksam, wenn deren Namen im Zweifel
auf Verlangen der Bundesregierung dann
doch bekannt gegeben werden sollen.
„Völlig in die falsche Richtung“ gehe die
Schaffung der Stelle des Ständigen Bevoll-
mächtigen. Hier bestehe die „ernste Ge-
fahr, dass besonders sensible Vorgänge
oder Akten künftig allein dem Bevollmäch-
tigten vorgelegt werden und nicht mehr
den gewählten Abgeordneten“. Damit wer-

de die parlamentarische Kontrolle letztlich
ausgehebelt. Auch werde die Opposition
auf den Mitarbeiterstab des Bevollmächtig-
ten keinerlei Einfluss haben.

»Opposition beteiligt« SPD-Fraktionsvi-
ze Eva Högl entgegnete, dass der Ständige
Bevollmächtigte auf Vorschlag des PKGr er-
nannt werde und somit auch die Oppositi-
on an dieser Entscheidung beteiligt sei.
Ebenso arbeite sein künftiger Stab auch für
die Oppositionsabgeordneten. Högl beton-
te zugleich, dass über eine wirksame Kon-
trolle verlorenes Vertrauen in die Dienste
wiederhergestellt werden solle. Die Kon-
trolle im PKGr sei bisher unzureichend ge-
wesen, „weil wir nicht ausreichend Mög-
lichkeiten hatten, sie gut auszuüben“. Da-

bei sei Kontrolle kein Angriff auf die Nach-
richtendienste, sondern stärke sie. „Kon-
trolle schafft Vertrauen“, unterstrich Högl.
Hans-Christian Ströbele (Bündnis 90/Die
Grünen) monierte, statt die Arbeit des
PKGr wirkungsvoller zu gestalten, schaffe
die Koalition zusätzliche Kontrollinstitu-
tionen neben den schon vorhandenen. Da-
durch werde die Kontrolle „noch mehr zer-
splittert“. Notwendig sei, in das Gesetz zu
schreiben, dass „die Bundesregierung und
die Dienste wahrheitsgemäß berichten
müssen“ und Verstöße dagegen Sanktionen
zur Folge hätten. Dazu gehöre etwa die
Einleitung von Disziplinarmaßnahmen
oder die Möglichkeit, dass die Abgeordnete
„mit solchen Skandalen an die Öffentlich-
keit gehen“ können. Helmut Stoltenberg T

Überwachungskamera vor dem Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln. Die Behörde ist neben Bundesnachrichtendienst und Militä-
rischem Abschirmdienst einer von drei Nachrichtendiensten des Bundes, deren Kontrolle verbessert werden soll. © picture-alliance/dpa

Vertrauen durch
Kontrolle

GEHEIMDIENSTE Das Parlamentarische Kontrollgremium
erhält neue Instrumente. Damit soll es seine Aufsichts-

funktion künftig besser wahrnehmen können

Streit über Arzneimittelstudien
DEMENZ Im Streit über die Forschung an De-
menzkranken haben Ethiker, Mediziner und Ju-
risten bei einer Anhörung des Gesundheitsaus-
schusses vergangene Woche ihre Argumente
ausgetauscht. Im Mittelpunkt stand die Streit-
frage, ob Arzneimittelstudien an nicht einwilli-
gungsfähigen Erwachsenen (zum Beispiel De-
menzkranken) auch dann zulässig sein sollen,
wenn sie nur gruppennützig sind, den Betrof-
fenen selbst also keine Vorteile bringen. Das
ist bislang verboten und soll nach dem Willen
der Bundesregierung mit einer gesetzlichen
Änderung künftig erlaubt werden.
Es geht um das „vierte Gesetz zur Änderung
arzneimittelrechtlicher und anderer Vorschrif-
ten“ (18/8034), mit dem eine EU-Verordnung
(Nr. 536/2014) umgesetzt werden soll. In der
EU-Novelle wird die rein gruppennützige For-
schung an nicht einwilligungsfähigen Erwach-
senen unter bestimmten Voraussetzungen er-
laubt. In der Anhörung ging es um drei konkur-

rierende Änderungsanträge zu dem Gesetzent-
wurf. Ein Antrag sieht vor, es bei der restrikti-
ven Regelung zu belassen. In den beiden an-
deren Anträgen würde die rein gruppennützi-
ge Forschung mit einer vorherigen Probanden-
verfügung gestattet. Befürworter der Neurege-
lung argumentierten, dass ohne diese For-
schung auf wichtige Erkenntnisgewinne ver-
zichtet würde. Außerdem sei die gruppennützi-
ge Forschung bei Minderjährigen seit der einer
Novellierung des Arzneimittelgesetzes im Jah-
re 2004 in Deutschland explizit zugelassen.
Gegner der Novelle gaben zu bedenken, dass
gerade Demenzkranke geschützt werden
müssten und aus medizinischer Sicht die
Grundlagenforschung an anderen Patienten-
gruppen geleistet werden könne. Strittig ist
auch, ob eine Vorabverfügung, an einer Studie
teilzunehmen, rechtlich und ethisch vertretbar
ist, obwohl der Proband noch gar nicht weiß,
um welche Studie es später gehen wird. pk T

Neustart unter heftigen Protesten der Opposition
BND Linke und Grüne halten das neue Gesetz für verfassungswidrig. Union und SPD loben „rechtsstaatliche Legitimität“

Beim Bundesnachrichtendienst (BND)
wird reformiert. Der Bundestag verabschie-
dete vergangenen Freitag mit den Stimmen
der Koalition den Gesetzentwurf „zur Aus-
land-Ausland-Fernmeldeaufklärung des
Bundesnachrichtendienstes“ (18/9041, 18/
10068). Der BND darf nun mehr Informa-
tionen als bislang sammeln. Dies jedoch
mit einer veränderten Rechtsgrundlage und
unter einer neu zu schaffenden Kontrollin-
stanz, die aus zwei Richtern am Bundesge-
richtshof und einem Bundesanwalt beim
Bundesgerichtshof bestehen soll.
Was den Informationsbedarf des Dienstes
angeht, so kann er den künftig durch die
Überwachung ganzer Telekommunikati-
onsnetze stillen. Bislang gab es eine Ein-
schränkung auf 20 Prozent des Datenver-
kehrs. Ein mehrstufiges Filtersystem soll
verhindern, dass Erhebungen von Daten
aus Telekommunikationsverkehren von
deutschen Staatsangehörigen gespeichert
werden.

»Geschenk für den BND« Die Opposition
lehnt die Neureglung ab. Konstantin von
Notz (Grüne) kritisierte, das Gesetz sei ver-
fassungswidrig und verschärfe die Proble-
me rund um die Aktivitäten des BND. Mar-
tina Renner (Die Linke) nannte das Gesetz
ein Geschenk für den BND, der nun auch
in Deutschland legal bespitzeln dürfe.
Christian Flisek (SPD) befand hingegen,
das Gesetz schaffe die Grundlage für ein
rechtsstaatlich legitimiertes Handeln des
Nachrichtendienstes. Nina Warken (CDU)

urteilte, es sei gelungen, eine kluge und
differenzierte Abwägung zwischen den Be-
fugnissen des BND und den Grundrechten
der Bürger zu finden.
Mit dem Gesetz würden Freiheit und Si-
cherheit in Deutschland gestärkt, sagte
Warken. Damit ziehe man auch die Konse-
quenzen aus der fast dreijährigen Tätigkeit
des NSA-Untersuchungsausschusses, be-
tonte die CDU-Abgeordnete. Der BND
müsse vor dem Hintergrund, dass die Kri-
sen und Konflikte in fernen Regionen sich
immer unmittelbarer auf das Leben in
Europa auswirken würden, in der Lage
sein, mit modernsten Mitteln Informatio-
nen zu sammeln. Wie wichtig die Zusam-
menarbeit der Sicherheitsbehörden „über
Grenzen hinweg“ sei, habe sich erst jüngst
gezeigt, sagte Warken. Ohne die Hilfe „un-
serer amerikanischen Freunde“ hätte der
syrische Terrorist Dschaber al-Bakr nicht
gefasst werden können.

Die Linken-Abgeordnete Renner kritisierte,
nachdem durch die Snowden-Dokumente
illegales Handeln des BND aufgedeckt
worden sei, habe es „keine Reue, kein Um-
steuern und auch kein ,zur Rechenschaft
ziehen‘ der Verantwortlichen gegeben“.
Stattdessen werde nun „die Rechtslage
nach den Wünschen des Geheimdienstes“
angepasst. „Das bedeutet: anlasslose Mas-
senüberwachung.“ Auch die Filter, die den
deutschen Kommunikationsverkehr auto-
matisch aussortieren sollen, seien „Augen-
wischerei“. Kritik gebe es im Übrigen nicht
nur von der Opposition. Amnesty Interna-
tional, Reporter ohne Grenzen und auch
drei UN-Sonderberichterstatter hätten den
Gesetzentwurf gerügt.
Flisek sagte, der NSA-Untersuchungsaus-
schuss habe eindeutig herausgearbeitet,
dass es bei BND, aber auch im Kanzleramt
massive Defizite gegeben habe. Seine Frak-
tion, konstatierte der SPD-Mann, sei die

einzige gewesen, die schon frühzeitig die
richtigen Schlüsse aus dieser „unerträgli-
chen Situation“ gezogen habe. Das im
Sommer 2015 von der SPD-Fraktion erar-
beitete Eckpunktepapier sei die Blaupause
für die jetzige Reform. Sie sorge dafür, dass
der BND auf dem Boden rechtsstaatlich
abgesicherter Legitimität arbeiten könne.
Künftig müsse jede Datenerfassung dem
Auftragsprofil der Bundesregierung für den
BND entsprechen. Außerdem würden
Standards für den Schutz von EU-Bürgern
und EU-Institutionen festgelegt, die inso-
weit Deutschen gleichgestellt würden.

„Volle Kanne“ Für die Grünen bemängel-
te Notz, anders als von Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) angekündigt gehe
„Ausspähen unter Freunden“ nach wie vor
– „und zwar volle Kanne“. Anlasslos und
massenhaft würden global Daten erfasst
und mit Millionen von Selektoren geras-
tert. „90 Prozent dieser Selektoren haben
gar nichts mit Terrorismus zu tun“, sagte
Notz. Das vorgelegte Gesetz verschärfe die
Probleme sogar noch. Ein funktionieren-
der Nachrichtendienst, fügte er hinzu,
müsse vor allem rechtsstaatlich sein. „Un-
sere Verfassung ist kein Störfaktor beim
Kampf gegen den Terrorismus, sondern die
Grundlage dafür“, betonte Notz.
Seiner Einschätzung, sämtliche Experten
hätten den Entwurf bei einer Sachverstän-
digenanhörung des Innenausschusses ab-
gelehnt, widersprach Clemens Binninger
(CDU). Viele Experten hätten bestätigt,
dass mit der Regelung Rechtssicherheit ge-
schaffen werde. Im Übrigen, hob er hervor,
gebe es „kein Parlament, das sich derart
mit solchen Vorgängen befasst hat, kein
Parlament, das derartige Konsequenzen ge-
zogen hat“. Auch das zeige: „Wir haben ei-
nen guten Job gemacht.“ Götz Hausding T

Protestschilder für eine Demonstration in der vergangenen Woche in Berlin gegen das
neue BND-Gesetz © picture-alliance/dpa / Klaus-Dietmar Gabbert

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



Ordnung muss sein
ARBEIT Bundestag verabschiedet Gesetz gegen Missbrauch von Leiharbeit. Opposition: »Etikettenschwindel«

O
rdnung auf dem Arbeits-
markt: Das will die Koali-
tion mit ihrer Neurege-
lung von Leiharbeit und
Werkverträgen erreichen,
die der Bundestag am ver-

gangenen Freitag mit den Stimmen von
Union und SPD verabschiedet hat. Die
Opposition spricht dagegen von „Etiket-
tenschwindel“.
Mit der Zustimmung des
Bundestags zum Gesetzent-
wurf der Bundesregierung
zur Änderung des Arbeit-
nehmerüberlassungsgeset-
zes (18/9232) sollen ab
April 2017 Leiharbeiter
nach neun Monaten den
gleichen Lohn wie Stamm-
belegschaften bekommen.
Zugleich wird die Höchst-
verleihdauer auf 18 Mona-
te begrenzt. In beiden Fäl-
len sind jedoch Ausnah-
men möglich, wenn Tarifverträge oder Be-
triebsvereinbarungen etwas anderes regeln.
Zudem kann der Entleiher nach Ablauf der
18 Monate den Mitarbeiter durch einen
anderen Zeitarbeitnehmer ersetzen.

Keine Streikbrecher mehr Für die Parla-
mentarische Staatssekretärin im Ministeri-
um für Arbeit und Soziales, Anette Kram-
me (SPD), wird damit „Ordnung auf dem
Arbeitsmarkt“ geschaffen. Arbeitnehmer-
überlassung müsse künftig immer offen ge-

legt werden, zudem gebe es wichtige Infor-
mationsrechte für Betriebsräte. Bei Bezah-
lung und Entleihdauer habe die Koalition
„Leitplanken“ gesetzt. Kramme betonte, es
sei wichtig, dass Leiharbeitnehmer künftig
nicht mehr als Streikbrecher eingesetzt
werden dürften: Sie könnten nun von den
Unternehmen nicht mehr unter Druck ge-
setzt werden, die Streiks ihrer Kollegen zu

unterlaufen.
Für die Union betonte de-
ren arbeitsmarktpolitischer
Sprecher Karl Schiewerling,
das Gesetz habe einerseits
eine Schutzfunktion für die
Arbeitnehmer, solle aber
auch „Chancen eröffnen“.
98 Prozent aller Leiharbei-
ter arbeiteten in Tarifverträ-
gen, 70 Prozent von ihnen
seien aus der Arbeitslosig-
keit gekommen und 29
Prozent hätten keinen Be-
rufsabschluss: Damit sei

die Leiharbeit ein wichtiger Weg „in Be-
schäftigung“. Auch für die Unternehmen
sei dieses Instrument wichtig.
Die SPD-Arbeitsmarktpolitikerin Waltraud
Wolff sagte, das Gesetz sei ein „Signal für
die Tarifbindung“ und sie habe die Hoff-
nung, dass es Unternehmen dazu bringe,
wieder in die Arbeitnehmerverbände zu-
rückzukehren. Ihr sei klar, dass die Neure-
gelung „nicht das Nonplusultra“ sei, die
SPD werde das Thema daher „nicht aus
den Augen verlieren“.

Heftige Kritik äußerten die Redner der Op-
positionsfraktionen. So sagte Klaus Ernst
für die Linksfraktion, das Gesetz sei keines,
das dem Gemeinwohl entspreche, sondern
komme nur den Verleihfirmen und den
Unternehmen zu Gute, die mit Leiharbei-
tern arbeiteten. Nur ein Viertel der Leihar-
beitnehmer sei länger als neun Monate in
einem Betrieb tätig, sie kämen überhaupt
nicht in den Genuss, gleichen Lohn für
gleiche Arbeit zu erhalten. Auch dass die
Höchstüberlassungsdauer nicht an den Ar-
beitsplatz, sondern an die Beschäftigten ge-
koppelt sei und Stellen deshalb immer
wieder mit Leiharbeitern besetzt werden
könnten, habe „mit dem Gemeinwohl
nichts zu tun“.
Die Sprecherin für Arbeit und Soziales der
Grünen-Fraktion, Beate Müller-Gemmeke,
kritisierte die Eile der Großen Koalition.
Erst sei monatelang um den Entwurf ge-
rungen worden, dann sei die Abstimmung
„überraschend“ auf die Tagesordnung ge-
hoben worden, anstatt sich in Ruhe mit
der Kritik verschiedener Experten. Lobens-
wert sei nur ein Punkt: dass Union und
SPD durch einen Änderungsantrag Vorga-
ben korrigiert hätten, die es Verleihfirmen
auch künftig ermöglicht hätten, sich durch
eine Hintertür vor Sanktionen bei illegaler
Arbeitnehmerüberlassung zu schützen. An-
sonsten aber bleibe nur Kritik: Die Sach-
verständigen und auch ein Gutachten des
Wissenschaftlichen Dienstes der Bundes-
tags seien zu dem Schluss gekommen, dass
sowohl bei Bezahlung als auch Überlas-

sungsdauer „Rotationsmöglichkeiten“
denkbar wären. Der Missbrauch von Leih-
arbeit werde damit nicht bekämpft, son-
dern „gesetzlich legitimiert: Und das geht
gar nicht.“ Müller-Gemmeke warb erneut
für die Forderung ihrer Fraktion, Leiharbei-
tern vom ersten Tag an gleiche Löhne zu
zahlen und einen Flexibilitätsbonus von
10 Prozent einzuführen. Damit würde das
Instrument betriebswirtschaftlich „nur vo-
rübergehend“ Sinn machen und sei auch
gerecht.

Ein entsprechender Antrag der Grünen
(18/7370) wurde allerdings ebenso mit
den Stimmen von Schwarz-Rot abgelehnt
wie einer der Linken (18/9664) zur Be-
grenzung von Leiharbeit.

Kritik an der Lösung In Deutschland sind
rund eine Million Menschen als Leihar-
beitnehmer beschäftigt. Die meisten von
ihnen werden deutlich schlechter bezahlt
als regulär Beschäftigte, viele von ihnen ar-
beiten unter der Niedriglohnschwelle.
Eigentlich soll Leiharbeit Unternehmen
dabei helfen, Auftragsspitzen abzufangen.
Tatsächlich werden viele Leiharbeiter dau-
erhaft eingesetzt – eine Tatsache, die Bun-
desarbeitsministerin Andrea Nahles (SPD)
immer wieder kritisiert. Doch das sei auch
mit dem neuen Gesetz möglich, kritisier-
ten in der Anhörung des Arbeitsausschus-
ses verschiedene Sachverständige. Der Wis-
senschaftliche Dienst des Bundestags geht
in einem Gutachten davon aus, dass Unter-
nehmen auch weiterhin Leiharbeit dauer-
haft nutzen können. In einer Analyse des
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts der gewerkschaftsnahen Hans-
Böckler-Stiftung heißt es, weil es künftig
viele Möglichkeiten gebe, die Höchstüber-
lassungsdauer zu überschreiten, werde die
„Tarifautonomie unterlaufen“. Auch die
Möglichkeit, bis zu 15 Monate vom
Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“ abzuweichen, wird kritisiert: So wür-
den „schlechtere Chancen auf Equal Pay“
festgeschrieben. Susanne Kailitz T

Maximal 18 Monate sollen Beschäftigte als Leiharbeitnehmer eingesetzt werden dürfen. Nach neun Monaten sollen sie gehaltsmäßig der Stammbelegschaft gleichgestellt werden. © picture-alliance/ZB

»Leiharbeit ist
für viele

Menschen ein
wichtiger Weg

in die Be-
schäftigung.«
Karl Schiewerling (CDU)

> KOMPAKT
Leiharbeit und Werkverträge

> Dauer Leiharbeitnehmer sollen künftig
nur noch maximal 18 Monate bei einem
Entleiher eingesetzt werden können. Al-
lerdings sollen durch tarifliche Regelun-
gen oder Betriebsvereinbarungen Ab-
weichungen möglich sein.

> Lohn Nach neun Monaten sollen Leihar-
beiter den gleichen Lohn wie Stammbe-
schäftigte erhalten. Auch hiervon kann
durch Tarifvereinbarungen abgewichen
werden.

> Werkverträge Um den Missbrauch von
Werkverträgen zu verhindern, wird prä-
zisiert, unter welchen Bedingungen ein
Arbeitsverhältnis vorliegt.
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Mit Rückenschulung und Gymnastik länger arbeiten
FLEXI-RENTE Union und SPD reformieren die Teilrente grundlegend. Auch Prävention und Rehabilitation werden gestärkt

„Das ist ein Gewinner-Gesetz.“ Kurz und
knapp brachte Peter Weiß (CDU), der Vor-
sitzende der Arbeitnehmergruppe der Uni-
onsfraktion, den Kern des Gesetzentwurfes
(18/9787) für die Flexi-Rente aus seiner
Sicht auf den Punkt. Über den Entwurf der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
debattierte der Bundestag am vergangenen
Freitag in abschließender Lesung. Mit der
Mehrheit von Union und SPD und bei
Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen
und Linken stimmte der Bundestag ihm
schließlich zu. Keine Mehrheit fanden da-
gegen Anträge von Bündnis 90/Die Grünen
und Linken (18/3312; 18/5212; 18/5213)
mit alternativen Vorschlägen für flexible
Renteneintritte.

Steigende Rentenansprüche Zu den vor-
geschlagenen Maßnahmen gehört unter
anderem die verbesserte Möglichkeit, vor
Erreichen der Regelaltersgrenze eine Teil-
zeitarbeit durch eine Teilrente zu ergänzen.
Teilrente und Hinzuverdienst sollen „flexi-
bel und individuell miteinander kombi-
nierbar“ sein. Der Hinzuverdienst soll „im
Rahmen einer Jahresbetrachtung“ stufenlos
bei der Rente berücksichtigt werden.
Wer eine vorgezogene Vollrente wegen Al-
ters bezieht und weiterarbeitet, soll da-
durch künftig regelmäßig den Rentenan-

spruch erhöhen. Auch Vollrentner sollen
künftig in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung versicherungspflichtig sein, bis sie die
Regelaltersgrenze erreichen. Arbeitet je-
mand nach Erreichen der Regelaltersgrenze
weiter, kann er auf die dann bestehende
Versicherungsfreiheit verzichten, um damit
seinen Rentenanspruch zu erhöhen.
Neue Regeln der Rehabilitation und der
Prävention sollen die Leistungen der Ren-

tenversicherung und der Alterssicherung
der Landwirte stärken.
Zudem soll die Beschäftigung älterer Ar-
beitnehmer dadurch attraktiver werden,
dass der bisher anfallende gesonderte Ar-
beitgeberbeitrag zur Arbeitslosenversiche-
rung für Beschäftigte jenseits der Regelal-
tersgrenze für fünf Jahre wegfällt.
Martin Rosemann (SPD) freute sich, dass
die Koalitionsfraktionen „fast nur positive

Rückmeldungen“ für ihren Entwurf erhal-
ten hätten, fügte aber hinzu, dass dies vor
allem für den Bereich der Stärkung von
Prävention und Rehabilitation gelte. „So
unterstützen wir, dass die Menschen ge-
sund ihren Lebensabend erreichen.“ Das
Gesetz sei ein richtiger Ansatz, um den So-
zialstaat zu einem vorsorgenden Sozial-
staat weiterzuentwickeln und begleite die
Veränderungen in der Arbeitswelt kon-
struktiv, so Rosemann.

Teilhabe und Anerkennung Für Die Lin-
ke betonte der rentenpolitische Sprecher
Matthias Birkwald, dass auch seine Frakti-
on nichts dagegen habe, wenn Menschen
länger arbeiten wollen. „Aber wir sind da-
gegen, dass Menschen länger arbeiten müs-
sen“, sagte er. Das müssten sie aber, weil
das Rentenniveau seit Jahren sinke und gu-
te Renten-Übergangsmodelle abgeschafft
worden seien. Birkwald kritisierte den Ge-
setzentwurf dafür, dass er keine Lösungen
für Menschen anbiete, die gesundheitsbe-
dingt nicht bis 65 oder 70 Jahre arbeiten
können.
Markus Kurth, rentenpolitischer Sprecher
der Grünen, betonte ebenfalls: „Wir wol-
len auch, dass längeres und gesünderes Ar-
beiten möglich wird.“ Dass, worauf sich
Union und SPD mit dem Flexi-Rentenge-

setz geeinigt hätten, sei jedoch nur der
„kleinste gemeinsame Nenner“, der nichts
grundlegend voranbringe. „Was ist mit de-
nen, die aus gesundheitlichen Gründen
zwar keine Erwerbsminderungsrente bean-
tragen können, die aber eben auch einen
abgefederten, zeitlich reduzierten Über-
gang in den Ruhestand brauchen?“, fragte
er und warb für das grüne Modell einer
Teilrente ab 60 Jahren.
„Natürlich wird das Gesetz keine Wunder
bewirken“, sagte Carsten Linnemann
(CDU). Aber es verdeutliche einen Para-
digmenwechsel hin dazu, „das Alter neu zu
denken“. In Zukunft könnten die Men-
schen selbst entscheiden, wie lange sie ar-
beiten wollen. Dabei gehe es nicht nur um
Geld. „Es geht auch um Teilhabe und An-
erkennung“, betonte er. Eine Lösung brau-
che man noch für jene Menschen, die un-
verschuldet zwischen 50 und 65 Jahren ar-
beitslos werden, gab Linnemann zu beden-
ken und appellierte an die Verantwortung
der Wirtschaft. Claudia Heine T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperDie Übergänge in die Rente werden fließender. © picture-alliance/Bildagentur-online/Ohde

KURZ NOTIERT

Höhere Bezüge für
Bundesbeamte
Die Bezüge von Beamten, Richtern, Sol-
daten und Versorgungsempfängern im
Bund werden rückwirkend zum 1. März
dieses Jahres sowie zum 1. Februar 2017
angehoben. Einen Gesetzentwurf der
Bundesregierung (18/9533) billigte der
Bundestag in der vergangenen Woche.
Dementsprechend erhöhen sich die
Dienst- und Versorgungsbezüge zum 1.
März 2016 um 2,2 Prozent und zum 1.
Februar 2017 um 2,35 Prozent. Die An-
wärterbezüge steigen zum 1. März 2016
um 35 Euro und zum 1. Februar 2017
um 30 Euro. sto T

Mikrozensus wird
unbefristet fortgeführt
Mit den Stimmen der CDU/CSU- und der
SPD-Fraktion hat der Bundestag vergan-
gene Woche bei Enthaltung der Opposi-
tion den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung „zur Neuregelung des Mikro-
zensus und zur Änderung weiterer Sta-
tistikgesetze“ (18/9418) in modifizierter
Fassung (18/10067) verabschiedet. Die
Vorlage sieht im Gegensatz zur bisheri-
gen Gesetzeslage eine unbefristete Fort-
führung des Mikrozensus vor. sto T

Grüne fordern Qualitätsgesetz
für Kinder- und Jugendhilfe
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will
den Kinderschutz und die Prävention
stärken. In einem Antrag (18/9054) for-
dern die Abgeordneten die Bundesregie-
rung unter anderem auf, einen Gesetz-
entwurf vorzulegen, um die Kooperation
zwischen der Kinder- und Jugendhilfe
und dem Gesundheitswesen einschließ-
lich Qualitätsvorgaben und Finanzie-
rungsmöglichkeiten verbindlich zu re-
geln. Auch die Träger der freien Jugend-
hilfe sollen in die Pflicht zur Qualitäts-
entwicklung einbezogen werden. Der
Bundestag debattierte vergangene Wo-
che erstmals über den Antrag. aw T

Bundesregierung will
Insolvenzordnung ändern

Der Bundestag hat in der vergangenen
Woche einen Gesetzentwurf (18/9983)
der Bundesregierung zur Änderung der
Insolvenzordnung in erster Lesung bera-
ten. Mit diesem sollen „die gesetzlichen
Grundlagen für die Abwicklung von Fi-
nanzmarktkontrakten in der Insolvenz
einer Vertragspartei klargestellt und prä-
zisiert“ werden. pst T

Erweiterte Auskunftspflicht
für Großunternehmen

Großunternehmen sollen künftig über
ihren Umgang mit der Umwelt, mit Ar-
beitnehmern oder Menschenrechten re-
gelmäßig berichten. Das sieht eine Richt-
linie der Europäischen Union (2014/95/
EU) vor, die mit einem jetzt von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf (18/9982) in nationales Recht um-
gesetzt werden soll. Die Angaben sollen
Bürgern bei der Entscheidung helfen, ob
sie in dieses Unternehmen investieren
oder zum Beispiel seine Produkte kaufen
wollen. Das Gesetz wurde vergangene
Woche vom Bundestag in erster Lesung
beraten. pst T
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Ein spektakulärer Fall und viele offene Fragen
TERRORISMUS Abgeordnete beraten über die Justizpannen im Fall des mutmaßlichen syrischen Terroristen Al-Bakr. Lob für Geheimdienstarbeit

Der spektakuläre Fall Dschaber al-Bakr hat
in der vergangenen Woche auch den In-
nen- und den Rechtsausschuss des Bundes-
tages beschäftigt. Die Abgeordneten befass-
ten sich mit der Pannenserie rund um die
Verhaftung des mutmaßlichen Terroristen,
der einen Anschlag geplant hatte und sich
dann in einem Leipziger Gefängnis das Le-
ben nahm. Im Rechtsausschuss erläuterte
Generalbundesanwalt Peter Frank, dass
auch bei dem Vorwurf der Vorbereitung
schwerer staatsgefährdender Straftaten die
Landesbehörden für die Ermittlungen zu-
ständig seien. Bei „besonderer Bedeutung“

könne der Generalbundesanwalt den Fall
an sich ziehen, dafür sei allerdings ein
Haftbefehl des Bundesgerichtshofs nötig.
Frank betonte, er hätte die Ermittlungen
übernommen, sobald die erforderlichen
gerichtsverwertbaren Erkenntnisse vorhan-
den gewesen wären.
Neben der Debatte über die behördliche
Zuständigkeit wurde auch kritisiert, dass
der Syrer nach der Verhaftung in einer
sächsischen Justizvollzugsanstalt geblieben
war. Dies, sagte Frank, sei gängige Praxis.
Inzwischen hat sich Bundesjustizminister
Heiko Maas (SPD) gegen die Einrichtung
spezieller Gefängnisse ausgesprochen. Der
Strafvollzug sei Ländersache.
SPD-Fraktionsvize Eva Högl betonte am
Freitag im Bundestag, es habe im Rechts-
und Innenausschuss „viel Anlass für Kritik“
an Polizei und Strafvollzug in Sachsen ge-
geben. „Dort sind Fehler gemacht wor-

den“, betonte Högl. Der Fall in Sachsen ge-
be aber nicht nur Anlass für Kritik, da dort
ja auch „ein Anschlag verhindert werden“
konnte. Das sei „das Entscheidende, bei al-
ler Dramatik des weiteren Verlaufs“.

Lob für Geheimdienste Natürlich hätte
der Suizid Al-Bakrs verhindert werden
müssen, doch zeige der Fall auch, dass die
Nachrichtendienste „ganz hervorragend ge-
arbeitet“ hätten, sagte Högl weiter. So habe
die Kooperation mit den ausländischen
Diensten ebenso funktioniert wie die „Wei-
tergabe der Informationen zwischen aus-
ländischen Diensten, Bund und Land“ so-
wie die Verarbeitung und Konkretisierung
der Information und „letztendlich auch
die Zusammenarbeit mit der Polizei“.
Auch der CDU-Abgeordnete Armin Schus-
ter sprach mit Blick auf die Nachrichten-
dienste von einer „tadellosen Leistung im

Fall Al-Bakr“. Dabei sei dergleichen „nicht
einmalig – sowas passiert sehr oft“.
In Sachsen soll nun eine unabhängige Ex-
pertenkommission aufklären, was im Fall
Al-Bakr schiefgegangen ist. Das vierköpfige
Gremium unter Vorsitz des ehemaligen
Richters am Bundesverfassungsgericht,
Herbert Landau, soll auch Empfehlungen
für die künftige Arbeit der sächsischen Be-
hörden geben und die Zusammenarbeit
der Sicherheitsbehörden auf Landes- und
Bundesebene untersuchen.
Offen ist, ob die jüngsten Justizpannen
Auswirkungen auf die sächsische Landesre-
gierung haben. Nach dem Tod Al-Bakrs wa-
ren vor allem Ministerpräsident Stanislaw
Tillich und sein Justizminister Sebastian
Gemkow (beide CDU) in Erklärungsnot
geraten. Unter den schwarz-roten Koaliti-
onspartnern, die seit 2014 gemeinsam re-
gieren, gibt es nun Krach, nachdem der

stellvertretende Ministerpräsident Martin
Dulig (SPD) in einem Interview im Zu-
sammenhang mit dem Fall Al-Bakr von ei-
nem „qualitativen Problem in den Füh-
rungsebenen“ und einer „inakzeptablen
Laissez-faire-Haltung“ gegenüber demokra-
tischen Grundprinzipien bei Polizei und
Ordnungsbehörden gesprochen hat. Die
CDU in Sachsen warf ihm daraufhin vor,
sich „zum Kronzeugen für das Sachsen-
Bashing“ zu machen.
Sachsen ist in den vergangenen Monaten
wiederholt in die Kritik geraten, weil
Flüchtlinge angegriffen wurden und rassis-
tische Pöbeleien bei der Feier zum Tag der
Deutschen Einheit nicht unterbunden wur-
den. Die seit zwei Jahren stattfindenden
Aufmärsche der islamkritischen Pegida-Be-
wegung haben insbesondere auch das
Image der Landeshauptstadt Dresden
schwer beschädigt. Susanne Kailitz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Justizminister Sebastian Gemkow (CDU)
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Alles unter Verschluss
NSA-AUSSCHUSS Zeugin will berichten, darf aber nicht

Es dauerte nicht lange, bis Konstantin von
Notz der Kragen platzte. „Das ist eine Far-
ce, was hier stattfindet, eine Farce! Die
Zeugin würde gerne darüber reden, was
hier Sache ist“, ereiferte sich der Grünen-
Abgeordnete und beantragte, die Sitzung
zwecks Beratung zu unterbrechen.
Die Zeugin hatte bis zu diesem Zeitpunkt
innerhalb weniger Minuten vier Mal auf
die Fragen des Christdemokraten Tankred
Schipanski entweder geantwortet, der
Sachverhalt sei so geheim, dass sie darüber
öffentlich nicht reden könne, oder aber, sie
weigere sich, rechtliche Bewertungen abzu-
geben, weil sie sich lediglich über Fakten
zu äußern habe. Zwei Standardantworten,
die der NSA-Untersuchungsausschuss im
Laufe der weiteren Vernehmung vergange-
ne Woche immer wieder von Gabriele
Löwnau zu hören bekam.
Die 57-jährige Juristin leitet seit März 2012
Referat V, heute Arbeits-
gruppe 22, bei der Bundes-
beauftragten für den Da-
tenschutz und die Infor-
mationsfreiheit (BfDI). Ih-
re Arbeitsgruppe hat die
Geheimdienste und Poli-
zeien des Bundes zu beauf-
sichtigen. Löwnau war be-
reits am 12. November
2015 im NSA-Ausschuss zu
Gast und hatte damals we-
der mit Fakten noch per-
sönlichen juristischen Ein-
schätzungen hinter dem
Berg gehalten. Jetzt indes schien ihr Auftritt
den Vorsitzenden Patrick Sensburg (CDU)
Lügen zu strafen, der die Sitzung mit den
Worten eröffnet hatte: „Die Dinge, die wir
hier verhandeln, sind für die Öffentlichkeit
mehr als bedeutsam.“

Geheime Papiere Im Dezember 2013 und
Oktober 2014 hatte Löwnaus Behörde der
vom Bundesnachrichtendienst (BND) und
der amerikanischen National Security
Agency (NSA) betriebenen Abhöranlage in
Bad Aibling zwei Inspektionsbesuche abge-
stattet. Über die Befunde legte sie im Juli
2015 einen „Sachstandsbericht“ vor. Eine
„rechtliche Bewertung“ ging dem Aus-
schuss im Frühjahr 2016 zu. Diese ist neu-
erdings bei „netzpolitik.org“ im Internet
nachzulesen, doch offiziell sind beide Do-
kumente für die Öffentlichkeit gesperrt.
Der Sachstandsbericht als „streng geheim“,
die rechtliche Bewertung als „geheim“. Ein
Ärgernis zumal für die Vertreter der Oppo-
sition im Ausschuss, die sich deshalb einen
weiteren öffentlichen Auftritt der Zeugin
Löwnau gewünscht hatten.
Für diese geriet die knapp zweistündige Be-
fragung zum Drahtseilakt. Immer wieder
beriet sie sich mit ihrem Rechtsbeistand

und einem Vertreter ihrer Behörde. Sie be-
stätigte, dass es die BfDI selber gewesen sei,
die beide Dokumente als Verschlusssachen
eingestuft hat. Sie habe aber keine andere
Wahl gehabt: „Uns sind diese ganzen Din-
ge nur als streng geheim zur Kenntnis ge-
kommen. Wenn wir Unterlagen haben, die
als geheim oder streng geheim vorliegen,
dann sind wir an diese Einstufung gebun-
den.“

Veto des Kanzleramts Ihre Behörde habe
das Kanzleramt sogar gebeten, wenigstens
die rechtliche Bewertung der Öffentlichkeit
zugänglich machen zu dürfen, berichtete
die Zeugin: „Wir haben nachgefragt, das
Kanzleramt angeschrieben.“ Doch das Er-
suchen sei abgelehnt worden mit dem
Hinweis, dass auch in der rechtlichen Be-
wertung geheimschutzbedürftige Sachver-
halte zur Sprache kämen und daher „das

Dokument nicht herunter-
gestuft werden kann“.
Um die Frage, wie im Kanz-
leramt mit brisanten Infor-
mationen verfahren wird,
ging es auch in der an-
schließenden Vernehmung
zweier weiterer Zeugen. Wie
erklärt es sich, dass die zu-
ständige Fachebene über
die Verwendung politisch
fragwürdiger Selektoren
durch den BND erst andert-
halb Jahre später unterrich-
tet wurde als die Spitze des

Hauses? Das Referat 603 führt die Fachauf-
sicht unter anderem über die Abteilung
Technische Aufklärung (TA), die beim
BND die Abhörmaßnahmen organisiert.
Referatsleiter Albert Karl und seine Mitar-
beiterin Friederike Nökel bestätigten dem
Ausschuss, sie hätten erst im März 2015 da-
von erfahren, dass der BND in seiner stra-
tegischen Fernmeldeaufklärung auch Such-
merkmale eingesetzt hatte, die zur Ausspä-
hung von Zielen in Mitgliedsländern von
EU und NATO, von Freunden also, geeig-
net waren. Dies hatte der damalige BND-
Präsident Gerhard Schindler aber bereits
Ende Oktober 2013 in einem persönlichen
Gespräch dem noch amtierenden Kanzler-
amtschef Ronald Pofalla (CDU) und Ge-
heimdienstkoordinator Günter Heiß mit-
geteilt.
Warum Heiß, als Leiter der Abteilung 6 ihr
direkter Vorgesetzter, ihnen die Informati-
on nicht sofort weitergab, wussten weder
Karl noch Nökel schlüssig zu beantworten.
„Wenn für die Dienst- und Fachaufsicht
was zu veranlassen war, war es nahelie-
gend, das zu tun. Damals ist das nicht ge-
schehen“, sagte Karl. „Es wäre wahrschein-
lich besser gewesen, wir hätten’s gewusst,“
meinte seine Kollegin. Winfried Dolderer T

»Die Zeugin
würde gerne

darüber
reden, was

hier
Sache ist.«

Konstantin von Notz
(Bündnis 90/Die Grünen)

Das Bundeskanzleramt (im Hintergrund) blockte alle Anfragen ab. © picture-alliance/dpa

M
it der jüngsten Spur
zum Fall Peggy hat
der Fallkomplex um
die rechte Terrorzelle
„Nationalsozialisti-
scher Untergrund“

(NSU) eine neue, spektakuläre Wendung
genommen. Unlängst war bekannt gewor-
den, dass eine DNA-Spur des NSU-Mit-
glieds Uwe Böhnhardt am Fundort der Lei-
che von Peggy Knobloch gefunden wurde.
Völlig abwegig scheint die Verbindung
nicht. Böhnhardt war in den 1990er Jahren
schon einmal Verdächtiger in einem Kinds-
mordfall. Zudem fanden Ermittler 2011 auf
einem Computer in der Zwickauer Woh-
nung des NSU-Trios Kinderpornografie. In-
wieweit Böhnhardt tatsächlich etwas mit
dem Mord an der neunjährigen Peggy zu
tun hat, ist aber noch völlig offen. Unklar
ist auch, inwieweit der Fall relevant für den
NSU-Untersuchungsausschuss des Bundes-
tages werden könnte. Man müsse nun erst
einmal den bayerischen Behörden die nöti-
ge Zeit einräumen, um gründlich zu ermit-
teln, erklärte der Ausschussvorsitzende Cle-
mens Binninger (CDU) vergangene Woche.

DNA-Spuren Seit Monaten fordern Bin-
ninger und seine Kollegen, die Ermittlun-
gen zu den DNA-Spuren im NSU-Verbre-
chenskomplex noch einmal neu aufzurol-
len. Der Wunsch des Ausschusses dürfte
nun endlich Gehör finden. In mehreren
Bundesländern wurden jetzt Sonderkom-
missionen eingerichtet, die ungeklärte Fäl-
le von Kindstötungen seit den 1990er Jah-
ren untersuchen sollen. Dabei werden si-
cherlich auch DNA-Abgleiche mit den drei
mutmaßlichen NSU-Haupttätern – Uwe

Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate
Zschäpe – sowie mit anderen Beschuldig-
ten im Umfeld des Terrortrios eine Rolle
spielen.
Dass DNA-Spuren grundsätzlich mit Vor-
sicht zu behandeln sind, hat der mutmaß-
liche NSU-Mord an der Polizistin Michèle
Kiesewetter gezeigt. Hier waren die Ermitt-
ler aufgrund einer vermeintlich heißen
DNA-Spur jahrelang einem Phantomtäter
nachgejagt. Am Ende stellte sich heraus:
Die Spur war durch eine Verunreinigung
zustande gekommen und stammte von ei-
ner Mitarbeiterin der Firma, die die Spu-
rensicherung mit Wattestäbchen beliefert.
Die Hintergründe im Mordfall Kiesewetter
sind noch immer ungeklärt.

Offene Fragen Neue Untersuchungen zu
alten Spuren forderte der NSU-Ausschuss
deshalb auch in diesem Mordfall. Die Poli-
zistin Kiesewetter und ihr Kollege Martin
Arnold waren am 25. April 2007 in Heil-
bronn mutmaßlich von Böhnhardt und
Mundlos überfallen und aus kurzer Dis-
tanz in den Kopf geschossen worden. Ar-
nold überlebte schwer verletzt, Kiesewetter
starb noch am Tatort. Im Zentrum der Un-
tersuchungen des NSU-Ausschusses stehen
unter anderem die Fragen, wie viele Täter
an dem Mord beteiligt waren und ob Kie-
sewetter, wie bisher angenommen, ein Zu-
fallsopfer war.
Nach wie vor gibt es keinen unmittelbaren
Augenzeugen von der Tat. Mehrere Zeugen
wollen aber bis zu sechs Tatverdächtige ge-
sehen haben, die zum Teil blutverschmiert
waren und Hals über Kopf vom Tatort ge-
flüchtet sind. Für die Auswertung der da-
maligen Zeugenbefragung war LKA-Ermitt-

ler Klaus Brand zuständig. Der Ausschuss
ging mit ihm noch einmal detailliert fünf
Zeugenaussagen durch und versuchte den
Tathergang zu rekonstruieren. Die fünf
Zeugen seien alle glaubwürdig gewesen,
auch wenn sie sich teilweise in zentralen
Punkten wie der Beschreibung der Flucht-
fahrzeuge und Täter widersprochen hätten,
sagte Brand. Füge man die Zeugenaussagen
zusammen, komme man allerdings auf
sechs Täter. Auch der Ausschuss vermutet
mittlerweile, dass Böhnhardt und Mundlos
in diesem Fall mehrere Komplizen hatten.
Die Bundesanwaltschaft, die im NSU-Pro-
zess in München die Anklage führt, geht
dagegen weiterhin von zwei Tätern aus.
Vieles spreche dafür, dass die Täter gezielt
Polizisten ermorden wollten, sagte der

Zeuge Brand. Er sei aber überzeugt, dass
Kiesewetter und Arnold dabei Zufallsopfer
gewesen seien. Denn Kiesewetter habe ihre
Schicht wenige Tage vorher mit einem Kol-
legen getauscht und sei rein zufällig am
Tatort gewesen.
Einen Kollegen von Brand, Wolfgang Fink,
befragten die Abgeordneten zur Auswer-
tung der Mobilfunkzellen rund um den
Tatort. Laut Fink ergab die Auswertung
zwar zahlreiche Hinweise, aber keinen
Durchbruch bei den Mordermittlungen.
Eine Kommunikation der Täter per Handy
habe man nicht entdecken können.

Kritische Nachfragen Armin Schuster
(CDU) rügte: „Sie haben jetzt jahrelang er-
folglos mit der These ,Zufallstat´ ermittelt
und ich frage, wurde das Szenario ,geplan-
te Tat´ ebenso professionell geprüft?“ Fink
räumte ein, dies sei nicht der Fall gewesen.
Man habe zunächst nur nach Telefonnum-
mern von aktenkundigen Straftätern ge-
sucht. Auch seien die Verbindungsdaten
vom Nachmittag nicht mit denen vom Vor-
mittag abgeglichen worden. Irene Mihalic
(Grüne) sagte, es sei nicht auszuschließen,
dass die Täter den Tatort am Vormittag aus-
gekundschaftet und am Nachmittag zuge-
schlagen hätten.
Binninger stellte weitere Versäumnisse fest.
So habe Kiesewetter kurz vor Ihrem Tod
sieben SMS erhalten. Als Absender sei je-
weils die SMS-Zentrale des Netzbetreibers
vermerkt gewesen. Dies sei äußerst unge-
wöhnlich und nicht zufriedenstellend auf-
geklärt worden. Der Ausschuss fordert nun
– wie schon bei den offenen DNA-Spuren
– eine Generalrevision der Funkzellenaus-
wertung. Florian Zimmer-Amrhein T

Rätselhafter NSU-Komplex. Eine Spur von Böhnhardt (oben rechts) führt zum Fall Peggy (oben links). Auch der Mord an der Polizistin wirft Fragen auf. © picture-alliance/David Ebener/dpa

Seltsame
Spuren
NSU-AUSSCHUSS Die Abgeordneten
verlangen eine neue Auswertung der
Beweismittel speziell im Fall Kiesewetter

> STICHWORT
Der Mordfall Peggy Knobloch

> Mai 2001: Die neun Jahre alte Peggy
verschwindet plötzlich im bayerischen
Lichtenberg. Eine Spur gibt es nicht.

> April 2004: Der geistig behinderte
Nachbar der Knoblochs, Ulvi K., wird für
den Mord an Peggy zu lebenslanger Haft
verurteilt. Ein neues Verfahren endet
2014 mit einem Freispruch für K.

> Juli 2016: Das Skelett von Peggy wird in
Thüringen von einem Pilzsammler ent-
deckt. Auf einem Stück Stoff neben der
Leiche finden die Ermittler DNA von Uwe
Böhnhardt.
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Schutz von
Müttern und
Kindern
ENTWICKLUNG Weltweit sterben pro Tag
rund 16.000 Kinder unter fünf Jahren auf-
grund von Krankheit sowie 800 Frauen in
Folge von Komplikationen während der
Schwangerschaft oder Geburt. Besonders
betroffen sind Mütter und Kinder in Ent-
wicklungsländern. Deutschland müsse sich
verstärkt bei der Bekämpfung von Mütter-
und Kindersterblichkeit in Entwicklungs-
und Schwellenländern engagieren, forder-
ten Experten im Entwicklungsausschuss
des Bundestages vergangene Woche. Nur so
könnten die „Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung“ (SDG) der Vereinten Nationen
erreicht werden.

Mehr Engagement Marwin Meier von der
Organisation „World Vision e.V.“bemän-
gelte, dass die Bundesregierung Empfeh-
lungen der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) zur internationalen Gesundheitsfi-
nanzierung nur zu rund einem Drittel er-
fülle. Er forderte die Bundesregierung auf,
mindestens 400 Millionen Euro pro Jahr in
den „Globalen Fonds zur Bekämpfung von
Aids, Tuberkulose und Malaria“ (GFATM)
einzuzahlen. Circa 45 Prozent dieser Mittel
haben einen unmittelbaren Effekt auf die
Reduzierung von Mütter- und Kindersterb-
lichkeit, sagte er.
„Jede zwei Minuten stirbt eine Frau wäh-
rend der Schwangerschaft oder Geburt, 99
Prozent von ihnen in Entwicklungslän-
dern“, sagte Naveen Rao von der Initiative
„Merck for Mothers“. Ärzte und medizini-
sche Geräte seien zu weit entfernt oder
nicht bezahlbar, benannte Rao Hauptgrün-
de für Müttersterblichkeit. Unternehmen
könnten die Bekämpfung von Müttersterb-
lichkeit nicht nur finanziell unterstützen,
sondern auch Expertise einbringen, sagte
Rao und plädierte für mehr Kooperationen
von öffentlichem und privatem Sektor.
Rund 290 Millionen Kinder weltweit wür-
den bei der Geburt nicht registriert und in
keinem Bildungs- oder Gesundheitsplan
auftauchen, ergänzte Yosi Echeverry Burck-
hardt von Unicef Deutschland. Fehlender
Zugang zu Bildung erschwere die Verwirkli-
chung von Kinderrechten. Bildungskampa-
gnen müssten auch religiöse und traditio-
nelle Führungsfiguren einbeziehen, um
Wirkung zu erzielen, sagte Burckhardt.

Gesundheitssysteme stärken Gisela
Schneider, Direktorin des „Deutschen In-
stituts für Ärztliche Mission e.V.“ (Difäm),
bezeichnete es als grundlegend, Armut zu
bekämpfen, Bildung, Gendergerechtigkeit
und den Zugang zu Familienplanung zu
fördern. „Die SDG können wir nur errei-
chen, wenn wir Gesundheitssysteme als
Ganze stärken“, sagte sie. Dazu brauche es
vor allem ausgebildetes Personal. Deutsch-
land solle die Ausbildung von medizini-
schem Fachpersonal in Entwicklungslän-
dern finanziell unterstützen, forderte
Schneider.
Detlef Virchow von „Plan International
Deutschland e.V.“ wies auf lückenhafte Ge-
burtsregister hin. Mehr als 100 Länder be-
säßen keine Systeme zur zivilen Registrie-
rung und Bevölkerungsstatistik. Nach Ge-
schlechtern differenzierte Daten seien aber
notwendig, um Gründe für Ungleichheiten
zu identifizieren und die Situation von
Kindern und Müttern zu verbessern. Tief
verwurzelte Geschlechterungerechtigkeiten
führten ebenfalls dazu, dass viele Frauen
ihre sexuellen und reproduktiven Rechte
nicht wahrnehmen könnten, sagte Vir-
chow. Erfolgreiche Strategien müssten des-
wegen Gesundheitspolitik und Geschlech-
tergerechtigkeit verbinden. eb T

Mehr Druck auf Moskau
SYRIEN Bundestag uneins über Sanktionen gegen Russland und die Einrichtung von Luftbrücken

D
ie Europäische Union hat
ihren Ton im Syrien-Kon-
flikt verschärft und vor al-
lem Russland mit Konse-
quenzen gedroht, sollten
die „gegenwärtigen Grau-

samkeiten“ im Osten der Stadt Aleppo wei-
tergehen. Die EU erwäge „alle möglichen
Optionen“, erklärten die 27 Staats- und Re-
gierungschefs auf dem EU-Gipfel Ende ver-
gangener Woche in Brüssel.
Einmütig verurteilten sie
die „Angriffe auf Zivilisten
durch das syrische Regime
und seine Verbündeten,
einschließlich Russland“
und forderten diese auf,
„dringende Schritte zu un-
ternehmen, um ungehin-
derten humanitären Zu-
gang zu Aleppo und ande-
ren Teilen des Landes si-
cherzustellen“.
Im Entwurf der Erklärung
war noch ausdrücklich von
„Sanktionen“ gegen alle Unterstützer der
syrischen Regierung die Rede gewesen.
Doch dieser – insbesondere von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) propagier-
ten – harten Linie gegen Russlands Staats-
chef Wladimir Putin, dem wichtigsten Ver-
bündeten des syrischen Präsidenten Ba-
schar al-Aassad wollten nicht alle EU-Staa-
ten folgen.

Auch in Berlin sind neuerliche Sanktionen
umstritten, wie sich in der vergangenen
Woche in einer von CDU/CSU und SPD
verlangten Aktuellen Stunde zur Lage im
Syrien und dem Irak zeigte. Während sich
die Sozialdemokraten zurückhaltend dazu
äußerten, stellten sich zahlreiche Redner
der Union hinter Merkels Kurs. „Wenn wir
bei der völkerrechtswidrigen, aber ver-
gleichsweise unblutigen Annexion der

Krim der Auffassung waren,
dass Sanktionen eine Ant-
wort sind, dann muss man
schon begründen, warum
trotz der sehr viel blutige-
ren Vorgehensweise Russ-
lands in Syrien Sanktionen
völlig ungerechtfertigt
sind“, bemerkte Johann
Wadephul (CDU). Sein
Fraktionskollege Henning
Otte ergänzte mit Blick auf
das Treffen Merkels mit Pu-
tin am vergangenen Mitt-
woch in Berlin, er sei der

Kanzlerin „dankbar, dass sie immer wieder
diesen Dialog anschiebt“. Aber „Dialog
muss von Sanktionen begleitet werden,
wenn wir noch nicht zum Ziel kommen“.
Bei seinem ersten Besuch in Berlin nach
vier Jahren hatte Putin sich zwar zu einer
Verlängerung der zuvor einseitig zwischen
Russland und den USA vereinbarten Feuer-
pause bereit erklärt, nicht jedoch zu einer

dauerhaften beidseitigen Waffenruhe.
Rolf Mützenich (SPD), der angesichts der
vielen zivilen Opfer in Ost-Aleppo von
„schwersten Menschenrechtsverletzungen“
sprach, wollte Sanktionen gegen Russland
nicht grundsätzlich ausschließen. Er warf
aber die Frage auf, ob sie den Menschen in
der Region tatsächlich helfen würden. Au-
ßerdem dürfe nicht nur Russland als
Kriegsteilnehmer in Syrien benannt wer-
den, „Sie müssen alle be-
nennen“, forderte Mütze-
nich.
Ähnlich äußerte sich Heike
Hänsel (Die Linke). Sie
warf der Bundesregierung
vor, nur von syrischen und
russischen Bomben zu
sprechen, aber dazu zu
schweigen, „dass in Syrien
auch US-amerikanische,
türkische, saudi-arabische
und französische Bomben
fallen“. Sanktionen gegen
Russland lehnte sie gänz-
lich ab. „Es geht darum, endlich wieder
miteinander zu reden und sich nicht mit
immer neuen Sanktionsforderungen und
Säbelrasseln zu profilieren“, betonte Hän-
sel.
Bündnis 90/Die Grünen sind uneins in
dieser Frage. Während Fraktionschefin Ka-
trin Göring-Eckardt die Bundesregierung
am 9. Oktober in der „Bild am Sonntag“

aufforderte, „dringend ein Verfahren zur
Verhängung neuer Sanktionen gegen Russ-
land für sein barbarisches Vorgehen in Sy-
rien“ einzuleiten, widersprach die Ko-Par-
teivorsitzende Simone Peter via Twitter.
„Harte Kritik“ gegenüber Russland sei not-
wendig, schrieb sie, „aber keine neuen
Sanktionen“.
Strittig ist im Bundestag auch der Vorschlag
von Bundesaußenminister Frank-Walter

Steinmeier (SPD), eine
Luftbrücke für Aleppo ein-
zurichten, um die notlei-
dende Bevölkerung aus der
Luft mit Hilfsgütern zu ver-
sorgen. Die Grünen unter-
stützen die Idee und hatten
einen Antrag (18/9687)
eingebracht, der Luftbrü-
cken auch an anderen bela-
gerten Orten in Syrien vor-
schlägt. Er wurde jedoch
am vergangenen Donners-
tag mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen und

eines Großteils der Linken abgelehnt.
Es sei nicht einfach, den Syrern in
Deutschland zu erklären, „warum westli-
che Flieger Bomben, aber keine Hilfspake-
te abwerfen“, betonte Omid Nouriour
(Grüne) und verwies auf die 13 Millionen
Menschen außerhalb Aleppos, die auf hu-
manitäre Hilfe angewiesen seien. Wolfgang
Gehrcke (Die Linke) erklärte, die Entschei-

dung für den Antrag zu stimmen, sei ihm
nicht leicht gefallen, aber es müsse „alles
getan werden, um (...) den Menschen das
Überleben zu ermöglichen.“
„Luftbrücken sind immer die teuerste und
die riskanteste Möglichkeit“, warnte indes
Ute Finkh-Krämer (SPD). „Weil wir tat-
sächlich die Möglichkeit haben, mit Putin,
mit Russland über humanitäre Zugänge
nach Ost-Aleppo zu verhandeln, ist es auf
jeden Fall besser, über Zugänge mit Hilfs-
konvois zu verhandeln als über eine Luft-
brücke.“ Erika Steinbach (CDU) erinnerte
an die Luftbrücke während der Berlin-Blo-
ckade 1948. „Das ist aber nicht vergleich-
bar; denn da schoss niemand auf Flugzeu-
ge“, warnte sie.

Verbrechen ahnden Einen weiteren An-
trag der Grünen (18/10031) überwies das
Plenum zur Beratung an den Menschen-
rechtsausschuss. Darin fordert die Fraktion
die juristische Aufarbeitung der schweren
Verbrechen gegen die Menschlichkeit
„durch staatliche und nichtstaatliche Ak-
teure in Gebieten Syriens und des Iraks“
durch den Internationalen Strafgerichtshof
oder ein Sondertribunal.
An den Auswärtigen Ausschuss übermittel-
ten die Abgeordneten den Antrag
(18/9960) der Bundesregierung zur Fort-
setzung und Ausweitung des Bundeswehr-
einsatzes gegen die Terrormiliz IS in der
Region (siehe Text unten). Johanna Metz T

Das erste Treffen von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) mit Russlands Staatschef Wladimir Putin nach vier Jahren in Berlin brachte keinen Durchbruch in der Syrien-Frage. © picture-alliance/NurPhoto

»Dialog muss
von Sankionen

begleitet
werden, wenn
wir nicht zum
Ziel kommen.«

Henning Otte (CDU)

»Es geht
darum,
endlich

wieder ins
Gespräch zu
kommen.«

Heike Hänsel (Linke)

Ein Auge über Syrien
BUNDESWEHR Opposition kritisiert die geplante Erweiterung des Anti-IS-Einsatzes mit AWACS-Aufklärungsflugzeugen der Nato

Die Bundesregierung will den Einsatz im
Kampf gegen den „Islamischen Staat“ (IS)
ausweiten. Künftig sollen Bundeswehrsolda-
ten auch in AWACS-Aufklärungsflugzeugen
der Nato den Luftraum in Syrien überwa-
chen. Vom Einsatz dieser Aufklärungsflug-
zeuge verspricht sich die Regierung „eine
Verdichtung des Lagebildes unter Weiterga-
be der dabei gewonnenen Erkenntnisse in
Echtzeit an die internationale Anti-IS-Koali-
tion“. Sie beruft sich dabei auf einen ent-
sprechenden Beschluss des Nato-Gipfels
vom Juli dieses Jahres, die internationale
Koalition mit AWACS-Flügen vom türki-
schen und internationalen Luftraum aus zu
unterstützen. Vorgesehen ist laut Antrag
(18/9960), wie bisher bis zu 1.200 Soldaten
der Bundeswehr „Frankreich, Irak und die
internationale Koalition in ihrem Kampf ge-
gen IS“ zu entsenden. Sie sollen weiterhin
Aufgaben der Luftbetankung, der Aufklä-
rung („insbesondere luft-, raum- und seege-
stützt“), des „seegehenden Schutzes“ sowie
als Teil des Stabspersonals übernehmen.
Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) wollte bei der Einbringung des er-
weiterten Mandates am vergangenen Don-
nerstag mögliche Missverständnisse aus-
räumen: „Das geschieht ausschließlich
vom türkischen und vom internationalen
Luftraum aus und ohne dass damit die

Nato formelles Mitglied der Anti-IS-Koali-
tion wird.“ Der IS bedrohe auch die Si-
cherheit in Europa, es sei deshalb wichtig,
sich „diesem Terror geschlossen und ent-
schlossen entgegenzustellen, natürlich
nicht nur mit militärischen Mitteln, aber
es geht auch nicht ohne sie“.

Tornados Ralf Brauksiepe (CDU), Parla-
mentarischer Staatssekretär im Verteidi-
gungsministerium, nannte die geplanten
AWACS-Flüge eine „weitere wichtige Kom-

ponente“ im Kampf gegen den IS, die auch
der „Sicherheit unserer Tornados in ihrer
Aufklärungsrolle sowie der Flugzeuge unse-
rer Freunde und Partner in der Anti-IS-Ko-
alition“ dienen solle.
Für die Opposition sind die Pläne indes rei-
ner Zündstoff. Sevim Dagdelen (Die Linke)
wies darauf hin, dass der IS keine Luftwaffe
habe – somit bleibe nur der Schluss, dass
dieser Einsatz gegen die russische Luftwaffe
gerichtet sei. „Sie zündeln hier.“ Dagdelen
warnte zudem, dass die Bundesregierung

mit Luft-Aufklärungsdaten dem „verbreche-
rischen Erdogan-Regime“ eben jene Infor-
mationen zukommen lassen könnte, die An-
kara nutze beim Bombardement gegen kur-
dische Kräfte in Syrien. Auch aus den Reihen
der Grünen kam diese Kritik – die allerdings
Brauksiepe strikt zurückwies: „Die durch uns
bereitgestellten Informationen haben nie-
mandem außer den IS-Terroristen in der Ver-
gangenheit Schaden zugefügt“, sagte Brauk-
siepe.
Agnieszka Brugger (Grüne) lenkte den
Blick auf zwei andere Punkte: Der Anti-IS-
Allianz fehle zum einen eine gemeinsame
Strategie, sie sei eine Bündnis, in dem die
Staaten „so unterschiedliche teilweise
hochwidersprüchliche Eigeninteressen
verfolgen“. Zum zweiten werde die Bun-
deswehr nicht wie vom Bundesverfas-
sungsgericht gefordert im Rahmen eines
Systems kollektiver Sicherheit eingesetzt,
sondern in einer „Koalition der Willigen“.
Das sei ein „fundamentaler Fehler“, be-
fand Brugger. ahe T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperAwacs-Aufklärer der Nato sind fliegende Radarstationen. © picture-alliance/dpa
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Sorge um Burundi
MENSCHENRECHTE Die Bundesregierung ist
aufgefordert, sich stärker für den Friedendialog
in Burundi einzusetzen. Für einen entsprechen-
den Antrag der Fraktionen von CDU/CSU und
SPD (18/8706) stimmte vergangenen Donnerstag
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die Fraktion
Die Linke lehnte ihn ab.
Die Koalitionsfraktionen hatten argumentiert,
dass nach der Ankündigung des burundischen
Staatspräsidenten Pierre Nkurunziza im April
2015, entgegen der Verfassung für eine dritte
Amtszeit kandidieren zu wollen, sich eine politi-
sche Krise entwickelt habe, in deren Folge sich
nicht nur die Wirtschaftslage und die Sicherheit
das Landes, sondern insbesondere die Situation
der Menschenrechte zunehmend verschlechtert
habe. Die positiven gesellschaftlichen Entwick-
lungen der vergangenen Jahre, wie etwa die He-
rausbildung einer aktiven Zivilgesellschaft, eine
beginnende Pressefreiheit und ein Ausgleich der

ethnischen Gegensätze, seien stark gefährdet,
heißt es weiter.
Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung
unter anderem dazu auf, „weiterhin gegenüber
der burundischen Regierung auf Rechtsstaatlich-
keit sowie der Einhaltung der Menschenrechte
und des humanitären Völkerrechts zu dringen“
und andererseits sich auch nach der Aussetzung
regierungsnaher Programme der Entwicklungs-
zusammenarbeit „sowohl bilateral als auch im
EU-Kontext für die weitere Unterstützung der Zi-
vilgesellschaft durch bevölkerungsnahe und
grundbedürfnisbefriedigende Projekte einzuset-
zen“. Gegenüber der burundischen Regierung
solle auf der Einhaltung ihrer Verpflichtungen im
Rahmen des Internationalen Paktes über bürger-
liche und politische Rechte bestanden werden,
zu denen die Achtung der Grundfreiheiten und
die Freiheit der Meinungsäußerung sowie die
Pressefreiheit zählen. ahe/hau T
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Parlamentschefin gegen Fliegergeneral
BULGARIEN Enges Rennen zwischen Konservativen und Sozialisten ums Präsidentenamt

Den ganzen Sommer über wollte Bulgariens
Ministerpräsident Bojko Borissow nicht ver-
raten, wer für seine rechtsgerichtete Partei
„Bürger für eine Europäische Entwicklung
Bulgariens“ (GERB) ins Rennen um das
Amt des Staatspräsidenten geht. Erst Anfang
Oktober, gut vier Wochen vor der Wahl am
6. November 2016, präsentierte er Parla-
mentspräsidentin Zezka Zatschewa als seine
Kandidatin. Bereits im Frühjahr hatte Bulga-
riens amtierender Präsident Rossen Plewne-
liew bekanntgegeben, keine zweite Amtszeit
anzustreben. Der betont prowestliche Amts-
inhaber war in den vergangenen fünf Jahren
von der sozialistischen und nationalisti-
schen Opposition wegen seiner kritischen
Haltung zum Russland Wladimir Putins
stark kritisiert worden und hatte auch von
der ihn einst nominiert habenden Partei
GERB kaum Rückendeckung erfahren.
Seit Boiko Borissow vor elf Jahren zum
Bürgermeister der bulgarischen Hauptstadt
Sofia gewählt wurde, hat er mit seiner Par-
tei bei allen Wahlen die meisten Stimmen
errungen. Borissow könne auch einen Esel
zur Wahl stellen und würde die Wahl ge-
winnen, scherzen deshalb manche in Bul-
gariens Hauptstadt. Nun zeigen aber aktu-
elle Umfragen der Meinungsforschungsin-
stitute, dass sich die Präsidentschaftswahl
als engste Wahlentscheidung der vergange-
nen Jahren überhaupt erweisen könnte. 19
Kandidaten, so viele wie noch nie, stellen
sich zur Wahl, darunter prominente Per-
sönlichkeiten wie Ex-Ministerpräsident
Plamen Orescharski und die früheren Mi-
nister für Äußeres, Iwajlo Kalfin, und Wirt-
schaft, Traitscho Traikow. Eine Chance, ge-
gen Zatschewa die Stichwahl zu erreichen,
wird indes nur dem Kandidaten der „Bul-
garischen Sozialistischen Partei“ (BSP), Ru-
men Radew, eingeräumt. Der betont Russ-
land-freundliche General und frühere Chef

der Luftstreitkräfte könnte Umfragen zufol-
ge beim ersten Wahlgang 29 Prozent der
Stimmen erreichen, fünf Prozent weniger
als Zatschewa. Bei der eine Woche später
folgenden Stichwahl wäre dann alles offen.
Borissow hat angekündigt, dass es im Falle
einer Niederlage der GERB-Kandidatin vor-
gezogene Parlamentswahlen geben werde.
Es sind zwei Faktoren, die den Wahlaus-
gang im Rennen ums Präsidialamt schwer
prognostizierbar machen: Zum einen gilt
in dem Balkanstaat erstmals eine Wahl-
pflicht. Da das novellierte Wahlgesetz kei-
ne direkte Sanktion für eine Wahlverweige-
rung vorsieht, dürfte sich an der geringen
Wahlbeteiligung wenig ändern. Parallel zur
Präsidentschaftswahl wird zudem ein Refe-
rendum über eine mögliche Änderung des
Wahlsystems hin zu einem Mehrheitswahl-
recht durchgeführt. Initiiert hat es der
Showmaster Slawi Trifonow, der vor allem

unter jungen, kritischen Bulgaren populär
ist.
In einer Ad-hoc-Aktion sahen sich die Abge-
ordneten der Bulgarischen Volksversamm-
lung dieser Tage zu einer erneuten Novellie-
rung des erst vor einigen Monaten modifi-
zierten Wahlgesetzes genötigt. Ihre damals
beschlossene Beschränkung von Wahlsek-
tionen in anderen Ländern auf jeweils 35
hatte massive Kritik von Auslandsbulgaren
unter anderem in Deutschland und Eng-
land hervorgerufen. Nun haben die Parla-
mentarier entschieden, dass in EU-Ländern
die zahlenmäßige Begrenzung entfällt, in
Nicht-EU-Ländern aber bestehen bleibt. Auf
die zahlenmäßige Begrenzung der Wahlur-
nen vor allem in der Türkei hatten die kon-
servative Koalitionsregierung aus GERB und
Reformberblock sowie die sie unterstützen-
den Nationalisten von der „Patriotischen
Front“ bestanden.
Eine zweite Korrektur betrifft den Umgang
mit den Stimmen für das neu eingeführte
Wahlkästchen „Ich unterstütze niemanden“.
Es soll potenziellen Nicht-Wählern eine
Wahloption geben, die sich durch die Wahl-
pflicht zum Urnengang genötigt sehen.
Strittig war nun, ob die für dieses Kästchen
abgegebenen Stimmen als gültige oder un-
gültige zu zählen seien. Im ersten Falle wür-
den diese Stimmen beim Verhältniswahl-
recht für Parlaments- und Kommunalwah-
len dazu führen, dass es den kleinen Partei-
en wie dem „Reformerblock“ und der „Pa-
triotischen Front“ schwerfallen dürfte, über
die Vier-Prozent-Hürde zu kommen. Des-
halb sollen diese Stimmen bei Mehrheit-
wahlen zum Staatspräsidenten oder für die
Bürgermeisterämter nun gezählt, für alle an-
deren Wahlen aber lediglich registriert wer-
den. Frank Stier T

Der Autor ist freier Journalist in Sofia.
Bulgarien scheidender Präsident Rossen
Plewneliew
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Am Beginn einer neuen Ära
ISLAND Nach der Parlamentswahl könnte sich das Land wieder der EU annähern

Nirgendwo sonst hat die Veröffentlichung
der „Panama Papers“ so offensichtliche po-
litische Folgen gehabt wie auf Island. Mi-
nisterpräsident Sigmundur David Gunn-
laugsson von der Fortschrittspartei trat An-
fang April als Premierminister ab, nach-
dem bekannt geworden war, dass seine
Frau ein Offshore-Konto besaß. Dieses hat-
te ihm früher nicht nur mitgehört, über
dessen Wert hat er als Politiker letztlich
auch mitentschieden, weil es um Verbind-
lichkeiten der verstaatlichten Banken ging.
Ein halbes Jahr später, am 29. Oktober, fin-
den nun die viel diskutierten Neuwahlen
statt – sie dürften zu starken Veränderun-
gen in der politischen Landschaft des Insel-
staates führen.
„Die amtierende konservative Koalition
wird sich nur halten können, wenn sie
noch eine liberalere Partei aufnimmt“, ur-
teilt die isländische Politikwissenschaftle-
rin Eva Önnudottir. „Oder es gewinnt die
Opposition. Beides bewerte ich als gleich
wahrscheinlich und beides wird eine ziem-
lich andere Politik mit sich bringen.“
Eine Wiederaufnahme der EU-Beitrittsver-
handlungen erscheint dann plötzlich mög-
lich. Sollte die aktuelle, die EU ablehnende
Koalition weitermachen können, dann nur
mit Vidreisn, zu deutsch etwa „Reform“, ei-
ner liberalen, EU-freundlichen Abspaltung
der Unabhängigkeitspartei. Die Mehrheit
der Oppositionsparteien ist dem Staaten-
bund gegenüber ohnehin positiver einge-
stellt. Die Koalition hatte die Beitrittsver-
handlungen im vergangenen Jahr beendet.

Der größere Koalitionspartner, die Fort-
schrittspartei, kommt laut Umfragen auf
nicht einmal mehr zehn Prozent der Stim-
men – eine Neuauflage der Zweier-Koaliti-
on würde so unmöglich. Der zweite Part-
ner, die Unabhängigkeitspartei, könnte
stärkste Fraktion werden. Die oppositio-
nelle Piratenpartei ist je nach Umfrage auf
18 bis knapp 21 Prozent gefallen. Den-
noch ist sie viel stärker als bei der letzten
Wahl. Die Umfragewerte der anderen vier
Parteien, darunter der erheblich ge-
schwächten Sozialdemokraten und der
Linksgrünen, schwanken stark.
Anders als in Deutschland und Schweden,
wo die Piraten zwischenzeitlich auch eine
Rolle spielten, hat die Partei sich in Island
nicht nur halten, sondern auch stark zule-
gen können. Sie profitiert davon, erst nach
der Finanzkrise entstanden zu sein und da-

mit nicht für den Niedergang Islands ver-
antwortlich gemacht zu werden. „Ebenso
muss sie sich anders als die Sozialdemo-
kraten nicht für die Politik nach der Krise
rechtfertigen“, meint Önnudottir. Unter
deren Regierung wurde Island aus der Krise
gespart.
Auch wenn viele das den Sozialdemokra-
ten vorwerfen, sind die Ideen der Partei auf
Island längst nicht passe. „Sozialdemokra-
tische Ideen vertreten fast alle Oppositi-
onsparteien“, sagt Önnudottir. Es waren
die Sozialdemokraten, die stets für den
EU-Beitritt des Landes argumentiert haben.
Außerdem setzen sie sich für eine Reform
des Quotensystems im Fischfang ein. Weil
auch andere Parteien sich dafür ausspre-
chen, ist es nicht unwahrscheinlich, dass in
es in beiden Punkten zu einer politischen
Kehrtwende kommt.

Touristenansturm Wirtschaftlich steht Is-
land acht Jahre nach der Krise wieder gut
da. Mitte Oktober wurde vermeldet, dass
die registrierte Arbeitslosigkeit im Vormo-
nat auf 1,9 Prozent gefallen ist. Unter an-
derem weil die Aktionäre der Banken enor-
me Verluste hinnehmen mussten, die Kro-
ne stark an Wert verlor und damit Exporte,
vor allem den Tourismus, attraktiver mach-
te, gelang es dem Land erstaunlich schnell
wieder relativ stabil da zu stehen. Aller-
dings ruft der enorme Touristenansturm
vor allem bei den linken Parteien auch Be-
denken hervor. Schließlich treiben die aus-
ländischen Besucher die Preise für Woh-
nungen nach oben, weil viele Immobilien
an Touristen vermietet werden. Auch die
einmalige Natur droht unter dem großen
Ansturm zu leiden. Clemens Bomsdorf T

Der Autor ist freier Skandinavien-
Korrespondent.

Das isländische „Althing“ ist das älteste
bestehende Parlament der Welt.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Kritik an Valletta-Prozess
ENTWICKLUNG Der Leiter des Jesuiten-
Flüchtlingsdienstes (JRS) in Ostafrika, Pater
Endashaw Debrework, hat die Europäische
Union davor gewarnt, autoritäre Regime in
Afrika durch Mittel der Entwicklungszusam-
menarbeit zu stützen. Das Geld käme nicht,
wie im November 2015 auf dem EU-Afrika-Mi-
grationsgipfel in Valletta (Malta) vereinbart,
den Flüchtlingen zugute, sondern würde von
den Regierungen für andere Zwecke miss-
braucht, sagte Debrework in der vergangenen
Woche im Entwicklungsausschuss.
Auch die Oppositionsfraktionen kritisierten
den Valletta-Prozess. Dass die Auszahlung der
Gelder an „Abschottungsmaßnahmen, die
Rücknahme von Flüchtlingen und militärische
Ertüchtigung“ an den Außengrenzen geknüpft
würde, stelle einen heftigen Widerspruch zu
den Zielen der Entwicklungszusammenarbeit
dar, urteilte eine Vertreterin von Bündnis 90/

Die Grünen. Die Linksfraktion betonte, Grenz-
schutz sei keine Fluchtursachenbekämpfung.
Ein Vertreter der Unionsfraktion entgegnete, es
gehe darum, den Flüchtlingen zu helfen. Ge-
nauso müsse aber auch dem Menschen-
schmuggel Einhalt geboten werden. Eine SPD-
Abgeordnete wies auf die Gefahren hin, denen
Flüchtlinge während ihrer Flucht ausgesetzt
seien; viele würden Opfer von Versklavung,
Folter und sexuellen Übergriffen.
Der Parlamentarische Staatssekretär im BMZ,
Thomas Silberhorn (CSU), stellte klar, dass die
Mittel der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit (EZ) nicht direkt in die Haushalte der
Länder fließen würden, sondern an Organisa-
tionen der Vereinten Nationen oder in die bila-
terale Zusammenarbeit etwa im Bereich beruf-
liche Bildung oder Wasserversorgung. Die Pro-
jekte würden direkt durch die Experten der
deutschen EZ umgesetzt. joh T

Schutz vor Biowaffen
ABRÜSTUNG Die Fraktionen von CDU/CSU und
SPD machen sich für einen besseren Schutz vor
Biowaffen stark. In einem Antrag (18/10017), der
vergangene Woche einstimmig vom Bundestag
angenommen wurde, weisen sie darauf hin, dass
das „Übereinkommen über das Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung und Lagerung bakteriolo-
gischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaf-
fen sowie über die Vernichtung solcher Waffen“
(BWÜ) weder über ein Verifikationsregime noch
über eine Vertragsorganisation verfüge. „Verstö-
ße gegen den Vertrag können somit nicht syste-
matisch aufgedeckt und sanktioniert werden.“
Eine Reihe von Ländern aus Afrika und dem Pazi-
fikraum seiden zudem dem Übereinkommen bis-
her ferngeblieben, bei anderen Signatarstaaten
bestünden wiederum Zweifel, ob sie den BWÜ-
Verpflichtungen nachkommen. „Es ist bekannt,
dass mindestens ein Signatarstaat des Überein-
kommens, Syrien, trotz des Verbots an biologi-
schen und Toxinwaffen gearbeitet hat.“

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung
auf, sich bei der Ende November in Genf stattfin-
denden 8. BWÜ-Überprüfungskonferenz für eine
weltweite Verbesserung der nationalen Umset-
zung dieses Vertragswerkes einzusetzen, weitere
Staaten zum Beitritt zu bewegen und auf eine Ver-
besserung vertrauensbildender Maßnahmen zu
drängen. Die Bundesregierung solle zudem für
mehr Kompetenzen und Kapazitäten der „Imple-
mentation Support Unit“ (ISU) werben, „sodass
die ISU mittelfristig die Aufgaben eines Sekretari-
ats der BWÜ-Vertragsstaaten übernehmen kann
und langfristig Teile der Aufgaben einer Organisa-
tion für das Verbot biologischer Waffen ausübt“.
Weitere Forderungen zielen auf Vorschläge, „wie
die Diskussion unter den BWÜ-Vertragsstaaten
über die Schaffung eines Mechanismus zur Stär-
kung der Vertragstreue wieder aufgenommen
werden können“ sowie innerhalb Deutschlands
auf die Förderung der biowissenschaftlichen For-
schung und der Friedensforschung. ahe T

M
ithal al-Alusi sitzt im
Flugzeug von Erbil
nach Bagdad, wo er
an einer Parlaments-
sitzung teilnehmen
wird. „Wir haben

den Irak verloren“, sagt er resigniert mit
Blick auf die Ereignisse der vergangenen
Wochen. Ende September haben die Abge-
ordneten Finanzminister Hoshiar Zebari
durch ein Misstrauensvotum aus dem Amt
gejagt – er verhandelte gerade einen Milli-
ardenkredit mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds, um den Irak aus der schwers-
ten Wirtschaftskrise seit dem Sturz Saddam
Husseins zu führen. Zuvor wurde schon
der Verteidigungsminister abgesetzt; einen
Innenminister gibt es im Irak schon seit
Monaten nicht mehr. Nun ist das dritte
Schlüsselressort im Kabinett von Premier
Haidar al-Abadi vakant. „Wer wird als
nächstes rausgeschmissen?“, fragt sich Alu-
si besorgt.
Der 63-Jährige hatte es im April 2014 zum
zweiten Mal geschafft, als Abgeordneter in
die Volksvertretung in Bagdad einzuziehen.
Er gründete die „Allianz für zivile Demo-
kratie“, in der kleine, säkulare, liberale und
linke Gruppierungen ihren Platz fanden.
Insgesamt acht Parlamentarier schlossen
sich an, alle mit dem Ziel, eine funktionie-
rende Zivilgesellschaft aufzubauen. Doch
das Bündnis zerfällt, wie vieles im Irak der-
zeit.
Während eine allumfassende militärische
Allianz gerade versucht, die ehemals zweit-
größte Stadt Iraks, Mossul, von der Terror-
miliz „Islamischer Staat“ zu befreien, löst
sich das Land politisch immer weiter auf.
Die Regierung in Bagdad existiert kaum
noch. Vergangene Woche hat auch der Au-
ßenminister seinen Rücktritt verkündet,
nachdem das Parlament ihn zur Befragung
eingeladen hatte. Gemunkelt wird, dass
sich die Parlamentarier als nächstes den
Bildungsminister vornehmen wollen.
Die irakische Verfassung schreibt vor, dass
die Abgeordneten nur einzelne Minister
per Misstrauensvotum aus dem Amt jagen
können, nicht aber den Premierminister
mit seinem Kabinett. Die Abgeordneten
entmachten daher einen Minister nach
dem anderen. Seit Monaten proben die
Volksvertreter den Aufstand gegen die Re-
gierung. In einer Zeit, in der Einigkeit und
Zusammenstehen gefordert wäre, droht
Spaltung und Zersplitterung.
„Jeder streitet mit jedem, jeder kämpft ge-
gen jeden, alle gegen jeden“, sagt Alusi.
Die schiitischen Parteien seien untereinan-
der zerstritten, kämpften aber gemeinsam
gegen die Kurden. Die Kurden ihrerseits
zerfleischen sich gerade in innerkurdischen
Machtkämpfen. Die Sunniten seien sich
sowieso nie einig gewesen.
Auch Alusis Kollegin Sabah al-Tamemy
sieht für die Zukunft des Landes schwarz.
Bei den Provinzwahlen 2013 gewann sie
ein Direktmandat, als erste Frau in der Ge-
schichte des Landes wurde die 42-Jährige
aus Bagdad Vorsitzende des Wirtschaftsaus-
schusses eines Provinzrates. Dann wollte
sie ins nationale Parlament und schloss
sich der Partei Ijad Allawis an, der 2004
erster Premierminister einer Übergangsre-
gierung nach dem Einmarsch der Amerika-
ner wurde. Seither mischt er maßgeblich in
der Politik des Irak mit. Seine säkulare Al-
Watani-Koalition ist mit 21 Sitzen die

fünftstärkste Kraft in der nationalen Volks-
vertretung, Tamemy war auf Platz acht der
Wahlliste gesetzt. Ihr half die Quote,
schließlich ist der Irak noch immer das
einzige arabische Land mit einer in der
Verfassung verbrieften Frauenquote für alle
Volksvertretungen. Doch nach der anfäng-
lichen Euphorie, als Parlamentarierin et-
was bewegen zu können, ist Tamemy kom-
plett ernüchtert: „Das habe ich mir so
nicht vorgestellt.“
Die beiden Abgeordneten, die weder einer
ethnisch noch religiös motivierten Partei
angehören, müssen mit ansehen, wie sich
ihre Kollegen gegenseitig in den Rücken
fallen, sich diffamieren, heuchlerische Alli-
anzen bilden. Finanzminister Zebari wur-
de auch mit den Stimmen aus den ehemals

verbündeten kurdischen Parteien zu Fall
gebracht – ein Dolchstoß. Offiziell wurde
ihm Korruption vorgeworfen, doch es geht
um mehr. „Es ist ein einziges Chaos“, kom-
mentiert Alusi angewidert.
Auslöser der Krise waren die Reformbestre-
bungen von Ministerpräsident Haidar al-
Abadi. Er trat an mit der Maßgabe, eine
schlankere, aus Technokraten bestehende
Regierung zu bilden, Korruption zu be-
kämpfen und die staatlichen Institutionen
neu zu formieren. Doch als er anfing, dem
Druck einzelner Parteien, religiöser Grup-
pierungen und dem Iran, der im politi-
schen Leben des Irak ein gewichtiges Wort
mitredet, nachzugeben, hatte er verloren.
Der Widerstand seitens der anderen politi-
schen Akteure wurde immer stärker, die

den Verlust von Einfluss und Pfründen be-
fürchten. Putschgerüchte gegen Abadi
machten die Runde. Letztendlich kippte
der Oberste Gerichthof des Landes auch
noch Abadis Beschluss, aus finanziellen
Gründen die Stellvertreterposten des Pre-
miers, des Präsidenten und des Vorsitzen-
den des Parlaments abzuschaffen. Zwei
Jahre nach Amtsantritt steht er damit mit
leeren Händen da.
Selbst wenn es gelänge, Mossul zurückzuer-
obern, „hört das nicht auf“, prophezeit Ta-
memy düster. „Es ist ein schmutziges Spiel,
was gerade gespielt wird. Wir riskieren ei-
nen Bürgerkrieg.“ Birgit Svensson T

Die Autorin berichtet als freie
Journalistin aus dem Irak.

Mithal al-Alusi (kleines Bild) und Sabah al-Tamemy sorgen sich um die Zukunft ihres Landes. © Birgit Svensson

»Wir haben den
Irak verloren«
ZWEISTROMLAND Während eine breite militärische
Allianz derzeit versucht, Mossul von der Terrormiliz IS

zurückzuerobern, zerfällt das Land politisch. Zwei
Abgeordnete des Parlaments in Bagdad berichten
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Wütend auf die Zielgerade
USA Am Ende eines aggressiven Wahlkampfes gerät Polit-Seiteneinsteiger Trump gegen Ex-Außenministerin Clinton ins Straucheln

A
uf der Zielgeraden des vor
rund 18 Monaten gestarte-
ten US-Präsidentschafts-
wahlkampfs zeichnet sich
eine Niederlage für den po-
litischen Seiteneinsteiger

Donald Trump ab. Der mit seiner eigenen
Partei, den Republikanern, nach tiefen Zer-
würfnissen über Stil, Botschaft und Rich-
tung des Wahlkampfes offen im Krieg lie-
gende Immobilien-Unternehmer rangiert
bei allen seriösen Umfrage-Instituten weni-
ge Tage vor der Abstimmung am 8. Novem-
ber zwischen sechs und neun Prozentpunk-
ten hinter seiner Rivalin Hillary Clinton
von der Demokratischen Partei.
Sein Weg zu den entscheidenden 270 Stim-
men im 538-köpfigen Wahlmänner-Gremi-
um („electoral college“), das am 19. De-
zember auf Basis der „popular vote“ den
Präsidenten wählt, ist „winziger als ein Na-
delöhr“, urteilen US-Kommentatoren.
Der früheren First Lady und Außenministe-
rin werden auf der Grundlage von Umfra-
gen bereits heute bis zu 330 Stimmen zuge-
rechnet, Trump rangiert bestenfalls bei rund
175. Die Frage ist nicht mehr, ob Clinton
gewinnt, sagen unabhängige Wahl-Analys-
ten. Sondern, ob sie mit einem erdrutschar-
tigen Ergebnis als erste Frau in der Ge-
schichte der Vereinigten Staaten ins höchste
Staatsamt gelangt.
Die Wahrscheinlichkeit eines Clinton-Sieges
machen Demoskopen an der Wähler-Be-
findlichkeit in den traditionell umkämpften
Wechselwähler-Bundesstaaten („swing
states“) fest. Hier hat sie fast durchweg die
Nase vorn; so auch in Florida, Arizona,
Pennsylvania und Nevada. In Ohio lag sie
zuletzt mit Trump Kopf an Kopf. Selbst in
traditionellen „Red States“, die seit Jahr-
zehnten republikanisch wählen, wie Texas
oder Georgia, hat Trump Mühe, sich nen-
nenswert abzusetzen (siehe Grafik). In Vir-
ginia, vor vier Jahren im Duell Obama –
Romney noch umstritten, hat Trump den
Kampf um die 13 dort abzugreifenden
Wahlmännerstimmen aufgegeben. Der
Wahlkampfmanager dort wurde gefeuert,
die Werbung eingestellt. Eine Abwärtsspira-
le, die vor sechs Wochen in Gang kam.
Der 70-Jährige, der seit vielen Jahren an der
Schnittstelle von Medien, Wirtschaft, Schi-
ckeria und Politik ein und aus geht, hatte
sich in einem der aggressivsten Wahlkämpfe
der vergangenen 100 Jahre durch Funda-
mental-Opposition hervorgetan. Durch sei-
nen Feldzug gegen das Washingtoner Estab-
lishment, internationale Freihandelsab-
kommen, illegale Einwanderung und Musli-
me hatte Trump in den Vorwahlen eine
treue Anhängerschaft vor allem unter älte-
ren, weißen Globalisierungsverlierern mo-
bilisiert: insgesamt 14 Millionen Stimmen.
Nach dem Nominierungsparteitag der
„Grand Old Party“ (GOP) im Juli dieses
Jahres konnte er seine Basis aber nicht mehr
nennenswert ausbauen.

Eine historisch beispiellos lange Pannenlis-
te ließen seine Umfragewerte nach der Som-
merpause im Wochen-Takt absacken. Mal
warf Trump einem gegen ihn ermittelnden
hispanisch-stämmigen Richter Befangenheit
vor. Mal machte er sich über die Eltern ei-
nes gefallenen, hoch dekorierten Elite-Sol-
daten muslimischen Glaubens lustig. Im-
mer wieder attackierte er seine Mitbewerbe-
rin, das Gros der Medien und Top-Vertreter
der Republikaner mit ehrabschneidenden
Äußerungen und ließ bei internationalen
Krisenherden erschreckende Wissenslücken
erkennen.

Warnungen Mehrere hundert Prominente
aus Diplomatie, Wirtschaft und Militär –
mit Bindungen zu Demokraten wie Repu-
blikanern – gingen in dieser Zeit mit öffent-
lichen Warnungen an die Öffentlichkeit. Te-
nor: Trump sei ein Risiko für die nationale
Sicherheit und das wirtschaftliche Wohler-
gehen Amerikas. Vulgäre Einstellungen, die
in einem unerwartet aufgetauchten Video
aus dem Jahre 2005 dokumentiert sind
(„Greif ihnen zwischen die Beine, du kannst
alles mit Frauen machen, wenn du ein Star
bist“), brachten den zum dritten Mal ver-
heirateten Unternehmer zu einem ungünsti-
gen Zeitpunkt vollends aus der Balance.
In allen drei TV-Debatten mit Clinton, die
insgesamt 220 Millionen Zuschauer anzo-

gen, spielten die sexistisch-frauenfeindli-
chen Züge Trumps eine Rolle. Der ehemali-
ge Fernseh-Moderator im Nebenberuf („The
Apprentice“) wies die Anschuldigungen
pauschal als „erlogen“ zurück und schaltete
auf Gegenangriff.
Negativ-Höhepunkt war Anfang Oktober
der Moment, als Trump in Missachtung der
Gewaltenteilung in der amerikanischen Ver-
fassung seiner Konkurrentin versprach, sie
im Falle eines Wahlsieges ins Gefängnis
werfen zu lassen. Anlass: Clintons „fahrläs-
sig leichtsinniger“, aber aus Sicht der Bun-
despolizei FBI „nicht strafwürdiger“ Um-
gang mit dienstlichen E-Mails während ih-
rer Zeit als Außenministerin.
Anstatt sich zu zügeln und auf Verleumdun-
gen zu verzichten, ließ Trump in der End-
phase des Wahlkampfes alle Hemmungen
fallen. Sollte er verlieren, betonte er mehr-
fach auf seinen von Tausenden Wutbürgern
besuchten Veranstaltungen, sei das allein
durch Wahlbetrug zu erklären. „Das dürfen
wir nicht zulassen“, stachelte Trump seine
Fans an. Als ihm Dutzende Kongress-Abge-
ordnete und Senatoren bis hin zum Spre-
cher des Repräsentantenhauses, Paul Ryan,
in der Folgezeit die Gefolgschaft aufkündig-
ten, sagte sich Trump von der Partei, die ihn
widerwillig aufgestellt hatte, vollends los.
Im Stile eines „menschlichen Molotow-
Cocktails“ (Filme-Macher Michael

Moore) hinterließ der Familienvater nur
noch verbrannte Erde und sprach von ei-
ner „globalen Verschwörung“ unter der
Führung Clintons, die Amerikas Souverä-
nität untergrabe.
In der letzten TV-Debatte am vergangenen
Mittwoch sorgte Trump für einen bis da-
hin beispiellosen Tabubruch. Auf die Fra-
ge des Moderators, ob er im Falle einer
Niederlage gemäß der Tradition der Siege-
rin gratulieren und sie un-
terstützen werde, formu-
lierte Trump einen funda-
mentalen Vorbehalt: Er
wolle erst das Ergebnis ab-
warten. „Ich sage es euch
dann. Ich werde es span-
nend machen, okay.“
Republikaner, Demokraten
und nahezu alle relevanten
politischen Kommentato-
ren in den USA werfen dem
Unternehmer vor, damit ei-
nen Eckpfeiler der Demo-
kratie in Frage zu stellen
und latent den Weg für innere Unruhen zu
bereiten. Konsequenz: Die Wahrscheinlich-
keit eines Wahlsieges von Trump wurde zu-
letzt von den Statistikern des meinungsbil-
denden Blogs „FiveThirtyEight“ von Nate
Silver nur noch auf acht Prozent geschätzt.
Tendenz fallend.

Vor allem Trumps Frauen-Problem bringt
die Demokratin Clinton für den 8. Novem-
ber in die Favoriten-Rolle. Bei weiblichen
Wählern lag sie zuletzt im Schnitt um mehr
als 30 Prozentpunkte vorn. Deutliche Vor-
teile besitzt Clinton auch bei der demogra-
phisch relevanter werdenden Gruppe der
Latinos. Hier würden nur 20 Prozent Trump
wählen. 11,2 Millionen Latinos, die 2012
ihre Stimmen abgegeben haben, stehen

diesmal erwarteten 13 Mil-
lionen gegenüber. Das än-
dert nichts daran, dass Hil-
lary Clinton nach wie vor
als höchst unbeliebt gilt. Re-
gelmäßig war während des
Wahlkampfs der Ruf nach
einer Alternative zu Trump/
Clinton zu hören.
Sie gibt es – aber außerhalb
der Hörweite des giftigen
nationalen Selbstgesprächs.
Jill Stein und Gary Johnson
spielen keine Rolle. In Um-
fragen rangiert die Grüne

bei unter zwei Prozent. Der libertäre John-
son, einst Gouverneur in New Mexiko,
kommt vereinzelt auf zehn Prozent, hat
sich aber durch mehrfach vor laufender Ka-
mera dokumentiertes Nichtwissen („Alep-
po? Was ist Aleppo?“) diskreditiert.
Eine Wirkung wie der frühere Verbraucher-
anwalt Ralph Nader, der 2000 in Florida
dem Demokraten Al Gore zum Nachteil
von George W. Bush Stimmen wegnahm,
hat er nicht. Weder Stein noch Johnson
wurden zu den TV-Debatten eingeladen.
Sich ein Bild von ihnen und ihren Vorstel-
lungen zu machen, fiel auch mangels Me-
dien-Abdeckung schwer. Für eine punktuel-
le Überraschung könnte dagegen der erst
sehr spät ins Präsidentschafts-Rennen einge-
stiegene ehemalige CIA-Geheimdienstler
Evan McMullin sorgen. In Utah, traditionell
eine Republikaner-Hochburg, hat der Mor-
mone, der sich als unabhängiger Konserva-
tiver bezeichnet, zu Trump und Clinton fast
aufgeschlossen (22 Prozent). Würde er den
Bundesstaat holen, käme das einer Sensati-
on gleich.

Verbrannte Erde Eng verknüpft mit der
Performance von Trump und Clinton ist der
zweite zentrale Schauplatz am Wahltag: das
Parlament. Ganz gleich, ob der neue US-
Präsident Hillary Clinton oder Donald
Trump heißt: Sein/ihr Handlungsspielraum
hängt maßgeblich vom Ausgang der Kon-
gresswahlen ab. Dort regiert der noch weni-
ge Wochen amtierende Amtsinhaber Oba-
ma gegen eine auf Blockade setzende Repu-
blikaner-Mehrheit in beiden Häusern.
Trumps desaströse Vorstellung in den ver-
gangenen Wochen, hat bei der „GOP“ die
berechtigte Sorge ausgelöst, von den „Stra-
tegie der verbrannten Erde“ des Geschäfts-
mannes mit in den Abgrund gerissen zu
werden.

Bestes Indiz: Paul Ryan, als Sprecher des
Repräsentantenhauses nominell die
Nummer 3 im Staat, hat sich durch seine
distanzierte Haltung gegenüber Trump
den Zorn vieler konservativer Wähler zu-
gezogen. Seine Beliebtheitswerte sind
seither abgestürzt. Er muss um seinen Job
bangen.
Die Demokraten dagegen träumen von
einem doppelten Wachwechsel. Denn am
8. November werden auch alle 435 Sitze
des Repräsentantenhauses und 34 von
100 Senatsposten neu gewählt. Im „Hou-
se of Representatives“ haben die Republi-
kaner mit 247 Abgeordneten die Mehr-
heit; das satteste Stimmenpolster seit
1928. Die Demokraten kommen auf 188
Sitze.

Oberhand Im Senat sind die Mehrheits-
verhältnisse enger. 54 Republikaner ste-
hen 44 Demokraten gegenüber. Die bei-
den parteiunabhängigen Senatoren, Ber-
nie Sanders (Vermont) und Angus King
(Maine), stimmen in der Regel mit den
Demokraten. Um im Senat die Oberhand
zu behalten, reichen 50 Sitze. Vorausge-
setzt, die Partei hält auch das Weiße
Haus. Denn in Patt-Situationen ist der Vi-
ze-Präsident das Zünglein an der Waage.
Im Falle eines Clinton-Sieges käme diese
Rolle Tim Kaine zu, ehemals Gouverneur
von Virginia und seit Juli diesen Jahres
Clintons „Running Mate“.
Aufgrund der extrem nach Demographie
und Partei-Orientierung zugeschnittenen
Wahlkreise („gerry mandering“) gelten
nach Berechnungen des „Cook Reports“
im Repräsentantenhaus 177 demokrati-
sche und 201 republikanische Mandate
bereits vor der Wahl als bombensicher.
Der Rest tendiert laut Umfragen relativ
klar zu einer der beiden Parteien – oder
steht Spitz auf Knopf.
Um im „House“ das Sagen zu haben,
sind 218 Sitze notwendig. Für die Demo-
kraten bedeutet das: Sie müssten mit plus
30 Sitzen fulminant siegen, um die Ver-
hältnisse zu drehen. „Schwierig, aber
nicht unmöglich“, schreibt das Magazin
Politico.
Die Messlatte liegt dabei in Wahlbezirken
wie Kansas City. Dort gewann der Repu-
blikaner Kevin Yoder 2014 mit einem
Vorsprung von fast 20 Prozent. „Wenn
Yoder verliert, verlieren die Republikaner
das Haus“, sagt der Politikwissenschaftler
Patrick Miller. Dirk Hautkapp T

Der Autor ist Korrespondent der
Funke-Mediengruppe in Washington.

Hillary Clinton (rechts) hinterließ auch im dritten Duell mit Donald Trump bei einer Mehrheit der Fernsehzuschauer den besseren Eindruck. Laut Umfragen schlug sie ihren Rivalen deutlich. © picture-alliance/newscom

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Repu-
blikaner

fürchten, mit
Trump in den

Abgrund
gerissen zu

werden.



AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Mehr Kindergeld und Freibeträge
FINANZEN Die von den Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD jetzt auf den Weg gebrach-
te Anhebung des Kindergeldes und des steuer-
lichen Kinderfreibetrages mit einem Volumen
von zusammen 6,3 Milliarden Euro sind von
der Bundessteuerberaterkammer begrüßt wor-
den. Es sei sinnvoll, die für 2017 und 2018 ge-
planten Anhebungen schon jetzt zu beschlie-
ßen und nicht rückwirkend auf den Weg zu
bringen, erklärte die Organisation in der ver-
gangenen Woche in einer öffentlichen Anhö-
rung des Finanzausschusses des Bundestages.
Damit werde unnötiger Verwaltungsaufwand
vermieden.
Die Koalitionsfraktionen haben einen Ände-
rungsantrag zum Entwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilfe-
richtlinie (18/9536) mit dem Titel „Anhebung
des Kinderfreibetrages, des Kindergeldes, des
Kinderzuschlags, des Unterhaltshöchstbetra-
ges und zum Ausgleich der Kalten Progressi-
on“ vorgelegt. Damit soll der steuerliche Frei-
betrag für das sächliche Existenzminimum ei-
nes Kindes gemäß den sich abzeichnenden Er-
gebnissen des 11. Existenzminimumberichts
von jetzt 4.608 Euro um 108 Euro auf 4.716
Euro (2017) und um weitere 72 Euro auf 4.788
Euro (2018) steigen. Vorgesehen ist weiter ei-
ne Anhebung des monatlichen Kindergeldes
um jeweils zwei Euro in den Jahren 2017 und

2018. Der Kinderzuschlag soll zum 1. Januar
2017 um monatlich 10 Euro von 160 Euro auf
170 Euro je Kind angehoben werden.
Außerdem sieht der Änderungsantrag eine Er-
höhung des steuerlichen Grundfreibetrags von
jetzt 8.652 Euro um 168 Euro auf 8.820 Euro
(2017) und um weitere 180 Euro auf 9.000
Euro (2018) vor. Vorgesehen ist weiter ein Aus-
gleich der „kalten Progression“ durch Ver-
schiebung der übrigen Tarifeckwerte im Jahr
2017 um die geschätzte Inflationsrate des Jah-
res 2016 (0,73 Prozent) und in 2018 um die
geschätzte Inflationsrate des Jahres 2017
(1,65 Prozent) nach rechts.
Zur Anhebung des Existenzminimums erklärte
der Neue Verband der Lohnsteuerhilfevereine,
dies sei keine Wohltat, sondern aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen geboten. Dass die
Erhöhung rechtzeitig erfolge, wurde von dem
Verband begrüßt. Thomas Eigenthaler (Deut-
sche Steuergewerkschaft) erklärte, die Ände-
rungen zur Verringerung des Effekts der „kal-
ten Progression“ seien verfassungsrechtlich
nicht geboten. Sie würden aber Milliardenkos-
ten verursachen, und nur wenig werde beim
Steuerzahler ankommen. Daher schlug er vor,
die für 2018 vorgesehenen Leistungen für Kin-
der bereits auf 2017 vorzuziehen und die
Maßnahmen gegen die „kalte Progression“
erst 2018 wirksam werden zu lassen. hle T
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Drohender Flickenteppich
GENTECHNIK Opposition und SPD halten Reformpläne des Agrarministers für nicht weitgehend genug

D
ie grüne Gentechnik hat
in Deutschland keinen
einfachen Stand. Von der
Bevölkerung mehrheit-
lich abgelehnt, stößt sie
auch in der Politik auf

Gegenwehr. Die Linken lehnen sie ab, die
Grünen sowieso und auch die SPD stellt
sich gegen den Anbau genveränderter
Pflanzen. Agrarminister Christian Schmidt
(CSU) will nach eigenem
Bekunden die grüne Gen-
technik ebenfalls nicht auf
deutschen Äckern haben.
Die Idee seines Ministeri-
ums für eine Reform des
Gentechnikgesetzes sieht
gleichwohl vor, die Verant-
wortung für den Erlass von
Anbauverboten den Län-
dern zu übergeben.
Dagegen erhob sich wäh-
rend der Debatte vergange-
nen Donnerstag Protest.
Der Entwurf sei ein Gesetz
mit eingebauter Unwirksamkeitsklausel,
kritisierte Harald Ebner (Grüne) die Vorla-
ge, die allerdings gar nicht Beratungsgegen-
stand war – ja noch nicht einmal vom Ka-
binett bestätigt ist. Kirsten Tackmann (Die
Linke) bemängelte, dass der Regierungsent-
wurf „zwingende Gründe“ für ein Anbau-
verbot fordert und damit über die entspre-
chende EU-Richtlinie hinausgehe.
Diese Richtlinie sieht vor, dass Mitglied-
staaten mittels einer sogenannten Opt-

Out-Regelung Anbauverbote erlassen dür-
fen. Der Bundesrat hat die EU-Vorlage zum
Anlass genommen einen eigenen Gesetz-
entwurf zu entwickeln, der in den Bundes-
tag eingebracht wurde (18/6664). Darin
wird ein bundesweites Anbauverbot gefor-
dert – verantwortlich dafür soll die Bun-
desregierung sein.
Die Opposition begrüßt das. Ein Flicken-
teppich müsse verhindert werden, sagte

Ebner. Seiner Ansicht nach
habe aber der Minister gar
kein Interesse daran, die
Position des Bundesrates
auch nur im Ansatz ernst
zu nehmen. „Sie wollen
den Ausstieg aus dem Gen-
technikanbau partout vor-
sätzlich unterlaufen und
aufweichen“, sagte der Grü-
nen-Abgeordnete
Ein Verbot mache nur bun-
desweit Sinn, fand auch
Tackmann. Was Minister
Schmidt plane, sei ein

„Opt-Out-Verhinderungsgesetz“. Die Hür-
den für ein bundeseinheitliches Verbot sei-
en so hoch, dass de facto jedes einzelne
Bundesland entscheiden müsse. „Wer das
so vorschlägt, will keine bundeseinheitli-
che Regeln“, schlussfolgerte sie.
Vorsichtiger formulierte es die SPD-Abge-
ordnete Elvira Drobinski-Weiß. Zwar wäre
es aus ihrer Sicht sinnvoll gewesen, sich
stärker am Bundesratsentwurf zu orientie-
ren. Gleichwohl sei im Regierungsentwurf

die Formulierung enthalten, „die Bundere-
gierung soll ein Anbauverbot erlassen, wenn
der Hersteller nicht freiwillig darauf verzich-
tet“. Das sei ein klarer Auftrag, befand sie.
Erstaunt sei sie allerdings, warum sich der
Minister selbst auferlege, „mit fünf anderen
Ministerien ein Einvernehmen herstellen zu
müssen“. Was die weitere Entwicklung zu
dem Gesetz angeht, mahnte sie zur Gelas-
senheit: „Wir werden den Entwurf genau
prüfen“, kündigte sie für ih-
re Fraktion an. Der besagte
klare Auftrag dürfe nicht
durch missverständliche
Formulierungen oder fehler-
anfällige Verfahren verkom-
pliziert werden. „Da, wo wir
es für nötig halten, werden
wir auf Änderungen drän-
gen“, sagte sie.
In der Unionsfraktion ver-
folgte man die Debatte mit
geballter Faust in der Ta-
sche. In Sachen Gentechnik
gebe es offenkundig eine
rot-rot-grüne Koalition, stellte Artur Auern-
hammer (CSU) fest. Er bedaure, dass die
Ablehnung der grünen Gentechnik eher
auf Emotionen als auf wissenschaftlichen
Erkenntnissen beruhe. „Wir haben heute
gemerkt, welche Lobbyistenpartei diese
Emotionen am meisten schürt“, sagte Au-
ernhammer. Auch Rita Stockhofe (CDU)
warf den Grünen vor, eine Lobbyistenpar-
tei zu sein. Als Beleg dafür führte sie die
Äußerung des nordrhein-westfälischen

Landwirtschaftsministers Remmel an, der
sein Landesnaturschutzgesetz als Geburts-
tagsgeschenk an den „Naturschutzbund
Deutschland“ bezeichnet habe.
Ihr Fraktionskollege Kees de Vries hatte zu-
vor darauf verwiesen, es sei „nicht im Sin-
ne eines so innovativen Landes wie dem
unseren und seiner Bevölkerung, uns so ra-
dikal von weltweiten Entwicklungen bei
der Gentechnik abzukoppeln“. Die Rege-

lung der Bundesregierung
zur Übernahme der Brüsse-
ler Opt-Out-Regelung
nannte er einen guten
Kompromiss. Das für ein
Anbauverbot das Einver-
nehmen von sechs Ministe-
rien benötigt wird, ist aus
Sicht des Unionsabgeord-
neten kein Problem. Zu-
mindest „solange sich die
öffentliche Meinung und
die korrespondierende Po-
sition der Bundesregierung
und der Landesregierungen

zum Thema GVO nicht ändern“.
Neben der Reform des Gentechnikrechts
spielte auch die am 11. November 2016 in
Brüssel anstehende Abstimmung über An-
bauverbote genveränderter Maissorten
während der Debatte eine Rolle. Die Grü-
nen hatten dazu einen Antrag (18/10029)
vorgelegt, in dem die Bundesregierung auf-
gefordert wird, gegen die Zulassung der
gentechnisch veränderten Maislinie
MON810 zu votieren.

Landwirtschaftsminister Schmidt, der der
Debatte interessiert folgte, das Wort aber
nicht ergriff, habe auf seine Nachfrage ge-
antwortet, er wisse noch gar nicht, wie er
dieses Mal abstimmen werde, sagte Ebner.
Für den Grünen-Politiker ist die Sache
ganz klar: „Wenn Sie den Genmais auf un-
seren Äckern wirklich verhindern wollen,
machen Sie es wie das Europäische Parla-
ment und stimmen Sie in Brüssel endlich
mit Nein“, forderte er.
Warum sich Deutschland in solchen Fra-
gen im EU-Rat oftmals enthält, erläuterte
Drobinski-Weiß. „Sozialdemokratisch ge-
führte Häuser der Bundesregierung stim-
men regelmäßig gegen eine solche Zulas-
sung, die unionsgeführten hingegen da-
für“, sagte die SPD-Politikerin.

Keine Sofortabstimmung Zu der von den
Grünen gewünschten Sofortabstimmung
über den Antrag kam es schlussendlich
nicht. Steffi Lemke, Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der Grünen-Fraktion, hatte
dafür geworben. Sie verwies darauf, dass
die Abstimmung im EU-Rat schon in der
nächsten Sitzungswoche des Bundestags
stattfindet und die Bundesregierung doch
sicher im Vorfeld Bündnispartner für eine
Entscheidung finden wolle. Die SPD
stimmte aber mit ihrem Koalitionspartner
gegen die Sofortabstimmung und damit
für eine Überweisung in den Agraraus-
schuss. So schlagkräftig ist die rot-rot-grü-
ne Koalition in Sachen Gentechnikverbot
dann doch nicht. Götz Hausding T

Mais wächst auch ohne Gentechnik prächtig. © picture-alliance/Westend61

»Minister
Schmidt will
den Ausstieg
aus dem Gen-
technikanbau
unterlaufen.«

Harald Ebner (Grüne)

»Wir haben
gemerkt,

welche Lobby-
istenpartei die

Emotionen
schürt.«

Artur Auernhammer (CDU)

KURZ NOTIERT

Neue Basis für steuerliche
Verlustrechnung
Die steuerliche Verlustverrechnung bei
Unternehmen soll auf eine neue Grund-
lage gestellt werden. Dazu hat die Bun-
desregierung den Entwurf eines Geset-
zes zur Weiterentwicklung der steuerli-
chen Verlustverrechnung bei Körper-
schaften (18/9986) eingebracht, der am
Donnerstag vom Bundestag an die Aus-
schüsse überwiesen wurde. Bisher hät-
ten nicht genutzte Verluste einer Körper-
schaft wegfallen können, wenn Anteils-
erwerbe an der Körperschaft stattgefun-
den hätten. Künftig sollen Unternehmen
die nicht genutzten Verluste weiter nut-
zen können, sofern sie denselben Ge-
schäftsbetrieb nach einem Anteilseigner-
wechsel fortführen. hle T

Familienkassen des Bundes
werden zusammengelegt
Das System der Kindergeldzahlungen an
die Beschäftigten des Bundes wird neu
organisiert und vereinfacht. Der Bundes-
tag stimmte am Donnerstag dem von
der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Beendigung der
Sonderzuständigkeit der Familienkassen
des öffentlichen Dienstes im Bereich des
Bundes (18/9441, 18/10045, 18/10059)
zu. Union und SPD waren dafür, Linke
und Grüne enthielten sich. Statt der bis-
her insgesamt 8.000 unterschiedlichen
Kindergeldkassen in einzelnen Verwal-
tungen soll für das Kindergeld in Zukunft
entweder die Bundesagentur für Arbeit
oder das Bundesverwaltungsamt zustän-
dig sein, regelt der Entwurf. hle T

Antrag auf Mindestqualität
für Internet abgelehnt

Der Bundestag hat am Donnerstag einen
Antrag der Grünen abgelehnt (18/8573,
10/10062), die die Einführung von Min-
destqualitätsvorgaben bei Internetzu-
gängen gefordert hatten. Die Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und SPD stimmten
dagegen, Linke und Grüne waren dafür.
In dem Antrag wurde gefordert, „min-
destens 90 Prozent der vertraglich ver-
einbarten maximalen Bandbreite müs-
sen auch tatsächlich zur Verfügung ste-
hen“. Zudem sollten für erhebliche, kon-
tinuierliche oder regelmäßig wiederkeh-
rende Abweichungen bei der Geschwin-
digkeit oder bei anderen Dienstqualitäts-
parametern von Internetzugangsdiens-
ten Bußgelder und pauschalisierte Scha-
densersatzansprüche für Verbraucher
vorgesehen werden. hle T

Walfangverbot soll
erhalten bleiben

Die Bundesregierung soll sich weiter für
die Beibehaltung des Walfangverbotes
stark machen. Bei der anstehenden Jah-
restagung der Internationalen Walfang-
kommission in Slowenien soll sie zudem
jeder „Aushöhlung“ des 1986 in Kraft
getretenen Moratoriums „entschieden“
entgegentreten. Dies fordert ein Antrag
der Fraktionen CDU/CSU und SPD
(18/10019), der am vergangenen Don-
nerstag mit den Stimmen der Koalition
und der Fraktion Die Linke verabschiedet
wurde. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen enthielt sich. Ein Grünen-Antrag
zum selben Thema (18/10032) wurde
von der Koalition abgelehnt. scr T

Ceta bleibt Thema im Bundestag
WIRTSCHAFT Verfassungsgerichtsrteil stärkt die demokratische Rückbindung

Die Eilentscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 13.Oktober 2016 zum
Freihandelsabkommen Ceta mit Kanada
hat im Bundestag auch einen paralenmta-
rischen Nachhall gefunden. Bei einer De-
batte im Plenum am vergangenen Don-
nerstag bewerteten Koalition und Opposi-
tion das Urteil krass unterschiedlich. Und
im Ältestenrat des Bundestages beschrieb
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) die Rolle des Parlaments.

Kontrollfunktion Der Bundestag werde
seine politische und verfassungsrechtliche
Kontrollfunktion in Zusammenhang mit
dem Abschluss von Ceta-(Comprehensive
Economic and Trade Agreement) auch
nach der Gerichtsentscheidung wahrneh-
men müssen, sagte Lammert.
Die Verantwortung des Bundestages betref-
fe zum einen die Kontrolle der Bereiche, in
denen eine vorläufige Anwendung des Ab-
kommens beschlossen wird. Diese dürften
nur solche Gegenstände umfassen, die un-

streitig in der Zuständigkeit der Europäi-
schen Union und nicht in der Zuständig-
keit der Bundesrepublik liegen.
Sie gelte aber auch für die vom Bundesver-
fassungsgericht geforderte hinreichende
demokratische Rückbindung der im Rah-
men der vorläufigen Anwendung des Han-
delsabkommens von Ceta-Gremien gefass-
ten Beschlüsse. Deren demokratische Legi-
timation und Kontrolle hatte das Bundes-
verfassungsgericht in seiner Entscheidung
als „mit Blick auf Art. 20. Abs. 1 und 2
Grundgesetz prekär“ bezeichnet und gefor-
dert, dass Beschlüsse, die mitgliedstaatliche
Zuständigkeiten oder die „Reichweite des
Integrationsprogramms“ betreffen, dort
nur mit Zustimmung Deutschlands gefasst
werden können. Hier müsse der Bundestag
über sein Gesetzgebungsrecht wachen und
seiner Integrationsverantwortung gerecht
werden, betonte Lammert.
Mit der Eilentscheidung hatte das Gericht
Anträge der Fraktion Die Linke abgelehnt,
die gegen die vorläufige Anwendung des
Abkommens gerichtet waren. Die vom Ge-
richt gemachten Vorgaben seien im Euro-
päischen Rat umgesetzt worden, erklärte
der Minister für Wirtschaft und Energie,
Sigmar Gabriel (SPD), in der Debatte. Das
Gericht selbst werde darüber wachen, dass
die Auflagen auch eingehalten werden, sag-

te Gabriel in der Aktuellen Stunde, die von
der Fraktion Die Linke beantragt worden
war. Ihr Redner Klaus Ernst bestritt, dass
die Auflagen des Senats tatsächlich unmiss-
verständlich in das Papier des Europäi-
schen Rates Eingang gefunden hätten. In
Teilen stehe „darin etwas ganz anderes, als
das Gericht entschieden hat“. Die Linke be-
halte sich „neuerliche rechtliche Schritte“
vor.

Niederlage der Kläger Andreas G. Läm-
mel (CDU) strich heraus, die Kläger hätten
beim Verfassungsgericht eine Niederlage
erlitten. Jetzt suche die Opposition „jeden
Strohhalm zu packen“, um weiter Ceta zu
verhindern.
Katharina Dröge (Grüne) warf der Koaliti-
on vor, nicht hinreichend klar die „zusätz-
lichen Auflagen“ des Bundesverfassungsge-
richts in Brüssel nachverhandelt zu haben:
Damit sei den Koalitionären „wieder ein-
mal bescheinigt worden, dass sie nicht hal-
ten können, was sie versprechen“.
Bernd Westphal (SPD) hob hervor, das Ge-
richt habe „alle Anträge abgelehnt“. Das
dürfe man „nicht einfach so wegwischen“.
Als „beachtliche Leistung“ Gabriels stufte
er es ein, dass er die Auflagen des Gerichts
in ganz kurzer Zeit in Brüssel umgesetzt
habe. Franz Ludwig Averdunk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Anzeige
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Am Handy spielen ist noch keine Digitalisierung
WIRTSCHAFT Für die Arbeitgeber ist das deutsche Schulsystem technisch zurückgeblieben und unterfinanziert. Einwanderer sollen Fachpersonalmangel ausgleichen

Nach Ansicht der deutschen Arbeitgeber
besteht auf mehreren Feldern in Politik
und Gesellschaft großer Handlungsbedarf.
Man dürfe nicht warten, bis die Folgen
und Kollateralschäden eingetreten seien,
sagte der Präsident der Bundesvereinigung
der deutschen Arbeitgeberverbände (BDA),
Ingo Kramer, in der vergangenen Woche
im Gespräch mit den Abgeordneten des
Ausschusses für Wirtschaft und Energie.
Neben der demografischen Entwicklung,
auf die mit verschiedenen Maßnahmen
wie eine Erhöhung des Renteneintrittsal-
ters, Zuwanderung ausländischer Arbeits-
kräfte und einer stärkeren Nutzung des Ar-
beitskräftepotenzials in Deutschland ge-
antwortet werden müsse, nannte Kramer
das Bildungssystem, das er für stark unter-
finanziert hält. Er befürwortete daher eine
Aufhebung des bisher im Grundgesetz-Ar-
tikel 91b verankerten Kooperationsverbots,

damit der Bund stärker zur Bildungsfinan-
zierung beitragen könne. Außerdem sorgte
sich Kramer um die Wettbewerbsfähigkeit,
die durch über dem Produktivitätszuwachs
liegende Lohnsteigerungen in Gefahr gera-
ten könne. Er kritisierte auch Sozialbei-
tragssatzsteigerungen. Der Gesamtbeitrag
werde bald wieder über 40 Prozent liegen.

Gesellschaft 4.0 Die Digitalisierung be-
treffe nicht nur die Industrie, sondern die
gesamte Gesellschaft, so dass er lieber von
„Gesellschaft 4.0“ statt nur von „Industrie
4.0“ spreche, so Kramer. An den Schulen
finde die Digitalisierung mit Ausnahme
weniger engagierter Einzelfälle nicht statt,
beklagte er. Das Spielen mit einem Handy
sei keine Digitalisierung. Als letzten Punkt
sprach der Arbeitgeberpräsident europäi-
sche Fragen an. Nach seinem Eindruck
werden die europäische Handlungsfähig-

keit und der solide Euro derzeit mehr ge-
schwächt statt gestärkt.
In der Diskussion äußerte ein Vertreter der
CDU/CSU-Fraktion die Sorge, dass die di-
gitale Arbeitswelt mit regulatorischen Re-
zepten aus dem 19. Jahrhundert überzogen
werden könne. Außerdem appellierte die
Fraktion an die Unternehmen, mehr Mittel
für die Forschung einzusetzen. Die gute
wirtschaftliche Lage müsse genutzt werden.
Die SPD-Fraktion griff den Komplex „Ge-
sellschaft 4.0“ auf und erinnerte mit einem
Beispiel aus der Raumfahrt daran, dass
staatliche Investitionen Voraussetzung für
Innovationen seien und Strukturen schaf-
fen würden, in denen Unternehmen sich
entwickeln könnten. So werde die Ariane-
Rakete staatlich finanziert. Die Raketenent-
wicklung habe zu zahlreichen Innovatio-
nen geführt. Die SPD-Fraktion wies auch
auf die Stärkung der Binnenkaufkraft hin.

Stundenlöhne von 3,50 Euro seien Ge-
schichte, nachdem der Mindestlohn einge-
führt worden sei.
Die Fraktion Die Linke bezeichnete Regeln
für die Wirtschaft als dringend erforder-
lich. Ein Beispiel sei der Mindestlohn, sag-
te ein Sprecher der Linksfraktion, der der
Wirtschaft vorwarf, zu wenig an ihre gesell-
schaftliche Verantwortung zu denken. An-
gesichts hoher Gehälter und Versorgungs-
ansprüche fehle ihm jedes Verständnis,
wenn die Wirtschaft das ihrer Ansicht nach
hohe Rentenniveau kritisiere. Seit dem Jahr
2000 habe es über einen langen Zeitraum
faktisch Lohnstillstand gegeben, aber trotz-
dem seien die Investitionen nicht gestie-
gen.
Die Grünen erinnerten an ihren Wider-
stand gegen das Rentenpaket. Denn durch
das Paket komme es zu dem von Kramer
kritisierten Anstieg der Rentenbeiträge. Zur

Lösung der demografischen Probleme sei
ein Einwanderungsgesetz notwendig, des-
sen Regeln sich an dem in kanadischen
Punktesystem orientieren könnten. hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer (links) und der Vorsitzende des Bundestags-Wirt-
schaftsausschusses, Peter Ramsauer (CSU) © Deuitscher Bundestag/Melde

G
eht es nach dem Willen der
Grünen, dann sollen in
Deutschland in den nächs-
ten zehn Jahren eine Milli-
on „dauerhaft günstige“
Wohnungen entstehen

oder zumindest gemeinnützig gebunden
werden. In einem Antrag der Fraktion
(18/10027), der vergangenen Donnerstag
in erster Lesung debattiert wurde, fordern
die Grünen dafür unter anderem die Wie-
dereinführung der 1989 abgeschafften
Wohngemeinnützigkeit und ein Sofortpro-
gramm mit steuerlichen Anreizen. Auch
Anpassungen bei der sogenannten Miet-
preisbremse, bei Klagerechten sowie beim
Wohngeld stehen auf der umfangreichen
Wunschliste der Fraktion.

Soziale Frage Die Fraktionsvorsitzende
der Grünen, Katrin Göring-Eckardt, sagte,
dass das Thema Wohnen inzwischen zu
„der sozialen Frage“ der Gesellschaft ge-
worden sei. Der Wohnort beeinflusse etwa
die Chancen bei Bewerbungen, den Zu-
gang zu Schulen und das Wohnen im Alter.
„Explodierende Mieten“ seien ein „Spalt-
pilz der Gesellschaft“. Es entstünden
Wohngebiete, wo zu spüren sei, dass der
„soziale Zusammenhalt“ in Frage gestellt
werde, sagte Göring-Eckardt.
Die Politik der Koalition und Regierung
reicht nach Ansicht der Grünen-Politikerin
nicht aus, um den Herausforderungen zu
begegnen. Die „Mini-Mietpreisbremse“ ha-
be nicht verhindern können, dass in zahl-
reichen deutschen Städten die Mieten wei-
ter steigen würden. Auch die zahlreichen
Ausnahmen der Regelung kritisierte Gö-
ring-Eckardt. Seit Abschaffung der Wohn-

gemeinnützigkeit seien zudem zwei Millio-
nen bezahlbare Wohnungen vom Markt
verschwunden, jedes Jahr fielen weitere
60.000 Wohnungen aus der Sozialbin-
dung. Die Bundesregierung müsse Geld in
die Hand nehmen, um den Trend abzu-
wenden und die Struktur der Städte positiv
zu verändern. Die Wiedereinführung der
Wohngemeinnützigkeit sei dafür notwen-
dig, warb Göring-Eckardt für den Antrag
ihrer Fraktion
Auch Linken-Abgeordnete
Caren Lay verwies auf die
rückläufige Zahl der sozial
gebundenen Wohnungen.
Werde nicht mehr Tempo
gemacht, „dann haben wir
in 25 Jahren überhaupt kei-
ne Sozialwohnungen
mehr“, warnte Lay. Die
bau- und wohnungspoliti-
sche Sprecherin ihrer Frak-
tion forderte dazu ebenfalls
den Aufbau eines gemein-
nützigen Wohnungssektors.
Die Förderung des sozialen Wohnungs-
baus müsse von Seiten des Bundes auf
jährlich fünf Milliarden Euro erhöht wer-
den. Auch eine Änderung der Liegen-
schaftspolitik sei notwendig, vom Höchst-
preisverfahren beim Verkauf von Bundes-
liegenschaften müsse Abstand genommen
werden, Kommunen sollten ein Vorkaufs-
recht erhalten, forderte Lay.

Unverständnis Florian Pronold (SPD),
Parlamentarischer Staatssekretär im Bun-
desbauministerium, mahnte die Oppositi-
onsfraktionen hingegen, die Fakten zur
Kenntnis zu nehmen. Es gebe keinen Be-

reich, wo die Große Koalition so erfolg-
reich gewesen sei, wie im Wohnungsbau.
„Sie können noch so viel Haare in der Sup-
pe suchen, sie werden keine finden“, sagte
Pronold in Richtung Opposition. Im ersten
Halbjahr 2016 sei so viel Neubau wie seit
2002 nicht mehr verzeichnet worden. Zu-
dem habe der Bund die Mittel für den So-
zialen Wohnungsbau inzwischen verdrei-
facht: Es liege – das betonten Redner aller

Fraktionen – nun auch an
den Ländern, dieses Geld
zweckdienlich einzusetzen.
Auch die anhaltende Kritik
an der Mietpreisbremse
wies Pronold zurück – zu-
mal die Opposition kom-
plett vergesse, die Neurege-
lung zu Maklergebühren
zu erwähnen, die Mieter er-
heblich entlastet habe.
Zwar gebe es noch einige
Probleme, um die sich ak-
tuell das Justizministerium
kümmere, aber erstmalig

sei bei Neuvermietungen eine Regelung
zur Miethöhe erlassen worden. Ein Allheil-
mittel, das stellte der Parlamentarische
Staatssekretär klar, sei sie aber nicht: Das
Instrument bremse die Entwicklung nur, es
müsse aber auch gebaut werden, um ei-
nem weiteren Anstieg der Mieten entgegen-
zuwirken.
Ähnlich sah das auch Michael Groß (SPD).
Das Glas sei nicht leer, so wie es die Oppo-
sition darstelle, sondern „mehr als halb-
voll“. Die Koalition habe viel erreicht. Das
von den Grünen aufgebrachte Thema
Wohngemeinnützigkeit könne langfristig
eine Lösung sein, die Sozialdemokraten

seien dafür grundsätzlich offen. Es helfe
aber nicht kurzfristig, sagte Groß.
Georg Nüßlein (CSU) warf den Grünen
vor, einen zu engen Ansatz zu vertreten.
Die Grünen bezögen sich nur auf Metro-
polen, Probleme mit bezahlbarem Woh-
nen gebe es aber auch in kleineren Städten
und teilweise im ländlichen Raum. Verengt
sei auch die Ansicht darüber, wer eigent-
lich bauen sollte. Das wären, so Nüßlein,
bei den Grünen nur der Staat oder die Ge-
nossenschaften. Es brauche aber auch pri-
vate Investoren und für die müsse sich das
Bauen auch rechnen. Die Bedingungen sei-
en aber nicht ideal, kritisierte der Christso-
ziale mit Blick auf Abschreibungsmöglich-
keiten und Grunderwerbsteuer. Nüßlein
warnte zudem davor, Standards für klima-
freundliches Bauen und Sanieren zu hoch
zu setzen. Klimaschutz sei ein „immanent
wichtiges Thema“, es drohe aber zum
„Kostentreiber“ zu werden. Den Grünen
fehle in ihrem Antrag der „Blick aufs Gan-
ze“ auch deshalb, weil sie keinen einzigen
Satz zum Thema Eigenheim geschrieben
hätten. Auch hier müsse gehandelt werden,
etwa durch die Anpassung der Wohnbau-
prämie oder der Schaffung eines Baukin-
dergelds, sagte der Unions-Abgeordnete.

Mehr Bauland Damit gebaut werden
kann, brauche es aber auch ausreichend
Bauland, stellte Kai Wegner (CDU) fest.
Wie auch Nüßlein forderte er gerade für
die Baulandausweisung an Siedlungsrän-
dern schnellere Verfahren. Daran müsste
das Bundesbauministerium arbeiten, bis-
her sei aber die angekündigte Baurechtsno-
velle nicht „kabinettsreif“, kritisierte Weg-
ner. Sören Christian Reimer

Koalition und Opposition sind sich einig, dass – wie hier in München – mehr gebaut werden muss. Doch Linken und Grünen wäre es am liebsten, wenn wieder gemeinnützige
Akteure am Markt agierten. © picture-alliance/SZ Photo

Haare in
der Suppe
BAU Opposition will Gemeinnützigkeit
beim Wohnungsbau wieder einführen.
Koalition verweist dagegen auf Erfolge
der eigenen Politik

»Das
Glas

ist nicht
leer, sondern

mehr als
halbvoll.«

Michael Groß (SPD)

Klimaschutz schafft Jobs
ANHÖRUNG Experten fordern weitere Anstrengungen

Verstärkte Anstrengungen für den Klima-
schutz bringen zugleich ein großes Poten-
zial für mehr Arbeitsplätze mit sich. Dies
machte Sabine Nallinger, Vertreterin der
„Stiftung zwei Grad – Deutsche Unterneh-
mer für Klimaschutz“ in einer Anhörung
des Ausschusses für Wirtschaft und Energie
in der vergangenen Woche deutlich: „Un-
ternehmerischer Klimaschutz kann als
wirtschaftliche Chance genutzt werden,
schafft Arbeitsplätze und sichert die Inno-
vations- und Zukunftsfähigkeit des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland.“ Harry Leh-
mann vom Umweltbundesamt unterstützte
diese Auffassung. Unter Be-
zugnahme auf eine Studie
erklärte er, dass die Brutto-
beschäftigung im Bereich
der erneuerbaren Energien
von 350.000 Mitarbeiten-
den (2012) bei verhaltenen
bis positiven Prognosen bis
2030 auf 400.000 bis
600.000 steigen werde.

Nachhaltig Auch Professor
Holger Rogall (Hochschule
für Wirtschaft und Recht
Berlin) erwartet durch den
nachhaltigen Umbau der gesamten deut-
schen Volkswirtschaft „eine noch erheblich
höhere Beschäftigung“. Grundlage der An-
hörung war ein Antrag der Grünen
(18/8877), in dem jährliche Minderungs-
ziele für die unterschiedlichen Emissions-
sektoren festgelegt und der Beginn des Aus-
stiegs aus der Nutzung fossiler Verbren-
nungsmotoren im Straßenverkehr gefor-
dert werden. Auch die Kohleverstromung
soll innerhalb der nächsten zwei Jahrzehn-
te beendet werden.
Laut Lehmann müssen Industrie und Ver-
kehr die höchsten Minderungsbeiträge
beim Ausstoß von Treibhausgasen leisten.

Er forderte die Festsetzung des verbindli-
chen Ziels, den Ausstoß von Treibhausga-
sen bis 2050 um 95 Prozent zu reduzieren.
In Deutschland gebe es immer noch über
52 Milliarden Euro klimaschädliche Sub-
ventionen, mit deren Reduzierung ange-
sichts der niedrigen Preise für Kraftstoff
und Heizöl jetzt begonnen werden könne.
Der Verkehr müsse auf treibhausgasneutra-
le Energieträger umgestellt werden: „Fossile
Energieträger wie Benzin, Kerosin und Die-
sel haben langfristig ausgedient“, so Leh-
mann.
Rogall forderte neben der konsequenten

Umsetzung der drei Strate-
giepfade des nachhaltigen
Wirtschaftens (Effizienz,
Konsistenz, Suffizienz) die
Einführung weiterer Instru-
mente wie das Verbot von
mit fossilen Energien be-
triebene Autos. Gewisse
Technologien, in denen
Deutschland heute noch
die Weltmarktführerschaft
habe, seien nicht zukunfts-
fähig, ergänzte er. Hubert
Weiger (Bund für Umwelt
und Naturschutz) sagte, der

Klimaschutz könne zum „Motor für Inno-
vation“ werden.
Esther Chrischilles vom Institut der deut-
schen Wirtschaft sprach von einem „Warn-
zeichen“. Die energieintensive Industrie
habe in den vergangenen Jahren so gut wie
keine Neuinvestitionen mehr getätigt.
Carsten Rolle vom Bundesverband der
deutschen Industrie lehnte eine Verschär-
fung der deutschen Klimaschutzziele ab.
Zur Verkehrspolitik erklärte Rolle in seiner
Stellungnahme: „Einseitige Zielverschär-
fungen oder Technologieverbote schaden
dem Standort Deutschland, ohne das Welt-
klima zu beeinflussen.“ hle T

»Verbote
schaden dem

Standort
ohne das

Weltklima zu
beeinflussen.«

Carsten Rolle (BDI)

»Straßenfeger« der Bank
CUM/EX-AUSSCHUSS Vorstand schildert Aufräumarbeit

Vor dem Cum/Ex-Untersuchungsausschuss
ging es erstmals konkret um die Verwick-
lung einer großen Bank in die Geschäfte
mit Aktien zum Dividendenstichtag zum
Schaden für den Fiskus. Der seit 2009 am-
tierende Vorstandssprecher der HypoVer-
einsbank, Theodor Weimer, erklärte, mit
einem möglichen Problem wegen Cum/Ex-
Transaktionen sei er erstmals im Februar
2011 konfrontiert worden. Anlass sei eine
steuerliche Anfrage in einem Kundenfall
gewesen. Dabei sei herausgekommen, dass
die HVB ab 2005 „in gro-
ßem Ausmaß“ in solche
Transaktionen involviert
war und entsprechende
Steuerbescheide ausstellte.

Revision Er habe sofort die
interne Revision eingeschal-
tet, sagte Weimer, und die
Geschäfte seien mit exter-
ner anwaltlicher Hilfe auf-
gearbeitet worden. Dabei
habe es dann auch Anhalts-
punkte dafür gegeben, dass
bis 2008 solche Transaktio-
nen auch auf eigene Rechnung getätigt
wurden. Es sei seine Überzeugung, sagte
Weimer, dass eine einmal einbehaltene
Steuer nicht mehrfach bescheinigt werden
könne. Ihm sei auch sofort klar geworden,
dass angesichts der Größenordnung des
möglichen Schadens die Frage einer feh-
lenden höchstrichterlichen Entscheidung
sekundär war.
Die UniCredit-Tochter HVB hatte 2014 ein-
geräumt, von 2005 bis 2008 in Cum/Ex-
Geschäfte involviert gewesen zu sein und
dafür das Fehlverhalten Einzelner verant-
wortlich gemacht. Mittlerweile hat die
Bank Steuern zurückgezahlt, eine Millio-
nenstrafe akzeptiert und drei Ex-Vorstände
auf Schadensersatz verklagt. Weimer wurde

im Januar 2009 Chef der HVB. Der Bankier
sagte, er habe sich als „Straßenfeger gese-
hen, der den Dreck wegräumen muss“. Seit
2009 sei die Bank jedoch „voll compliant“.
Die HVB „war mit eine der ersten, die das
Thema fundamental aufgearbeitet haben“.
Das sei „sehr schmerzhaft“ gewesen.
Auf Nachfrage des Ausschussvorsitzenden
Hans-Ulrich Krüger (SPD) räumte Weimer
ein, dass der vorgeschriebene Prozess zur
Überprüfung neuer Produkte beim Thema
Cum/Ex nicht funktioniert habe. Nach sei-

nen Worten hatte eine En-
de 2004 in London ge-
gründete kleine HVB-Toch-
ter die steuerinduzierten
Gestaltungsmodelle als
Geschäftsidee erkannt und
einer sehr kleinen Anzahl
vermögender Kunden an-
geboten.
Viel Erklärungsbedarf hat-
ten die Ausschussmitglie-
der erneut beim Thema
BaFin, der Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungs-
aufsicht. Ausführlich Rede

und Antwort standen ihnen die heutige Di-
rektorin der Europäischen Zentralbank
(EZB), Sabine Lautenschläger, und BaFin-
Präsident a.D., Jochen Sanio. Lautenschlä-
ger war zuvor bei der BaFin und der Bun-
desbank für die Bankenaufsicht zuständig.
Beide Zeugen erklärten wie auch schon an-
dere BaFin-Vertreter vor ihnen, dass die
Bankenaufsicht nicht für steuerrechtliche
Sachverhalte zuständig sei. Lautenschläger
betonte, es sei „nicht Aufgabe der Banken-
aufsicht, steuerrechtliche Sachverhalte zu
bewerten“. Lautenschlägers Ex-Chef Sanio
ergänzte, die Aufsicht habe aus steuerrecht-
lichen Gründen „nicht die geringsten
Kompetenzen“, sich mit steuerlichen Fra-
gen zu beschäftigen. Michael Wojtek T

»Nicht die
geringsten

Kompetenzen
zur Befassung

mit dem
Steuerrecht.«
Jochen Sanio (Ex-BaFin)
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Linke: Regierung
ganz nach Berlin
BONN/BERLIN Die Zweiteilung der Regie-
rung zwischen Berlin und Bonn soll „end-
gültig“ aufgehoben werden. Dies fordert
die Fraktion Die Linke in einem Antrag
(18/8130), der vergangene Woche erstmals
im Bundestag beraten wurde.
Deshalb soll die Regierung einen Entwurf
für ein Beendigungsgesetz zum Berlin-
Bonn-Gesetz vorlegen und einen Umzugs-
plan für alle Bundesministerien aufstellen,
nach dem bis etwa zum Jahr 2020 die Zu-
sammenführung der Ministerien in Berlin
erfolgen soll. Von dem Umzug sollen jene
Einrichtungen ausgenommen werden, die
in ihrem Wirken ausdrücklich mit der Re-
gion Köln/Bonn verbunden sind und die
durch die Anwendung moderner Kommu-
nikationsmittel ihre Funktion gegenüber
der Bundesregierung ohne Einschränkung
erfüllen können, heißt es in dem Antrag
weiter.
Der aktuelle Teilungskostenbericht der
Bundesregierung verdeutliche, dass die
Kosten der anhaltenden Trennung der Re-
gierungsstellen zwischen Berlin und Bonn
für das Haushaltsjahr 2016 mit 7,47 Mil-
lionen Euro im Vergleich zu vergangenen
Jahren nur unwesentlich gesunken seien
und sich prinzipiell kaum noch rechtferti-
gen ließen, schreibt die Fraktion zur Be-
gründung.
Insbesondere gebe es keinerlei Rechtferti-
gung für immer noch Zehntausende von
Dienstreisen, die mit Flugzeug, Bahn und
Auto vollzogen würden. Diese seien im
Teilungskostenbericht 2015 mit insgesamt
4,71 Millionen Euro ausgewiesen und wür-
den eine erhebliche Umweltbelastung dar-
stellen. mik T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Brummis sollen überall zahlen
LKW-MAUT Die Ausweitung der Lkw-Maut
auf alle Bundesstraßen wird von Experten be-
grüßt. Dies wurde vergangene Woche bei einer
öffentlichen Anhörung des Ausschusses für
Verkehr und digitale Infrastruktur deutlich. Da-
bei ging es um den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung eines Vierten Gesetzes zur Ände-
rung des Bundesfernstraßenmautgesetzes
(18/9440).
Bisher erhebt der Bund die Lkw-Maut auf rund
12.800 Kilometer Bundesautobahnen sowie
auf rund 2.300 Kilometer autobahnähnlichen
Bundesstraßen. Der Großteil der rund 40.000
Kilometer Bundesstraßen sei jedoch nicht
mautpflichtig, obgleich Lkw sämtliche Bundes-
straßen befahren und die Verkehrsinfrastruktur
damit belasten würden.
Stefan Gerwens, Pro Mobilität, begrüßte, dass
im Gesetzentwurf der technische und organi-
satorische Rahmen zur Ausweitung der Lkw-
Maut auf alle Bundesstraßen ab Mitte 2018
geschaffen werden soll. Änderungsbedarf sieht
er nicht. Er wies darauf hin, dass die Auswei-
tung der Lkw-Maut vor allem im regionalen
Verkehr zu höheren Kosten für die Wirtschaft
führen werde. Durch die zusätzliche Mittel für
Investitionen in die Fernstraßen werde es aber
auch eine Qualitätsverbesserung der Infra-
struktur geben. Auch die Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbände (Deutscher

Städtetag, Deutscher Landkreistag, Deutscher
Städte- und Gemeindebund) sprach sich
„grundsätzlich“ für die Ausweitung aus. Ziel
müsse es jedoch sein, die Lkw-Maut auf das
gesamte öffentliche Straßennetz auszudehnen,
um für die Infrastrukturen aller staatlichen
Ebenen einschließlich der Länder und Kommu-
nen zusätzlichen Mittel für die Verkehrsinfra-
strukturfinanzierung zu erhalten. Durch die
Ausdehnung der Lkw-Maut würde die Proble-
matik der Ausweichverkehre für das Netz der
Bundesfernstraßen hinfällig.
Das Problem bleibe allerdings bezüglich des
nachgeordneten Netzes der Landes-, Kreis-
und Gemeindestraßen. Es sei wichtig, dass
durch entsprechende Beschilderung deutlich
gemacht werde, welche Straßen mautpflichtig
seien und welche nicht. Frank Schmid von
Schmid Mobility Solutions hielt die Problema-
tik der Ausweichverkehr im Gesetz für regel-
bar.
Werner Reh vom Bund für Umwelt und Natur-
schutz (BUND) hielt die geplante Änderung für
richtig. Eine Einbeziehung der Straßen der Län-
der und teilweise auch der Kommunen sei mit
Blick auf die Wahrung der Einheitlichkeit der
Lebensverhältnisse geboten. Leider sei aller-
dings die Frage, ob auf allen Bundesstraßen
einheitlich Mautsätze erhoben werden könn-
ten, bisher ungeklärt. mik T

Vom Betrug überrascht
VW-AUSSCHUSS Mitarbeiter des Bundesumweltministeriums verneinten Kenntnis über Abschalteinrichtungen

Ulrich Lange (CSU) war perplex. „Das ist
zu schön, da fehlen einem die Worte“, sag-
te der Obmann der CDU/CSU-Fraktion am
Donnerstag im Untersuchungsausschuss
zur Affäre um manipulierte Abgasgrenz-
werte. Gerade hatte Professor Uwe Lahl, bis
2009 Abteilungsleiter im Umweltministeri-
um und heute Amtschef im baden-würt-
tembergischen Verkehrsministerium, der in
Verruf geratenen Dieseltechnologie eine
Zukunft prophezeit.
Den Diesel mit Euro-6-Norm und moder-
ner SCR-Abgasnachbehandlung werde es
weiter geben, sagte Lahl. Zugleich will die
grün-schwarze Landesregierung in Baden-
Württemberg alte Diesel aus den Innen-
städten verbannen. Am Dienstag beschloss
das Landeskabinett einen Vorstoß im Bun-
desrat für eine Blaue Plakette. Im Bund
hatte das Umweltministerium die Pläne im
August vorerst aus Eis gelegt.
Seit Anfang September versucht der Aus-
schuss, die Hintergründe der Abgasaffäre
aufzuklären. Nach Motorexperten und Be-

amten von Bundesbehörden waren nun
Mitarbeiter des Umweltministeriums gela-
den. Staatssekretär Jochen Flasbarth, Lahl,
der ehemalige Abteilungsleiter Hubert
Steinkemper und Referent Oliver Eber-
hardt verneinten eine konkrete Kenntnis
über illegale Abschalteinrichtungen. Dass
die Motorsteuerung erkennen kann, wenn
ein Auto im Testlabor steht, war laut Eber-

hardt aber bekannt. Dies sei technisch mit-
unter sogar notwendig. Cycle-Beating heißt
der Fachbegriff, wenn die Abgasnachbe-
handlung abgeschaltet wird. Entscheidend
ist die Frage, wann dies zulässig ist und
wann nicht. Eine EU-Richtlinie verbietet
eine „defeat device“ genannt Software im
Grundsatz, erlaubt sie aber in Ausnahme-
fällen, etwa zum Motorschutz. Die Herstel-

ler legen dies extensiv aus. „Das ist ein
bisschen wie 1.000 legale Steuertricks“,
sagte die UBA-Abteilungsleiterin „Luft“,
Marion Wichmann-Fiebig, im Ausschuss.
Die Beamten gaben sich noch heute über-
rascht über den Betrug von VW. Steinkem-
per nannte den vom UBA 2008 gemachten
Hinweis zum cycle-beating abstrakt. Er hät-
te es nicht für möglich gehalten, dass da-
von Gebrauch gemacht werde. Steinkem-
per deutete an, dass die Vorsicht bei einem
Verdacht auch mit Furcht vor Klagen zu
tun hat. Jedenfalls nannte er die US-Um-
weltbehörde EPA eine „begrüßenswert
mächtige Einrichtung“. Lahl bezeichnete
den UBA-Vermerk als „abenteuerliche Ge-
schichte“, die er ohne VW-Affäre noch im-
mer so sehen würde. Es habe 2008 keine
Beweise gegeben und auch keine Möglich-
keit, einen Nachweis zu führen. „Wäre uns
das gelungen, wären wir als Umwelthelden
in die Geschichte eingegangen“.
Die Umweltbeamten sahen sich als Treiber
für strengere Abgasregelungen und zu-
gleich gebremst von Verkehrsressort und
Autoindustrie. Deshalb wurde 2008, als
das UBA ein Konzept für Tests in Betrieb
befindlicher Autos erarbeitete, dieses abge-
mildert, um das Verkehrsministerium für
die gemeinsame Feldüberwachung zu ge-
winnen. Stefan Uhlmann T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Experten wurden von VW-Abschalteinrichtungen überrascht. © picture-alliance/dpa

Alle müssen helfen
INTEGRATION Bund will Länder und Kommunen bei den Kosten unterstützen

D
ie Integration der Flücht-
linge, die im vergangenen
Jahr nach Deutschland
gekommen sind, ist die
Aufgabe aller. Am meis-
ten zu leisten haben al-

lerdings die Städte und Gemeinden. Dabei
genügt es nicht, sich auf ehrenamtliche
Helfer zu verlassen. Die Integration koste
Geld. An diesen Kosten will und muss sich
der Bund beteiligen. Deshalb hat die Bun-
desregierung einen Gesetz-
entwurf zur Beteiligung des
Bundes an den Kosten der
Integration und zur weite-
ren Entlastung der Länder
und Kommunen (18/
9980) vorgelegt, der am
Donnerstag erstmals bera-
ten wurde.
„Am Geld wird die Integra-
tion jedenfalls nicht schei-
tern“, betonte Bundesfi-
nanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) in der De-
batte. Die Integration sei
eine gesamtstaatliche Aufgabe, der der
Bund gerecht werde, sagte Schäuble weiter.
Schon in diesem Jahr seien vom Bund da-
für 18,2 Milliarden Euro bereitgestellt wor-
den. 2017 würden es 21 Milliarden Euro
sein und 2018 rund 22 Milliarden Euro.
Auch auf anderen Gebieten habe der Bund
Länder und Kommunen in der Vergangen-

heit entlastet. So seien 2015 zwei Milliar-
den Euro ausgegeben worden, in diesem
Jahr insgesamt knapp zehn Milliarden
Euro. Durch den vorgelegten Gesetzent-
wurf würden die Länder und Kommunen
bis 2019 um weitere 20 Milliarden Euro
vom Bund entlastet.
Im Einzelnen will der Bund in den Jahren
2016 bis 2018 die Kosten der Unterkunft
und Heizung für anerkannte Asyl- und
Schutzberechtigte vollständig überneh-

men. Dadurch werden die
Kommunen voraussichtlich
um etwa 2,6 Milliarden
Euro entlastet werden.
Die Länder erhalten vom
Bund zudem für die Jahre
2016 bis 2018 eine jährli-
che Integrationspauschale
in Höhe von zwei Milliar-
den Euro.
Außerdem will der Bund
den Ländern für den im In-
tegrationskonzept enthalte-
nen Wohnungsbau zusätz-
lich jeweils 500 Millionen

Euro als Kompensationsmittel für die Jahre
2017 und 2018 über die bereits in den Ent-
flechtungsmitteln enthaltenen Mittel für
den sozialen Wohnungsbau hinaus gewäh-
ren. Der Bund will zudem mit dem Gesetz-
entwurf die Finanzausstattung der Kom-
munen ab dem Jahr 2018 um zusätzliche
fünf Milliarden Euro pro Jahr verbessern.

Er verzichtet dazu auf Anteile am Aufkom-
men der Umsatzsteuer und erhöht seine
Beteiligung an den Kosten der Unterkunft
und Heizung in der Grundsicherung für
Arbeitsuchende. Die Länder haben sich
laut Schäuble auf einen Schlüssel der Ver-
teilung geeinigt, der allerdings im parla-
mentarischen Verfahren einer intensiven
Prüfung und Beratung unterzogen werden
solle.

Nachhaltige Unterstützung „Dies ist der
Beweis, dass der Bund die Länder und
Kommunen nachhaltig unterstützt“, be-
tonte der Minister. Es gebe allerdings das
gesamtstaatliche Problem, dass die vorhan-
denen Mittel nicht schnell genug abfließen
könnten. Dies müsse geändert werden. Ins-
gesamt seien die Herausforderungen gut
gemeistert worden. Der Bund sei sich sei-
ner Verantwortung bewusst.
Gesine Lötzsch (Die Linke) kritisierte, dass
monatelang um die Verteilung der Kosten
für die Flüchtlinge „gefeilscht“ worden sei.
Der vorgelegte Gesetzentwurf sei lange
überfällig, ob er die richtige Lösung sei,
müsse diskutiert werden. Das Hauptpro-
blem sei jedoch, dass „die Flüchtlinge für
alles verantwortlich gemacht werden“.
Wohnungsnot jedoch habe es schon gege-
ben, bevor die Flüchtlinge ins Land ge-
kommen seien.
Dass die Mittel nicht schnell genug abflie-
ßen könnten, hängt nach ihrer Meinung

unter anderem damit zusammen, dass die
Verwaltungen in Kommunen und Ländern
in den vergangenen Jahren „systematisch“
kaputt gespart worden seien. „Wir brau-
chen jedoch einen starken Staat und müs-
sen die Menschen mit Taten überzeugen“,
sagte sie. Der Schlüssel liege in einer zen-
tralen Gerechtigkeitsfrage. Es gehe nicht
an, dass die Reichen sich weiter aus der
Verantwortung stehlen könnten. Deshalb
sei unter anderem eine Reichensteuer un-
bedingt notwendig.
„Wir sind stolz auf unsere
Kommunen“, betonte Ul-
rike Gottschalk (SPD).
Dort „vor Ort“ würde alles
organisiert, was für die Da-
seinsvorsorge der Men-
schen wichtig sei. Deshalb
müssten die Kommunen
auch finanziell gut ausge-
stattet sein. Der Bund tue
alles, um dies sicherzustel-
len. Es gebe aber die Be-
fürchtung, dass das Geld
nicht eins zu eins bei den
Kommunen ankommen würde. Deshalb
forderte Gottschalk einen „Dreieckstisch“,
an dem Bund Länder und Kommunen „auf
Augenhöhe“ miteinander verhandeln
könnten.
Für Britta Haßelmann (Bündnis 90/Die
Grünen) ist es gut, dass der Bund sich
nicht „weiterhin wegdrückt“. Es habe viel

Druck gebraucht, bis dieser Gesetzentwurf
endlich vorgelegt worden sei. Damit werde
anerkannt, dass die Integration der Flücht-
linge eine gesamtstaatliche Aufgabe sei. Sie
kritisierte, dass dieses Problem aber nicht
strukturell gelöst werde. Außerdem würden
die Mittel mit der Gießkanne ausgeschüt-
tet. So würden finanzstarke Kommunen
mehr entlastet werden als finanzschwache
Städte und Gemeinden, die das Geld aber
nötiger brauchen würden.

Ralf Brinkhaus (CDU) wies
darauf hin, dass der Vertei-
lerschlüssel auf Wunsch der
Ministerpräsidenten zustan-
de gekommen sei. Er beton-
te, dass der Bund Wort ge-
halten habe und die Kom-
munen an vielen Stellen
entlaste. Jetzt sei aber die
Grenze der Belastungsfähig-
keit für den Bund erreicht.
Es sei abzusehen, dass in
Zukunft große Belastungen
allein für den Bund zu
meistern seien.

Dazu zählte der stellvertretende Fraktions-
vorsitzende unter anderem die Bekämp-
fung der Fluchtursachen, die Cyber-Sicher-
heit, die Terrorismusbekämpfung und den
demografischen Wandel s Auch er betonte,
dass die vom Bund bereitgestellten Mittel
eins zu eins weitergereicht würden müss-
ten. Michael Klein T

Der Bund will die Wohnkosten für Flüchtlinge übernehmen. Die Unterkünfte werden von den Städten und Gemeinden wie hier in München hergerichtet und zur Verfügung gestellt. © picture-alliance/SZ Photo

»Die
Flüchtlinge
werden für

alles verant-
wortlich

gemacht.«
Gesine Lötzsch (Linke)

»Am Geld
wird
die

Integration
nicht

scheitern.«
Wolfgang Schäuble (CDU),

Finanzminister

200 Millionen
Euro mehr
HAUSHALT Die Bundesregierung will das
Regionalisierungsgesetz ändern. Dazu hat
sie einen Gesetzentwurf (18/9981) vorge-
legt. Auf Grundlage des Regionalisierungs-
gesetzes erhalten die Länder für den öffent-
lichen Personennahverkehr (ÖPNV) einen
Anteil aus dem Steueraufkommen des
Bundes, der vor allem zur Finanzierung des
Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) ver-
wendet werden soll, heißt es in dem Ge-
setzentwurf.
Diese finanzielle Unterstützung soll noch
in diesem Jahr von acht Milliarden Euro
auf 8,2 Milliarden Euro erhöht werden. Ab
2017 bis 2031 soll dieser Betrag jährlich
um 1,8 Prozent steigen. Laut Gesetzent-
wurf soll die Verteilung des Betrages in Hö-
he von acht Milliarden Euro auf alle Bun-
desländer nach Festlegung des Kieler
Schlüssels erfolgen.
Zur Kompensation der Länder, die durch
den Kieler Schlüssel Nachteile gegenüber
dem alten Verteilungsschlüssel haben, wird
2016 ein Betrag von 200 Millionen Euro
mit einem gesonderten Verteilungsschlüs-
sel auf die Bundesländer Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen verteilt. Diese Beträge sollen mit 1,8
Prozent über den Gesamtzeitraum dyna-
misiert werden.
Für den Bundeshaushalt würden sich
durch das geänderte Regionalisierungsge-
setz bis zum Jahr 2031 zusätzliche Belas-
tungen in Höhe von insgesamt 3,67 Milli-
arden Euro ergeben.
Der Gesetzentwurf wurde am Donnerstag
zur weiteren Beratung an die Ausschüsse
überwiesen. mik T
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N
ie wieder wollen wir auf-
einander schießen“,
schworen französische
und deutsche Bergbauar-
beiter 13 Jahre nach Ende
des Ersten Weltkriegs in

Georg Wilhelm Pabsts Film „Kamerad-
schaft“. Das Drama um die Rettung von
verschütteten Kumpeln atmet die Atmo-
sphäre jener Ära, dokumentiert das Leben
der Arbeiter und gilt als künstlerisches
Meisterwerk.
Der Film erstrahlt durch die vom Bund ge-
förderte Digitalisierung in neuem Glanz.
Mit einer Million Euro unterstützt Kultur-
staatsministerin Monika Grütters (CDU)
seit 2013 die Sicherung des deutschen
Filmerbes. Auch für 2017 ist dieser Betrag
im Bundeshaushalt eingeplant. Kulturpoli-
tiker wie Burkhard Blienert (SPD) und
Marco Wanderwitz (CDU) werben derzeit

bei den Mitgliedern des Haushaltsaus-
schuss ihrer Fraktionen, die Million zu ver-
doppeln und weitere 1,4 Millionen Euro
unter Vorbehalt einzustellen.

Hinterlegungspflicht Das von Grütters als
„Jahrhunderaufgabe“ bezeichnete Unter-
fangen der Digitalisierung kostet nach ei-
nem Gutachten von Wirtschaftsprüfern
rund 474 Millionen Euro. Berücksichtigt
sind dabei die Bestände der sechs Archive
des Kinemathekenverbunds. Doch keiner
weiß, welche Schätze bei Filmemachern
noch lagern. Im Gegensatz zur DDR über-
ließ die alte Bundesrepublik den Produ-
zenten die Aufbewahrung. Im vereinten
Deutschland wurde die Hinterlegung einer
Kopie im Archiv erst 2004 zur Pflicht – al-
lerdings nur für geförderte Filme.
Um die Kosten zu schultern, schlägt die
Linksfraktion in einem Antrag (18/8888)

einen Digitalisierungs-Soli vor: Fünf Cent
sollten von jeder verkauften Kinoeintritts-
karte an die Filmförderungsanstalt (FFA)
fließen, die sie an Rechteinhaber und Ar-
chive ausschüttet. Die Einnahmen lägen
bei mindestens zehn Millionen Euro. Doch
Peter Dinges, Vorstand der FFA, ist skep-
tisch. Er fürchtet Klagen wegen der fehlen-
den Gruppennützigkeit.
Bundesregierung, Bundesländer und die
Filmwirtschaft setzen auf ein Bündnis für
das Filmerbe. Zehn Millionen Euro sollen
jährlich über einen Zeitraum von zehn Jah-
ren für die Digitalisierung bereit stehen. Je-
der Partner soll ein Drittel der Gelder auf-
bringen. „Anschließend wissen wir, wie wir
mit dem Rest der Bestände umgehen“, sag-
te Rainer Rother, Direktor der Stiftung
Deutsche Kinemathek, in einer öffentli-
chen Anhörung des Kulturausschusses über
den Antrag der Linksfraktion in der vergan-

genen Woche. Denn nur ein Fünftel des
Filmerbes wird nach Auslaufen des Pro-
gramms ins digitale Zeitalter gerettet sein.
Die Experten sprechen vom Arche Noah-
Prinzip.

Frage des Formats Von den Ländern ha-
ben bislang Berlin und Brandenburg ihren
Anteil bereitgestellt. Sie förderten im ver-
gangenen Jahr Digitalisierungen mit
450.000 Euro, darunter Wim Wenders
„Der Himmel über Berlin“. Die Filmförde-
rungsanstalt unterstützt solche Vorhaben
seit 2012 mit einer Million Euro im Jahr,
2016 hat sie auf zwei Millionen aufge-
stockt. 15.000 Euro stehen je Film für eine
Sicherung im 2K-Format bereit. Doch die-
ses Format stellte Alice Brauner, Tochter
von Produzentenlegende Artur Brauner, in
Frage. Aus Anlass des 70. Jubiläums der
von ihrem Vater gegründeten Produktions-
gesellschaft CCC hatte sie 2016 die brillan-
te Fassung des Filmklassikers „Es geschah
am helllichten Tag“ mit Heinz Rühmann
im Format 4K Ultra HD präsentiert, die
25.000 Euro kostete. „Doch ohne diesen
Standard ist eine kommerzielle Auswer-
tung kaum möglich“, erläuterte sie.
Brauner forderte die öffentlich-rechtlichen
Sender auf, das filmische Erbe stärker ins
öffentliche Bewusstsein zu rücken. Deren
Zurückhaltung trifft alle Produzenten, aber
besonders die DEFA- und die Murnau-Stif-
tung. Sie besitzen das deutsche Filmerbe
bis 1945. Beide Institutionen können für
den physischen Erhalt des Bestands nur
ausgeben, was sie zuvor eingenommen ha-
ben. Und die Summen gehen kontinuier-
lich zurück. Die Murnau-Stiftung ist in ei-
ne existentielle Krise geraten. Die Gremien
beraten nun, wie es nach 2017 weitergehen
wird. An spektakuläre Restaurierungsvor-
haben wie zuletzt von „Metropolis“ und
den „Nibelungen“, die jeweils mehrere
Hunderttausend Euro kosteten, ist nicht zu
denken. Auch das Know-how und die tech-
nische Infrastruktur für die Umspielungen
sind in Gefahr. „Die Firmen sind in einer
dramatischen wirtschaftlichen Situation,
da der Markt ihre Leistungen ohne staatli-
che Unterstützung nicht abruft. Sie werden
im kommenden Jahr schließen. Die Kapa-
zitäten können nur mit hohem Aufwand
wieder aufgebaut werden“, mahnte Christi-
ne Grieb, Geschäftsführerin des Verbands
technischer Betriebe.

Zelluloid-Bestände „Die Digitalisierung
ist nur ein erster Schritt. Die langfristige Si-
cherung der digitalen Kopie und der analo-
gen Fassung der zweite.“, betonte Michael
Hollmann, Direktor des Bundesarchivs, zu
dessen Bestand 150.000 Titel in 1,2 Millio-
nen Filmrollen gehören. Österreich und
Schweden haben sich für den Erhalt der
Nitro- und Zelluloid-Bestände entschlos-
sen, auch deutsche Filmliebhaber und Ex-
perten raten zu dieser Doppelstrategie.
Mit seinem gegenwärtigen Etat kann das
Bundesfilmarchiv sie nicht umsetzen. Von
den Erhöhungen des Kulturetats des Bun-
des in den vergangenen Jahren hat es nie
profitiert. Die Folgen sind dramatisch. Die
Zahl der Mitarbeiter verringerte sich seit
Ende der 1990 von 111 auf 64. Nun ist die
Schließung der Kopierwerke in Koblenz
und Hoppegarten geplant – den letzten im
Filmland Deutschland.
„Lasst uns endlich mit dem Anfangen an-
fangen“, appelliert Rainer Rother an die
Abgeordneten. 330 Millionen Euro fließen
jährlich in die deutsche Filmproduktion.
Für die Bewahrung des Filmerbes sollten
sich zehn Millionen finden lassen. Und
ebenso die Mittel für die Erhöhungen der
Etats von Bundesfilmarchiv und der Kine-
mathek, die im Koalitionsvertrag verspro-
chen wurden. Katharina Dockhorn T

Die Autorin arbeitet als freie Film- und
Medienjournalistin in Berlin.

„M“ von Fritz Lang mit Peter Lorre in der Hauptrolle zählt zu den bedeutendsten Werken des deutschen Films. © picture-alliance/ZB

Klassiker in Not
FILMERBE Es soll digitalisiert und für die Nachwelt erhalten
werden. Doch bislang fehlt es am benötigten Geld

KURZ NOTIERT

Linke fordert Erhöhung des
Bafögs um zehn Prozent
Nach dem Willen der Linksfraktion soll
das Bafög um mindestens zehn Prozent
erhöht, regelmäßig an die Preis- und
Einkommensentwicklung angepasst und
wieder als rückzahlungsfreier Vollzu-
schuss gewährt werden. Ebenso soll die
Mietkostenpauschale an die Mietpreis-
entwicklung gekoppelt werden. In ihrem
Antrag (18/10012), den der Bundestag
am vergangenen Donnerstag in die Aus-
schüsse überwies, fordert die Linke die
Regierung auf, einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorzulegen. Die Linke be-
mängelt, dass 2015 nur noch 15 Prozent
der Studierenden die Förderung erhalten
hätten, im Jahr 1972 seien es noch 44,6
Prozent gewesen. aw T

Mitglieder des Stiftungsrates
gewählt

Die Abgeordneten Volkmar Vogel (CDU),
Anja Weisgerber (CSU), Michael Groß
(SPD) und Claudia Tausend (SPD) wer-
den zukünftig den Bundestag im Stif-
tungsrat der Bundesstiftung Baukultur
vertreten. Der Bundestag nahm den ent-
sprechenden Wahlvorschlag von Union,
SPD und Linksfraktion (18/10021) am
vergangenen Donnerstag einstimmig an.
Die übrigen Mitglieder des 13-köpfigen
Stiftungsrates werden vom Bundesbau-
und Bundesfinanzministerium, der Be-
auftragten der Bundesregierung für Kul-
tur und Medien sowie durch den Kon-
vent der Baukultur bestimmt. aw T

Kultur für
Benachteiligte
BILDUNG So viel Übereinstimmung gibt es
selten. Alle vier Bundestagsfraktionen wol-
len ebenso wie die Bundesregierung das
Ende 2017 auslaufende Programm „Kultur
macht stark. Bündnisse für Bildung“ fort-
führen. Ein entsprechender Antrag der Ko-
alition (18/10016) wurde vergangenen
Donnerstag im Bundestag einstimmig an-
genommen. Mit „Kultur macht stark“ wer-
den außerschulische kulturelle Bildungsan-
gebote für bildungsbenachteiligte Kinder
und Jugendliche zwischen drei und 18 Jah-
ren gemacht. Das 2012 ins Leben gerufene
Programm ist mit einem Förderumfang
von 230 Millionen Euro für fünf Jahre das
Größte des Bundes im Bereich der kulturel-
len Bildung.
Dieses Erfolgsprojekt müsse fortgesetzt
werden, fordert Claudia Lücking-Michel
(CDU). Es sei „offen für alle“, auch wenn
insbesondere benachteiligte Kinder und Ju-
gendliche erreicht werden sollen. Bei dem
nach 2017 fortzuführenden Programm, so
die Forderung Lücking-Michels und ande-
rer Abgeordneter, müsse es gelingen, die
Verwaltung zu vereinfachen.
Der inklusive Ansatz des Programms sei
richtig, befand Rosemarie Hein (Die Lin-
ke). Es führe nicht zu einer Stigmatisie-
rung, was vor allem den Programmpart-
nern vor Ort zu verdanken sei.
Von einer Sternstunde für die kulturelle
Bildung in Deutschland sprach Martin Ra-
banus (SPD). Özcan Mutlu (Grüne) kriti-
sierte, dass Schulen nicht an dem Pro-
gramm teilnehmen dürften. Bildungs-
Staatsekretär Stefan Müller (CSU) sagte,
die Bundesregierung plane die Fortführung
des Programms. Götz Hausding T

KURZ REZENSIERT

Man hätte es schon gern präziser: Wie sol-
len das „Abgleiten in die Unmündigkeit“,
die überbordende Überwachung der Bürger
und deren Herabstufung zu Marionetten
der Big-Brother-Gesellschaft verhindert
werden? Die Digitalisierung führt zu sol-
chen Fragen, doch da bleibt Gerd Pfitzen-
maier in seinem Buch „Leben auf Autopi-
lot“ eher allgemein, etwa mit Forderungen
nach einer unbeobachteten Privatsphäre
oder nach mehr IT-Transparenz.
Trotzdem hat der Ex-Chefredakteur des
Magazins „Natur“ eine wertvolle Streit-
schrift wider die Glorifizierung der Digitali-
sierung vorgelegt. High-Tech-Rechner sol-
len mit Daten aus Kameras, intelligenten
Ampelschaltungen und der elektronisch ge-
steuerten Parkplatzsuche den Verkehr len-
ken. Im Supermarkt wird mit Chips unter
der Haut bezahlt. Roboter pflegen alte Leu-
te. Computer managen in „smarten“ Woh-
nungen die Einkaufslisten, das Starten von
Spül- und Waschmaschinen und das Hei-
zen. Ein Hit sind selbstfahrende Autos.
Pfitzenmaier setzt zu diesen phantasti-
schen Verheißungen einen Kontrapunkt
und leuchtet ihre Gefahren aus: Hacker sa-
botieren medizinisches Gerät in Kliniken,
die Wasserversorgung oder Computernetz-
werke. Bankdaten werden schon heute
massenhaft geklaut. Im Fall eines Strom-
Blackouts drohen chaotische Zustände –
provoziert vielleicht von Terroristen oder
Geheimdiensten. Das Datensammeln wei-
tet sich aus: Autos, vernetzte Häuser, TV-
Geräte, Smartphones, Uhren oder chipbe-
stückte Kleider können eine Fülle von Infor-
mationen an Hersteller, Versicherungen, Po-
lizei, Behörden, Arbeitgebern liefern.
Pfitzenmaier spitzt sein Thema auf die
Kernfrage nach der Rolle des Menschen in
der digitalisierten Welt zu. Bleibt er Herr
des Geschehens oder wird er von Compu-
tern entmachtet? Eigentlich ist der Mensch
der „Lenker auf dem Planeten“, betont der
Autor. Doch er zitiert auch den Ökonomen
Mathias Binswanger: „Schleichend verlie-
ren die Menschen ihre Souveränität“. Pfit-
zenmaier hat ein Aufklärungsbuch über ei-
ne historische Zäsur geschrieben. kos T

Gerd Pfitzenmaier:

Leben auf
Autopilot

Oekom-Verlag,
München 2016;
143 S., 12,95 €

Für seine Bücher erhielt er zahlreiche Prei-
se, darunter den Theodor-W.-Adorno-Preis
der Stadt Frankfurt (1998) und den Prinz-
von-Asturien-Preis (2013). Der bekannte
Soziologe Zygmund Bauman wurde 1925
in Posen geboren, seine polnisch-jüdische
Familie überlebte den Holocaust durch ihre
Flucht in die Sowjetunion. 1971 floh er er-
neut, dieses Mal aus dem kommunistischen
Polen nach Großbritannien, wo er zuletzt
an der University of Leeds forschte und
lehrte. Der zweifache Flüchtling weiß also,
wovon er spricht, wenn er über die „Angst
vor den anderen“ schreibt.
In seinem klugen Essay kritisiert der Autor
fremdenfeindlich eingestellte Politiker, die
bewusst Ängste schüren, um sie gegen
Flüchtlinge zu instrumentalisieren. Die Me-
dien befeuerten die Krisenstimmung weiter
mit alarmistischen Berichten über den be-
vorstehenden Untergang Europas; nach ih-
rer Lesart sei das Leben, so wie wir es ken-
nen, bedroht. Im Ergebnis führen solche
Szenarien nach Baumann zu einer „morali-
schen Panik“, die nur den Rechtspopulisten
nützt und zugleich die Menschen zusätzlich
verunsichert, die bereits unter Existenz-
und Zukunftsängsten leiden.
Der Soziologe kritisiert die „von fatalen
Fehlurteilen geleiteten, unglückseligen und
verhängnisvollen militärischen Interventio-
nen in Afghanistan und im Irak“. Sie hätten
dazu geführt, dass sich noch mehr Flücht-
linge und Asylsuchende auf den Weg nach
Europa aufgemacht hätten. Auch wegen
dieser Destabilisierungen im „Gefolge
falsch kalkulierter, irrsinnig kurzsichtiger
Politik“ des Westens stünden plötzlich
Fremde vor unseren Türen, die „Boten des
Unglücks“, wie sie Bertolt Brecht genannt
hatte. Einen schnellen Ausweg vermag der
Autor nicht zu erkennen, vielmehr würden
auch in Zukunft Migranten und Flüchtlinge
nach Europa kommen.
Bauman empfiehlt daher, von der „selbst-
mörderischen Politik“ der Abschottung und
Entfremdung gegenüber den Migranten
abzulassen. Die Rettung liege nicht in ge-
sellschaftlicher Spaltung, sondern in der
„Verschmelzung“. manu T

Zygmund Baumann:

Die Angst vor den
anderen.

Edition Suhrkamp,
Berlin 2016;
125 S., 12,40 €

Lücken im historischen Gedächtnis
BUNDESARCHIV Kritik an der Sonderrolle der Nachrichtendienste in der Gesetzesnovelle

Die geplante Novellierung des Bundesar-
chivgesetzes stößt bei Historikern, Archiva-
ren und Journalisten auf deutliche Kritik.
Und diese entzündet sich an einem Geset-
zespassus, der den deutschen Geheim-
diensten ein Sonderrecht einräumt, das
sich in dieser Form im derzeit geltenden
Gesetz nicht findet. Der von Kulturstaats-
ministerin Monika Grütters (CDU) vorge-
legte Gesetzentwurf (18/9633) sieht zwar
einerseits vor, dass zukünftig alle Behörden
und öffentlichen Stellen des Bundes ihre
Akten nach 30 Jahren dem Bundesarchiv
zur Archivierung anbieten sollen. Aller-
dings sollen der Bundesnachrichtendienst
oder der Verfassungsschutz ihre Akten nur
dann an das Bundesarchiv übergeben müs-
sen, wenn „überwiegende Gründe des
Nachrichtenzugangs oder schutzwürdige
Interessen der bei ihnen beschäftigten Per-
sonen einer Abgabe nicht mehr entgegen-
stehen“.

Geheimhaltung Nach Ansicht der Bundes-
beauftragten für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit, Andrea Voßhoff, konterka-
riert eine solche Regelung jedoch den ei-
gentlichen Sinn des Gesetzes. In der Praxis,
so monierte sie in einer öffentlichen Anhö-
rung des Kulturausschusses in der vergan-
genen Woche, bedeute dies, dass die Diens-

te im Alleingang darüber entscheiden kön-
nen, welche Akten sie an das Bundesarchiv
weitergeben oder nicht. Es sei zwar nach-
vollziehbar, dass der Gesetzgeber ein be-
sonderes Augenmerk auf die Geheimhal-
tungsvorschriften der Nachrichtendienste
lege. Allerdings dürften deshalb dem Bun-
desarchiv und damit der Geschichtswissen-
schaft historisch bedeutsame Unterlagen
nicht vorenthalten werden, argumentierte
Voßhoff und plädierte dafür, den Passus er-
satzlos aus dem Gesetzentwurf zu strei-
chen.

Löschen von Akten Unterstützt wurde
Voßhoffs Forderung vom Verband deut-
scher Archivarinnen und Archivare (VdA),
der Konferenz der Leiterinnen und Leiter
der Archivverwaltung des Bundes und der
Länder (KLA) und vom Verband der Histo-
riker und Historikerinnen Deutschlands
(VDH). Deren Vorsitzende Eva Schlotheu-
ber bezeichnete die Archive als „Gedächt-
nis der Gesellschaft“. Doch es würden gra-
vierende Lücken im historischen Gedächt-
nis entstehen, wenn Akten unwiderruflich
gelöscht werden. Der VdA wurde in seiner
schriftlichen Stellungnahme noch deutli-
cher und verwies auf die Löschung von Ak-
ten zur NSU-Terrorserie durch das Justiz-
ministerium Brandenburgs: „Angesichts

der in den letzten Jahren bekannt geworde-
nen und öffentlich diskutierten Unzuläng-
lichkeiten bei der Aktenführung der Ge-
heimdienste ist es völlig unverständlich,
wieso diese Stellen der öffentlichen Kon-
trolle in den Archiven entzogen werden
sollten.“
Überhaupt ist das Wort „Löschen“ für die
Archivare und Historiker ein rotes Tuch.
Sie sprachen sich in der Anhörung dafür
aus, dass die Archivierung von Akten, die
nach gesetzlichen Vorschriften vernichtet
werden müssen, als Ersatz für die Lö-
schung ermöglicht werden sollte, um sie
für nachfolgende Generationen zu erhal-
ten. Der Rechtswissenschaftler Eric W.
Steinhauer verwies drauf, dass es entspre-
chende Bestimmungen in verschiedenen
Archivgesetzen der Bundesländer bestün-
den. Der Präsident des Bundesarchivs, Mi-
chael Hollmann, betonte, dass das Bundes-
archiv schließlich auch jetzt schon als ge-
heim klassifizierte Akten gesetzeskonform
verwahre. Alexander Weinlein T
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AUFGEKEHRT

Alles Wurscht,
oder was?

Es geht um die Wurst! Das hat die
CDU-Fraktion im Hannoveraner
Landtag erkannt. In einem An-
trag fordert sie, dass Fleischer-

satzprodukte nicht mehr als „Wurst“.
„Frikadelle“ oder „Schnitzel“ verkauft
werden dürfen. Das sei „Verbrauchertäu-
schung“.
Oja, richtig! Man stelle sich das Wurst-
Case-Szenario vor: Da möchte der arglo-
se Fleischfresser nach einem anstrengen-
den Arbeitstag sein verdientes Schnitzel
verdrücken, und was findet er auf dem
Teller? Weil er zuvor nicht den salami-
dünnen Hauch einer Chance hatte, die
Inhaltsstoffe von der Verpackung abzule-
sen, liegt da jetzt ein Etwas aus Soja.
Täuschung, Betrug! Zum Glück schiebt
die CDU der Extrawurst den Fleisch-Rie-
gel vor. Gegen die weitverbreitete „alles
Wurscht“-Haltung ist das ein wichtiges
Zeichen!
Es geht aber nicht nur um Verbraucher-
schutz, sondern geradezu um das Mark
unserer Demokratie: um die Authentizi-
tät und Ehrlichkeit im politischen Dis-
kurs. Auch in der Parteiendemokratie
soll schließlich drin sein, was drauf
steht. Das wollen die Parteien ebenso
wie ihre Wähler. Trotzdem gibt es im-
mer wieder Skepsis: Wählt, wer im Süd-
westen für die Grünen stimmt, in Wirk-
lichkeit nicht schwarz? Ist das C bei den
Christsozialen noch ein Grundinhalts-
stoff? Wie viel braun steckt eigentlich in
blau? Und verwenden die Blauen nur ei-
ne Geheimzutat aus der Heimatküche
oder vielleicht doch einen kennzeich-
nungspflichtigen Zusatzstoff?
Die Rot-Weißen haben diese Probleme
hingegen nicht. Schon vor Jahren haben
die Genossen ihren Markenkern in
Nordrhein-Westfalen knackig definiert:
„SPD ist Currywurst.“ Na dann, guten
Appetit! Eva Bräth

VOR 45 JAHREN...

Mehr Rechte
für Betriebsräte
10.11.1971: Betriebsverfassungsge-
setz verabschiedet Nicht alle waren
begeistert. Am 10. November 1971 ver-
abschiedete der Bundestag eine Stärkung
der Individualrechte von Arbeitneh-
mern, eine Ausweitung der Mitbestim-
mung für Betriebsräte und sorgte für
größere Einflussmöglichkeiten der Ge-
werkschaften in Betrieben – die Reform
des seit 1952 existierenden Betriebsver-

fassungsgesetzes. Der Widerstand war
groß, seitdem der Entwurf auf dem Tisch
lag. Vor allem die Unternehmerseite
wehrte sich vehement gegen die Novel-
lierung.
Hanns Martin Schleyer etwa, im Jahr
1971 Vizepräsident der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeber-Verbän-
de (BDA), erklärte, der BDA halte das
Gesetz „in seiner ganzen Konzeption für
unvereinbar mit den Grundsätzen unse-
rer freiheitlichen Wirtschaftsordnung“.
Kritik kam darüber hinaus nicht nur von
der oppositionellen Union – die weitge-
hend arbeitgeberfreundliche Änderungs-
anträge vorlegte. Auch in der soziallibe-
ralen Koalition waren einige unzufrie-
den. Unter anderem war Innenminister
Hans-Dietrich Genscher (FDP) der Ent-
wurf zu gewerkschaftsfreundlich. Über-
haupt fürchtete man bei den Liberalen,
das eigene klassische Wählerklientel zu
verschrecken. So wurden bis zur Verab-
schiedung des Gesetzes mehrere Ände-
rungen eingearbeitet.
Entsprechend gespalten fiel auch das Ur-
teil über das Gesetz aus. So bewerteten
es die Gewerkschaften einerseits als
„großen Erfolg des gewerkschaftlichen
Kampfes“. Gleichzeitig hätten sie sich
mehr wirtschaftliche Mitbestimmung ge-
wünscht. Benjamin Stahl T

Hans-Dietrich Genscher (FDP) auf einer
Aufnahme aus den 1970er Jahren
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PERSONALIA

>Joachim Schmidt
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
CDU
Am 26. Oktober vollendet Joachim Schmidt
sein 80. Lebensjahr. Der promovierte Inge-
nieur aus Halsbrücke im Kreis Chemnitz en-
gagierte sich 1989 in der Bürgerbewegung
in Freiberg/Sachsen und schloss sich 1990,
zuvor parteilos, den Christdemokraten an.
Von 1991 bis 1993 war er Vorsitzender des
CDU-Kreisverbands Freiberg und von 1992
bis 1999 Mitglied des CDU-Landespräsidi-
ums in Sachsen. Schmidt, von 1992 bis
1999 Vorsitzender der CDU-Landesgruppe
Sachsen im Bundestag, engagierte sich vor-
wiegend im Ausschuss für Forschung und
Technologie.

>Milan Horáček
Bundestagsabgeordneter 1983-1985,
Die Grünen
Milan Horáček wird am 30. Oktober 70 Jah-
re alt. Der in der Tschechoslowakei aufge-
wachsene Publizist verließ 1968 nach dem
Einmarsch der Sowjets seine Heimat und
wurde 1980 ausgebürgert. Horáček zählte
1978 zu den Gründungsmitgliedern der
Grünen Liste in Hessen sowie im Jahr da-
rauf zu denen der Bundespartei Die Grünen.
Von 1981 bis 1983 war er Stadtverordneter
in Frankfurt am Main. Im Bundestag wirkte
er im Auswärtigen Ausschuss mit. Von 2004
bis 2009 war Horáček Mitglied des Europäi-
schen Parlaments.

>Klaus Kirschner
Bundestagsabgeordneter 1976-2005,
SPD
Am 4. November begeht Klaus Kirschner
seinen 75. Geburtstag. Der Werkzeugma-
cher und Mechanikermeister aus Oberndorf/
Neckar trat 1962 der SPD bei. Er war von
1972 bis 2003 Vorsitzender des SPD-Kreis-
verbands Rottweil und gehörte von 1993
bis 1999 dem Landesvorstand der Sozialde-
mokraten in Baden-Württemberg an. Von
1995 bis 2003 amtierte er als dortiger Lan-
desvorsitzender der SPD-Arbeitsgemein-
schaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) und
gehörte von 1982 bis 1994 dem AfA-Bun-
desvorstand an. Von 1990 bis 1998 war
Kirschner Gesundheitspolitischer Sprecher
der SPD-Bundestagsfraktion. Im Bundestag
wirkte er im Petitionsausschuss sowie im
Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung mit
und stand von 1998 bis 2005 an der Spitze
des Ausschusses für Gesundheit und Soziale
Sicherung.

>Max Lehmer
Bundestagsabgeordneter 2005-2013,
CSU
Max Lehmer vollendet am 6. November sein
70. Lebensjahr Der promovierte Agrarwis-
senschaftler und Landwirt aus Neuching/
Kreis Erding trat 1970 den Christsozialen
bei und stand von 1989 bis 2003 an der
Spitze des dortigen Ortsverbands. Von 1978
bis 2008 war Lehmer Mitglied des Gemein-
derats Neuching und gehörte von 1976 bis
1996 sowie von 2008 bis 2014 dem Kreis-
tag in Erding an. Im Bundestag wirkte der
Direktkandidat des Wahlkreises Erding-
Ebersberg im Ausschuss für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz mit.

>Hans-Günter Bruckmann
Bundestagsabgeordneter 1998-2005,
SPD
Hans-Günter Bruckmann begeht am 7. No-
vember seinen 70. Geburtstag. Der Diplom-
Ingenieur aus Essen wurde 1976 Mitglied
der Sozialdemokraten. Von 1984 bis 1998
war er Ratsherr in Essen und amtierte von
1991 an als stellvertretender Fraktionsvor-
sitzender. Von 1989 bis 1998 gehörte er zu-
dem dem Bezirksplanungsrat Düsseldorf an.
Bruckmann, Direktkandidat der Wahlkreise
Essen I sowie Essen III, engagierte sich im
Bundestag im Verkehrsausschuss.

>Eberhard Diepgen
Bundestagsabgeordneter 1980-1981,
CDU
Am 13. November vollendet Eberhard Diep-
gen sein 75. Lebensjahr. Der Berliner
Rechtsanwalt trat 1962 der CDU bei. Von
1983 bis 2002 stand er an der Spitze des
Berliner Landesvorstands und gehörte von
1983 bis 2000 dem CDU-Bundesvorstand
an. Diepgen, 1984 als Nachfolger Richard
von Weizsäckers zum Regierenden Bürger-
meister Berlins gewählt, behielt das Amt bis
1989. Nach dem Sieg bei den ersten Ge-
samtberliner Wahlen wurde er 1991 wieder-
um Stadtoberhaupt und blieb es bis 2001.
Im Bundestag engagierte sich Diepgen im
Petitionsausschuss sowie im Ausschuss für
innerdeutsche Beziehungen. bmh T

LESERPOST

Zur Ausgabe 40-42 vom 4. Oktober
2016, Beilage „Leicht erklärt!“:
Die Beilage zur Zeitung „Das Parlament“
trägt den Titel „Die neuen Bundes-Län-
der“. Ich möchte Sie darauf hinweisen,
dass das Grundgesetz keine Bundeslän-
der kennt, sondern „Länder“. Da „Das
Parlament“ an führende Persönlichkei-
ten und Meinungsbildner geht und auch
in der politischen Bildung stark verbrei-
tet ist, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie
dies künftig in allen Ihren Publikationen
berücksichtigen würden.

Erwin Teufel (CDU)
Ministerpräsident a.D.

Spaichingen

Zur Beilage „Debattendokumentation“:
Wir sind politisch sehr interessiert und ha-
ben seit einiger Zeit ein Abonnement von

„Das Parlament“. Auch im Fernsehen sehen
wir uns Bundestagesdebatten an. Zuneh-
mend haben wir das Gefühl, dass man als
Kleinbürger ohne Vermögen nur noch die
Linke wählen kann. Das trifft besonders zu,
seitdem wir in der Debattendokumentati-
on die Reden der Abgeordneten nachlesen.
Anfangs hatten auch wir Bedenken gegen-
über dieser Partei. Dazu nun folgende Fra-
ge: Was ist der Unterschied zwischen der
Linkspartei und einem Langholzfuhrwerk?
Beim Langholzfuhrwerk kommt erst das di-
cke Ende und dann die rote Fahne. Dieses
dicke Ende haben wir Kleinbürger immer,
wenn die CDU/CSU an der Regierung wa-
ren. Jetzt auch wieder mit Pegida und AfD.
Und die SPD wundert sich über ihren
Stimmenverlust. Kein Wunder, wenn sie
vergessen hat, was das „S“ in ihrem Namen
bedeutet.

Was hindert eigentlich Abgeordnete ande-
rer Parteien daran, einer guten Rede linker
Kollegen Beifall zu zollen? Der Parteipro-
porz?

Melitta und Manfred Pfirrmann
Lampertheim

Zur Ausgabe 39 vom 26. September
2016, Schwerpunkt „Reform des Teilha-
begesetzes“ auf den Seiten 1 bis 3:
Das Bundesteilhabegesetz wird die Situa-
tion verschlimmern. Am Ende entschei-
det der zuständige Sachbearbeiter des
Sozialamtes, ob Leistungen mit öffentli-
chen Geldern bezahlt werden können.
Jetzt fehlt nur noch, dass das Sozialamt
mit dem Bundesteilhabegesetz an der
Börse spekuliert!

Paul Scale
Gemünden

Zur Ausgabe 39 vom 26. Oktober 2016,
„Das Desaster der Volksparteien“ auf
Seite 9:
Das Desaster der Volksparteien kommt
nicht überraschend. Die etablierten politi-
schen Kräfte setzen auf die falsche Strate-
gie, indem sie die Rechtspopulisten nicht
inhaltlich stellen, sondern deren Rhetorik
in entschärfter Form kopieren. Bei der
Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpom-
mern zierte der Heimatbegriff fast alle Pla-
kate. Es gehören Sachargumente auf die
Agenda: Etwa, dass ausgeprägte Fremden-
skepsis nicht von Heimatliebe zeugt, da sie
Investoren vertreibt und Zukunft verbaut.

Rasmus Ph. Helt
Hamburg

SEITENBLICKE

KLARSTELLUNG
Zu dem Bericht über die Sitzung des
Cum/Ex-Untersuchungsausschusses in
der Ausgabe 40-42 vom 4. Oktober
„Gutachten für Steueroptimierer“ auf
der Seite 7 legt der in der Sitzung ver-
nommene Steuerrechtler Joachim Eng-
lisch (Universität Münster) Wert auf die
Feststellung, dass seine dort in Rede ste-
henden Gutachten wissenschaftlich fun-
diert waren und sein Aufsatz zum Thema
2010 aus wissenschaftlichem Interesse
verfasst worden sei. Darüber hinaus sei-
en die Gutachten bezahlt worden. Diese
Bezahlung habe sich an den Honorar-
vorstellungen von Großkanzleien orien-
tiert und sei für Qualität und Umfang
der Gutachten angemessen gewesen.
Dass die Gutachten „gut bezahlt“ wor-
den seien, wie es in dem Ausschuss-Be-
richt heißt, hat Englisch nach eigenen
Angaben so hingegen nicht erklärt.

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 7. – 11.11.2016

Filmförderungsgesetz (Do)
Bildung in Deutschland 2016 (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

ORTSTERMIN: DISKUSSIONSFORUM IM DEUTSCHEN BUNDESTAG

Was trennt Russland und die Ukraine?
Dass es kontrovers zugehen würde, war von vorneherein
klar: Bei der Diskussion „Was trennt Russland und die
Ukraine“, veranstaltet von den Wissenschaftlichen Diens-
ten des Bundestages, traf mit der Grünen-Abgeordneten
Marieluise Beck immerhin eine vehemente Kritikerin des
Kremls auf den „Russland-Versteher“ Jörg Baberowski
(Humboldt Universität zu Berlin). Fast drei Jahre nach
der Annexion der Halbinsel Krim durch Russland disku-
tierten die Osteuropa-Politikerin und der Historiker über
die Hintergründe und Lösungsstrategien des Konflikts
zwischen Moskau und Kiew – und waren dabei selten ei-
ner Meinung.
Dissens gab es schon bei der Analyse der Krim-Annexion
2014, nach der Moderator Ulrich Schöler, Leiter des Be-
reichs „Wissenschaft und Außenbeziehung“ des Bundes-
tags, fragte. Es dürfe nicht zugelassen werden, dass auf-
grund militärischer Stärke internationale Grenzen ver-
schoben und Recht gebrochen werde, mahnte Beck in ih-
rem Plädoyer für das Völkerrecht an. „Wenn die Regeln
nicht mehr gelten, können wir uns auch nicht mehr auf

sie berufen“, sagte sie. Russland übe auf der Krim eine
massive Repressionspolitik aus: Es gebe Entführungen,
Druck auf kritische Medien sowie den Zwang, die russi-
sche Staatsbürgerschaft anzunehmen.
Der Stalinismus-Forscher Baberowski plädierte dafür, sich
die Geschichte des Konflikts aus der russischen Perspekti-
ve vorzustellen. Russland funktioniere anders als der Rest
Europas. Die Annexion der Krim stelle einen Völker-
rechtsbruch dar, stimmte er zu. Im Westen habe man aber
zu wenig verstanden, dass Russland als „Nachlassverwal-
ter des sowjetischen Imperiums“ agiere. „Das Imperium
ist nicht aus den Köpfen der Menschen verschwunden.
Für viele bedeutet es einen lebens- und liebenswerten
Ort“, sagte er. In der russischen Gesellschaft seien autori-
täre Denkmuster fest verankert, viele Menschen strebten
an erster Stelle nach Sicherheit und Ordnung. Völker-
rechtliche Argumentationen und Sanktionen könnten
den Konflikt nicht lösen. Das „tollpatschige Verhalten“
der Europäischen Union habe erst zur heutigen Stärke des
russischen Präsidenten geführt, argumentierte er. Die

Machtpolitik Moskaus erfordere pragmatische Antworten,
die sich nicht von moralischen Projekten steuern lassen.
„Sonst spielt Putin sein Spiel des eingefrorenen Konflikts
weiter“, sagte er zwei Tage vor dem Treffen des Kreml-
Chefs mit Kanzlerin Angela Merkel (CDU) und dem fran-
zösischen Präsidenten François Hollande in Berlin.
Beck forderte hingegen, die Stärke des Rechts vor das
Recht des Stärkeren zu stellen. Sie bezeichnete es als
Grundregel der Diplomatie, sich in die Perspektive des
anderen hineinzuversetzen: „Der Amputationsschmerz ei-
nes ehemaligen Imperiums rechtfertigt es aber nicht, das
Völkerrecht mit Füßen zu treten“, sagte sie. Politische
Klugheit bedeute, durch Recht und Verträge ein friedliches
Zusammenleben zu garantieren. „Keine Achse Berlin-
Moskau, keine Geschäfte zu Lasten Dritter“, fand die Au-
ßenpolitikerin klare Worte. Der deutsche Blick auf das
Schicksal der Staaten, die als Spielball der Imperien viel
Leid empfanden, müsse nachjustiert werden. „Wir sind
vor allem gefordert, noch einmal neu in die Geschichte
zu schauen“, mahnte Beck an. Eva Bräth T

Was trennt Russland und die Ukraine? Sehr kontrovers diskutierten diese Frage die Bundestagsabgeordnete Marieluise Beck (Bündnis 90/Die Grünen, links) und der Historiker Jörg
Baberowski bei einer Veranstaltung der Wissenschaftlichen Dienste vergangene Woche im Bundestag. © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Dr. Wolfgang Schäuble, CDU, Bundesminister der Finanzen:

Am Geld wird die
Integration nicht scheitern

Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundesminister

Man kann vermutlich da-
rüber streiten, ob man
die große Zahl von

Flüchtlingen, die im vergangenen
Jahr in Deutschland angekommen
sind, so vorhersehen konnte. Ich
glaube, das Ausmaß hat uns alle
überrascht. Die Bundesregierung
jedenfalls hat vom ersten Moment
an alles getan, um die Herausfor-
derungen zu meistern. Ich habe
schon bei der Einbringung des
Bundeshaushalts 2016 im Septem-
ber des vergangenen Jahres gesagt:
Diese Aufgabe hat oberste Priori-
tät, und wir werden sie auch fi-
nanzieren. – Das ist uns bisher
auch gut gelungen.
Alle staatlichen Ebenen arbeiten
eng zusammen. Wir haben mit
den beiden Asylpaketen eine gute
gesamtstaatliche Lösung hinbe-
kommen und passgenaue Antwor-
ten gefunden, die allen Beteiligten
gerecht werden. Am Geld wird die

Integration nicht scheitern; auch
das hat die Bundesregierung von
Anfang an gesagt. Die Bundesre-
gierung wird ihrer gesamtstaatli-
chen Verantwortung bei der Auf-
nahme und Integration der zu uns
Gekommenen gerecht. Der Bund
hat für die Bewältigung der Zu-
wanderung und zur Bekämpfung
der Fluchtursachen in diesem Jahr
etwa 18,2 Milliarden Euro ausge-
geben bzw. eingestellt – ausgege-
ben ist noch nicht alles. 2017 wer-
den wir knapp 21 Milliarden Euro,
2018 sogar 22 Milliarden Euro be-
reitstellen.
Es ist klar, dass wir die wirtschaft-
liche Entwicklung im Nahen Os-
ten und in Afrika fördern müssen,
um, soweit es uns möglich ist, die
Ursachen für die Flüchtlingsströ-
me zu bekämpfen und sie damit
zu verringern. Auch deswegen bil-
det die Zusammenarbeit mit Afri-
ka einen Schwerpunkt europäi-
scher Politik, aber auch unsere
G-20-Präsidentschaft, die im De-
zember beginnt.
Der Bund hat aber auch die Län-
der und die Kommunen in den
letzten beiden Jahren deutlich ent-
lastet. Ich möchte die Zahlen ein-
mal im Zusammenhang vortra-
gen.
Im Jahre 2015 haben wir pauschal
2 Milliarden Euro über den Län-
deranteil an der Umsatzsteuer zur
Verfügung gestellt. In diesem Jahr
sind es rund 6,9 Milliarden Euro.
Wir haben mit dem Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetz eine

verfahrensabhängige Kostenbetei-
ligung des Bundes sichergestellt –
auch für die kommenden Jahre.
Vom ersten Tag der Registrierung
bis einen halben Monat nach der
Entscheidung des Bundesamts für
Migration und Flüchtlinge erhal-
ten die Länder pro Bewerber 670
Euro pro Monat. Im Augenblick
findet die Spitzabrechnung für die
Abschlagszahlung 2017 statt. Das
wird in diesem Jahr über die be-
reits eingestellten Gelder in Höhe
von knapp 3 Milliarden Euro hi-
naus einen erheblichen zusätzli-
chen Betrag erfordern.
Darüber hinaus hat die Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben ihre
Liegenschaften den Gebietskörper-
schaften zur Unterbringung von
Flüchtlingen mietzinsfrei zur Ver-
fügung gestellt. Gegen Nachweis
erstattet sie auch die entstandenen
notwendigen und angemessenen
Erstinstandsetzungs- und Erschlie-
ßungskosten.
Diese bereits umfassenden Entlas-
tungen von Ländern und Kommu-
nen durch den Bund haben mit
dazu beigetragen, dass sich die
Haushaltslage von Ländern und
Kommunen gegenwärtig sehr po-
sitiv entwickelt. Dies muss man
immer wieder ins Gedächtnis aller
Beteiligten rufen.
Mit dem Gesetz zur Beteiligung
des Bundes an den Kosten der In-
tegration und zur weiteren Entlas-
tung von Ländern und Kommu-
nen, das uns im Entwurf heute
vorliegt, bringen wir die zwischen

Bund und Ländern auf Regierung-
schefebene am 16. Juni und 7. Juli
dieses Jahres vereinbarten Entlas-
tungen auf den Weg. Alleine diese
weiteren Entlastungen summieren
sich bis zum Jahr 2019 auf knapp
20 Milliarden Euro. Im Einzelnen:
Der Bund wird in den Jahren 2016
bis 2018 die Kosten der Unter-
kunft und Heizung für anerkannte
Asyl- und Schutzberechtigte voll-
ständig übernehmen. Dadurch
werden die Kommunen voraus-
sichtlich um etwa 2,6 Milliarden
Euro entlastet.
Die Länder erhalten vom Bund für
die Jahre 2016 bis 2018 eine jähr-
liche Integrationspauschale in Hö-
he von 2 Milliarden Euro.
Der Bund gewährt den Ländern
für den im Integra-
tionskonzept ent-
haltenen Woh-
nungsbau zusätz-
lich jeweils 500
Millionen Euro als
Kompensationsmit-
tel für die Jahre
2017 und 2018
über die bereits in
den Entflechtungs-
mitteln enthaltenen
Mittel für den so-
zialen Wohnungsbau hinaus.
Der Bund verbessert außerdem die
Finanzausstattung der Kommu-
nen, wie schon im Koalitionsver-
trag festgelegt, ab dem Jahr 2018
um zusätzliche 5 Milliarden Euro
pro Jahr. Er verzichtet dazu auf
Anteile am Aufkommen der Um-
satzsteuer und erhöht seine Betei-
ligung an den Kosten der Unter-
kunft und Heizung in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende. Die
Länder haben sich in den genann-
ten Konferenzen auf einen Schlüs-
sel der Verteilung geeinigt, der al-
lerdings, wie ich weiß, im parla-
mentarischen Verfahren, was ja
auch die Aufgabe des Bundestages
ist, einer intensiven Prüfung und
Beratung unterzogen werden wird.
Das alles ist jedenfalls – das sage
ich auch vor dem Hintergrund der
Verhandlungen in der vergange-
nen Woche – doch wohl ein Be-
weis dafür, dass der Bund Länder
und Kommunen bei ihren Aufga-
ben nachhaltig unterstützt.
Es wird ja in der Öffentlichkeit
auch angesichts der Zahlen, die ei-
ne gute Haushaltslage der öffentli-
chen Hand in Deutschland insge-
samt belegen – damit stehen wir
im Gegensatz zu vielen unserer
Nachbarländer in Europa –, die
Frage gestellt: Können wir nicht
noch mehr tun? – Hier ist zu-
nächst einmal schon der Hinweis

notwendig, dass sich hier zuneh-
mend ein gesamtstaatliches Pro-
blem verdichtet. Das haben wir
gerade auch im jüngsten Gutach-
ten gelesen, das das ifo-Institut für
das Bundeswirtschaftsministerium
erstellt hat. Es reicht nämlich
nicht aus, dass wir Geld bereitstel-
len, sondern die Mittel müssen
auch abfließen, die Vorhaben
müssen auch umgesetzt werden.
Hier haben wir zunehmend ein
gesamtstaatliches Problem.
Ich nenne als Beispiel den Kinder-
tagesstättenausbau. Der Bund hat
ihn in den vergangenen Jahren
mit Milliardenbeträgen gefördert.
Anfang dieses Jahres haben wir die
Mittel dafür im Zusammenhang
mit den Flüchtlingsherausforde-

rungen noch ein-
mal deutlich er-
höht. Ein paar Wo-
chen danach muss-
ten wir aber zu-
nächst einmal das
entsprechende Pro-
gramm verlängern,
weil die bereits eta-
tisierten Mittel
nicht schnell genug
abgeflossen sind.
Sie werden nicht

abgerufen. Das heißt, wir müssen
schneller werden; denn wir kön-
nen natürlich die Kindertagesstät-
ten für Flüchtlinge nicht erst dann
bauen, wenn aus den Flüchtlingen
schon Senioren geworden sind.
Dann müssten wir eher Betreu-
ungsheime bauen.
Das muss in Deutschland ein biss-
chen schneller gehen.
Das sehen wir zunehmend auch –
das belegen entsprechende Gut-
achten – bei den Ausgaben für die
öffentliche Verkehrsinfrastruktur.
Auch hier müssen wir besser wer-
den. Deswegen ist es ein wichtiger
Schritt, dass wir in den Vereinba-
rungen zwischen dem Bund und
den Ländern in der vergangenen
Woche in diese Richtung Fort-
schritte erzielt haben, die wir jetzt
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Fortsetzung auf nächster Seite

Zuschauer während der Debatte um die Bundesbeteiligung an den Kosten der Integration am vergangenen Don-
nerstag im Deutschen Bundestag. © picture-alliance/dpa
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Es reicht nicht,
Geld bereit-

zustellen.
Die Mittel

müssen auch ab-
fließen.
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Ich lasse in meinem Haus auch
prüfen – ich will damit zeigen,
dass wir alles tun, um irgendwie
Lösungen zu finden –, ob wir bei
Projekten, durch die wir den
Kommunen Mittel zur Verfügung
stellen, nicht möglicherweise auch
Kapazitäten für Planungsverfahren
bei den Kommunen mit einbezie-
hen können. Das ist verfassungs-
rechtlich nicht ganz einfach, aber
wir suchen jeden Weg, um zu hel-
fen. Wir haben in der vergangenen
Woche auch beschlossen, die Mit-
tel für den Fonds zur Förderung
von Investitionen finanzschwa-
cher Kommunen aufzustocken
und zu verlängern. Diese Mittel
verteilen wir nach einem Schlüssel
über die Länder, der auch nicht
völlig ohne Probleme ist. Es ist

aber besser, wir helfen finanz-
schwachen Gemeinden über einen
nicht hundertprozentig perfekten
Schlüssel, als gar nicht. Außerdem
heben wir die Zwecksetzung ein
Stück weit auf, weil wir bei der
Verwendung dieser Mittel für
Kommunen durch die Föderalis-
musreform außergewöhnlich be-
schränkt sind. Ich glaube, das ist
richtig; denn so können wir in
den nächsten Jahren auch in fi-
nanzschwachen Kommunen mehr
für Schulen tun. Deswegen begrü-
ße ich die Absprachen, die wir in
der vergangenen Woche dazu ge-
troffen haben.
Der Bund wird jedenfalls seine Be-
mühungen fortsetzen, im Rahmen
seiner Möglichkeiten finanzschwa-
chen Gemeinden zu helfen.

Aber noch einmal: Wir müssen
dafür werben, dass die Weitergabe
der Mittel in allen Ländern ent-
sprechend der Zielsetzung erfolgt.
Deswegen ist es wichtig, dass wir
mit den Ländern vereinbart ha-
ben, dass der Bund und auch der
Bundesrechnungshof in Zukunft
stärker darauf achten können,
dass die Mittel entsprechend der
Zwecksetzung bei den Ländern
verwendet werden. Das ist keines-
wegs irgendein Angriff auf die
Länder oder Ausdruck eines Miss-
trauens ihnen gegenüber, sondern
es geht einfach nur darum, unsere
jeweiligen Aufgaben innerhalb der
föderalen Grundordnung optimal
zu erfüllen.
Ich will zu den Vereinbarungen in
der vergangenen Woche gar nichts

weiter sagen. Das war wie immer
ein langes Ringen. Noch manches
Mal wird es angesichts der Heraus-
forderungen durch die rasanten,
schnellen Veränderungen in Zei-
ten der Globalisierung wichtig
sein, losgelöst vom aktuellen
Streit gemeinsam darüber nachzu-
denken, wie wir unser föderales
System, das ja im Prinzip gut und
richtig ist, noch leistungsfähiger
machen können.
Die Länder, die Gemeinden und
der Bund haben jedenfalls die gro-
ßen Herausforderungen durch die
starke Zuwanderung von Flücht-
lingen bisher in einem außerge-
wöhnlich guten Maße gemeistert.
Auch das ist ein Ruhmesblatt für
die Bundesrepublik Deutschland.
Deswegen werden wir weiter da-

ran arbeiten, dass die föderale
Ordnung diese Aufgaben meistern
kann, dass sie sich durch schnelle
Entscheidungs- und Handlungsfä-
higkeit bewährt. Der Bund ist sich
seiner Verantwortung für die Be-
wältigung dieser gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe bewusst.
Wir alle miteinander, Länder, Ge-
meinden und der Bund, haben im
Großen und Ganzen alles getan,
um die starke Zuwanderung von
Flüchtlingen zu meistern. Wir ha-
ben das bisher ganz gut hinbe-
kommen. Dass uns das weiterhin
gelingen kann, dazu soll der vor-
liegende Gesetzentwurf beitragen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Dr. Gesine Lötzsch, DIE LINKE:

Es geht nicht nur um
Geflüchtete, es geht um alle

Gesine Lötzsch (*1961)
Wahlkreis Berlin-Lichtenberg

Monatelang haben Bund
und Länder laut und öf-
fentlichkeitswirksam

über die Verteilung der Kosten ge-
stritten. Man kann über diesen
Streit vieles sagen, aber eines, fin-
de ich, muss man sagen: Er war
vor allen Dingen gefährlich, und
zwar brandgefährlich im wahrsten
Sinne des Wortes. Das dürfen wir
nicht zulassen, meine Damen und
Herren.
Wir haben gesehen, dass es in
dem monatelangen Streit zu An-
näherungen kam. Aber ich will
daran erinnern, dass wir auch
schon Situationen hatten, in de-
nen wir schwierige Fragen in ganz
kurzer Zeit gelöst haben. Ich darf
Sie daran erinnern, wie schnell
wir die Bankenrettung beschlossen
haben. Da haben wir eine einzige
Woche gebraucht, um die entspre-
chenden Maßnahmen umzuset-
zen. Ich finde, diesen Vergleichs-
maßstab muss man schon anle-
gen. Eine Lösung in der Frage der
Kosten war überfällig. Ob diese
Lösung die richtige ist, müssen wir
noch kritisch diskutieren, meine
Damen und Herren.

Diese Diskussion war doch Wasser
auf die Mühlen derjenigen in un-
serem Land, die für jedes der Pro-
bleme, die wir haben und die wir
auch schon hatten, bevor Men-
schen vor Krieg, Not und Hunger
zu uns geflohen sind, die Geflüch-
teten verantwortlich machen. Das
zuzulassen, das ist politische Ver-
antwortungslosigkeit, meine Da-
men und Herren.
Denn die Probleme waren doch
schon vorher da: Wohnungsman-
gel, marode Schulen, marode Ge-
bäude und Brücken sowie Investi-
tionsstau an allen Ecken und En-
den. Der IWF, der Internationale
Währungsfonds, der nun be-
stimmt keine Vorfeldorganisation
der Linken ist, hat die Bundesre-
publik mehrmals deutlich aufge-
fordert, mehr zu investieren. Das
müssen wir endlich tun. Wir brau-
chen in dieser Gesellschaft keine
Sündenböcke. Es geht nicht nur
um die Geflüchteten, sondern es
geht um unsere Gesellschaft insge-
samt. Es geht um uns alle. Das
müssen wir endlich begreifen,
meine Damen und Herren.
Herr Schäuble, Sie haben zu Recht
gesagt: Man muss jetzt dafür sor-
gen, dass das Geld in den Kom-
munen ankommt, und es muss
dafür gesorgt werden, dass das
Geld, was da ist, auch dafür ver-
wendet wird, wofür es bereitge-
stellt wurde. – Wenn jetzt aber mit
einem kleinen ironischen Unter-
ton gesagt wird: „Die schaffen das
nicht in den Kommunen. Die
Kommunen haben dafür nicht das
Personal. Warum haben sie nichts
vorbereitet?“, möchte ich und
muss ich Sie alle daran erinnern,
dass systematisch mit den Schlag-
worten „schlanker Staat“, „Privati-

sierung“, „die Privaten können al-
les besser“ die kommunalen Ver-
waltungen und auch Landesver-
waltungen kaputtgespart wurden.
Wir stehen jetzt vor einem Trüm-
merhaufen. Dieser muss schnells-
tens aufgeräumt werden, meine
Damen und Herren.
Wir haben im Bundeshaushalt
Geld für viele Bauprojekte zur Ver-
fügung gestellt, die jetzt nicht um-
gesetzt werden können. Gestern
im Haushaltsausschuss sagte die
Bauministerin – ich sage es ein-
mal höflich – ein bisschen hilflos,
es gebe auch bei Studiengängen
einen Schweinezyklus, es gebe
halt nicht genug Bauingenieure
und Architekten und sie wisse
nicht, was man da machen solle.
Was man da machen soll, kann

ich Ihnen sagen: Wir brauchen ei-
ne nachhaltige und vorausschau-
ende Politik und keine Politik, die
von einem Monat zum anderen
hechelt. Wir müssen unser Ge-
meinwesen so ausgestalten, dass
wir nicht in eine Situation kom-
men, dass der Staat schwach ist.
Wir brauchen einen starken Staat;
denn nur Reiche können sich ei-
nen schwachen Staat leisten – und
das wollen wir nicht, meine Da-
men und Herren.
Natürlich wird viel über Ängste
und Herausforderungen gespro-
chen, und manchmal wird gesagt,
dass die Leute sich bestimmte Be-
drohungen nur einbilden. Wir
müssen aber, wie ich glaube, die
Menschen nicht mit Worten, son-
dern mit Taten überzeugen. Wenn
Menschen vergeblich eine bezahl-
bare Wohnung suchen, dann sind
wir alle in der Verantwortung und
können nicht einfach sagen, sie
bildeten sich das nur ein. Die
Wohnungsfrage ist eine ganz zen-
trale Frage bei der Bewältigung der
Probleme, vor denen wir stehen,
und hier müssen wir ansetzen und

zu guten Entscheidungen kom-
men, meine Damen und Herren.
Ich will Ihnen aber abschließend
sagen, dass der Schlüssel für die
Bewältigung aller dieser Probleme
in der Lösung einer zentralen Fra-
ge, nämlich der Gerechtigkeitsfra-
ge, liegt. Vor knapp drei Wochen
ist ein Erbenverschonungsgesetz
beschlossen worden. Große Teile
der Gesellschaft finanzieren die
gesamte Gesellschaft, und es wird
den Reichen erlaubt, sich aus der
Verantwortung zu stehlen. Das
dürfen wir nicht länger mitma-
chen. Wir brauchen eine gerechte
Besteuerung, wir brauchen eine
Erbschaftsteuer, wir brauchen eine
Vermögensbesteuerung. Es kann
nicht sein, dass 1 Prozent der Be-
völkerung in unserem Land über
ein Drittel des Eigentums verfügt.
So können wir unsere Gesellschaft
nicht gerecht gestalten. Gerechtig-
keit ist die Schlüsselfrage, nicht
nur für die Geflüchteten, sondern
für alle Menschen in unserem
Land.

(Beifall bei der LINKEN)
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Syrischer Flüchtling in einem Integrationskurs in Niedersachsen. ©dpa
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Ulrike Gottschalck, SPD:

Kommunen sind die Orte
der lebendigen Demokratie

Ulrike Gottschalck (*1955)
Wahlkreis Kassel

Anders als meine Vorredne-
rin würde ich die Kommu-
nalverwaltung nicht als

Trümmerfeld bezeichnen – im Ge-
genteil. Ich sage: Wir sind stolz
auf unsere Kommunen; denn wir
haben starke Kommunen in
Deutschland, und die Städte, Ge-
meinden und Landkreise sind die
Kraftwerke unseres sozialen Mitei-
nanders, weil sie Kinderbetreuung,
Nahversorgung, gute Mobilität,
das soziale Netz und alles Mögli-
che mehr vor Ort organisieren.
Und das muss auch finanziert
werden.
Deutschland braucht deshalb star-

ke Kommunen, in denen die Men-
schen gern leben. Denn die Men-
schen erleben dort auch, ob die
Daseinsvorsorge, ihr ganz norma-
les Leben, funktioniert oder eben
nicht. Und damit es funktioniert,
müssen die Kommunen gut ausge-
stattet sein.
Es gibt Kommunen, denen es gut
geht, aber es gibt leider auch
Kommunen, die seit Jahren da-
rum kämpfen, finanziell hand-
lungsfähig zu bleiben. Zusätzlich
wächst die Kluft zwischen armen
und reichen Kommunen. Deshalb
hat sich die Regierungskoalition
darauf verständigt, dass die Entlas-
tung der Kommunen absolute
Priorität bekommt. Das finanziel-
le Engagement des Bundes zu-
gunsten von Ländern und Kom-
munen ist – das sollten wir immer
wieder betonen – in der Geschich-
te der Bundesrepublik einmalig.
Bis zum heutigen Tag haben wir
die Kommunen bereits um viele
Milliarden Euro entlastet.
Da ist zunächst einmal die Über-
nahme der Kosten der Grundsi-
cherung zu nennen. Dann unter-
stützen wir den Ausbau der Kin-
derbetreuung, obwohl dieser in
die verfassungsrechtliche Zustän-

digkeit der Länder fällt. Wir geben
sogar noch Geld für die Betriebs-
kosten und die Sprachförderung
in den Kitas. Wir haben das Zu-
kunftsinvestitionsprogramm auf-
gelegt, und die Mittel für die
Städtebauförderung werden von
54 Millionen Euro auf 1,3 Milliar-
den Euro im nächsten Jahr erhöht.
Auch das Programm „Soziale
Stadt“ wird davon erheblich profi-
tieren. Hinzu kommen Denkmal-
schutzprogramme, die Übernah-
me des BAföG sowie – ich kann
das gerne fortsetzen – die Breit-
bandversorgung, der Hochwasser-
schutz und die Stärkung des Tou-
rismus. Kommunalinteressen sind
bei der GroKo in guten Händen.
„Versprochen, gehalten!“, meine
sehr geehrten Damen und Herren.
Mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf werden wir eine weitere Ent-
lastung von Ländern und Kom-
munen auf den Weg bringen, die
sich bis zum Jahr 2019 auf 20 Mil-
liarden Euro summiert. Konkret
sollen die Kosten der Unterkunft
und Heizung für anerkannte Asyl-
und Schutzberechtigte in der
Grundsicherung vollständig erstat-
tet werden. So werden die Kom-
munen spürbar von zusätzlichen

Ausgaben entlastet. Damit wird ei-
ne wichtige kommunale Forde-
rung aufgegriffen.
Zusätzlich sollen die Länder für
die Jahre 2016 bis 2018 eine Inte-
grationspauschale in Höhe von 2
Milliarden Euro und 2017 und
2018 je 500 Millionen Euro für
den Wohnungsbau bekommen,
was auch extrem wichtig ist. Wenn
dieses Geld auch noch von den
Ländern ordnungsgemäß ver-
wandt wird, kommt all dies eben-
falls den Kommunen zugute.
Die Vertreter der Kommunen be-
grüßen deshalb auch diesen Ge-
setzentwurf. Indem er die zugesag-
te Entlastung der Kommunen um
5 Milliarden Euro regelt, bekom-
men sie Planungssicherheit für ih-
re Haushalte. Sie kritisieren je-
doch, dass die Entlastung nicht
vollständig über die Bundesbetei-
ligung an den Kosten der Unter-
kunft realisiert wird. Insbesondere
kritisieren sie, dass 1 Milliarde
Euro und damit ein Fünftel der
Entlastung an die Länder über de-
ren Anteile an der Umsatzsteuer
fließt. Sie befürchten, dass dieses
Geld nicht eins zu eins in den
Kommunen ankommt.
Auch ich hege Zweifel, meine sehr
geehrten Damen und Herren.
Aber wir müssen uns nicht wun-
dern, wenn am Verhandlungstisch
nur der Bund und die Länderfürs-
ten sitzen, von denen sich zudem
einige auch noch zu modernen
Raubrittern entwickeln.
Ich will dabei nicht parteipolitisch
werden. Das betrifft Politiker jegli-

cher Couleur – unsere wie eure.
Und sie passen erst einmal auf die
Finanzen in ihren jeweiligen Län-
dern auf. Wir brauchen zukünftig
einen Dreieckstisch von Bund,
Ländern und Kommunen. Alle Be-
teiligten und Verantwortlichen
müssen sich auf gleicher Augen-
höhe begegnen und gemeinsam
Handlungsmöglichkeiten sichern.
Wir alle sind nun gefordert, bei
den Ländern genau aufzupassen
und dafür zu sorgen, dass die Mit-
tel auch bei den Kommunen an-
kommen. Das betrifft im Übrigen
auch die aktuell vereinbarten Ver-
handlungen zu den Bund-Länder-
Finanzbeziehungen. Ich glaube,
hier liegt noch viel Arbeit vor uns.
Denn wir müssen ja die Gesetze in
Papierform bringen und zusehen,
dass sie verfassungskonform sind.
Und der Teufel liegt bekanntlich
im Detail. Ich denke, nach den
Haushaltsberatungen wird es
munter mit dieser Gesetzgebung
losgehen.
Wir auf Bundesebene, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, haben auf
jedaen Fall unsere Hausaufgaben
gemacht. Erneut fließen Bundes-
mittel in Milliardenhöhe in die
Kommunen. Und das ist gut so.
Wir wissen ja: Deutschland
braucht starke Kommunen; denn
sie sind die Orte, wo soziale Ge-
sellschaft und lebendige Demo-
kratie herrschen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Britta Haßelmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Nicht nach dem
Gießkannenprinzip verfahren

Britta Haßelmann (*1961)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

In der Tat reden wir heute über
einen Gesetzentwurf, bei dem
es lange gedauert hat, bis er

das Parlament erreichte, und der
schon lange Zeit überfällig war;
denn er bringt Entlastungen für
die Kommunen und die Länder
bei der Integration und unter-
stützt sie bei der Aufgabe der Ein-
gliederung. Gerade die Kommu-

nen leisten sehr wichtige Aufga-
ben dabei und sind eigentlich die
Stütze des Ganzen. Denn ohne die
Kommunen wären wir bei der In-
tegration und der Aufnahme von
Menschen, die auf der Flucht wa-
ren, nicht da, wo wir heute sind.
Das wissen wir alle.
Es ist gut so, dass durch die Ein-
bringung des Gesetzentwurfs klar
wird, dass der Bund sich aus der
Verantwortung, endlich die Kosten
der Integration wenigstens ansatz-
weise zu übernehmen, nicht län-
ger wegdrückt. Dazu haben die
Länder und die kommunalen
Spitzenverbände Sie, meine Da-
men und Herren von der Großen
Koalition, wirklich drängen müs-
sen.
Wie viel Druck hat es vonseiten
der Länder und der Kommunen
gebraucht und wie oft mussten sie
immer wieder betonen: „Wir neh-
men die Menschen auf, die auf
der Flucht vor der Not aus den

Kriegs- und Krisenregionen zu uns
kommen, und wir brauchen dabei
auch die Unterstützung des Bun-
des. Der Bund muss anerkennen,
dass es eine gesamtstaatliche Auf-
gabe ist, Integration zu finanzie-
ren, und muss deshalb auch einen
finanziellen Beitrag leisten. Es ist
gut, dass heute endlich klar ist,
dass auch in den Jahren 2016 bis
2018 die Kommunen um 2,6 Mil-
liarden Euro bei den Kosten der
Unterkunft für Flüchtlinge entlas-
tet werden und dass eine Integrati-
onspauschale in Höhe von 2 Mil-
liarden Euro jährlich an die Län-
der fließt. Das ist notwendig im
Hinblick auf die Aufgaben, die
Kommunen und Länder vor Ort
zu bewältigen haben, wenn es um
die Integrationsleistung geht.
Die folgende Frage wird aber nicht
beantwortet und bleibt offen: Wa-
rum gibt es statt der Festlegung
auf jährliche Zahlungen für einen
bestimmten Zeitraum keine struk-

turelle Entlastung im Bereich der
Integration? Dass eine solche
strukturelle Entlastung wichtig ist,
ist von uns, den Kommunen und
den Ländern immer wieder betont
worden. Aus der Integration und
aus den Fluchtbewegungen resul-
tieren Aufgaben vor Ort, die nicht
planbar sind. Wenn es wieder so
lange dauert, bis der Bund Bereit-
schaft zeigt, hier et-
was zu tun, dann ist
das mangelhaft.
Man könnte durch
eine klar vereinbar-
te strukturelle Un-
terstützung viel bes-
ser ein Signal setzen
als durch einmali-
ges Entgegenkom-
men bzw. durch
Vereinbarungen,
wie sie nun getrof-
fen wurden.
Das ist wichtig für die weiteren
Debatten, die wir führen werden.
Das heißt nicht, dass wir nicht an-
erkennen, dass es hier einen Ein-
stieg bei der Beteiligung an den
Integrationskosten vonseiten des
Bundes gibt. Das ist richtig, not-
wendig und überfällig.
Frau Kollegin Gottschalck, Sie ha-
ben gerade gesagt: Versprochen
und gehalten. – Ich möchte auf ei-

nen Punkt hinweisen, wo das
nicht der Fall ist. Sie haben im Ko-
alitionsvertrag zugesagt, dass 5
Milliarden Euro an die Kommu-
nen gehen. Wenn man sich den
Gesetzentwurf genau anschaut,
dann stellt man fest, dass dem
nicht so ist. 4 Milliarden Euro ge-
hen an die Kommunen, und 1
Milliarde Euro geht an die Länder.

Das heißt, aus dem
„Versprochen und
gehalten“ ist nichts
geworden. Die 5
Milliarden Euro ge-
hen schließlich
nicht in Gänze an
die Kommunen.
Sie haben darüber
hinaus verspro-
chen, dass 5 Milli-
arden Euro als Ent-
lastung bei der Ein-

gliederungshilfe an die Kommu-
nen gehen. Davon redet in diesem
Haus niemand mehr. Beim Bun-
desteilhabegesetz wird nun ganz
anders argumentiert. Wir müssen
erst einmal sehen, wie hier die Fi-
nanzierung laufen soll. All dieje-
nigen, die sich in dieser Hinsicht
Hoffnungen gemacht haben, wer-
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Warum gibt es
statt jährlicher

Zahlungen keine
strukturelle Ent-
lastung bei der

Integration?
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ne Mittel mehr geben wird. 4 Mil-
liarden Euro sollen nun zum ei-
nen über den Umsatzsteueranteil
und zum anderen über die Bun-
desbeteiligung an den Kosten der
Unterkunft an die Kommunen ge-
hen. Dabei haben Sie ein ganz
großes Problem. Selbst Herr
Schäuble hat vorhin von den fi-
nanzschwachen Kommunen gere-
det. Aber Sie verfahren hier wieder
nach dem Gießkannenprinzip.
Statt 5 Milliarden Euro gehen über

einen Verteilungsschlüssel nur 4
Milliarden Euro an die Kommu-
nen, 2,4 Milliarden Euro davon
über die Umsatzsteuer. Davon
profitieren aber in erster Linie
nicht die finanzschwachen Kom-
munen, wie wir alle hier im Saal
wissen. Wichtig wäre doch, dass fi-
nanzschwache Kommunen Priori-
tät bei der Unterstützung bekom-
men.
Es darf nicht das Signal gesendet
werden, dass vor allen Dingen die

Kommunen, denen es gut geht,
Unterstützung erhalten.
Schauen Sie sich einmal bei den
Kommunen um. Diese werden Ih-
nen sofort sagen, was das, was Sie
nun planen, bedeutet. Wenn der
Verteilungsschlüssel so bleibt, wie
Sie ihn vorschlagen, dann wird
beispielsweise Düsseldorf mehr
Geld bekommen als Solingen
oder Mönchengladbach, obwohl
es sich bei Letzteren um finanz-
schwache Kommunen handelt.

Ich könnte ähnliche Vergleiche zu
Pirmasens, Duisburg und vielen
anderen Städten ziehen. Was Sie
machen, ist nicht richtig.
Sie dürfen nicht nach dem Gieß-
kannenprinzip verfahren. Der An-
satzpunkt muss vielmehr sein, die
finanzschwachen Kommunen
durch den Bund zu entlasten.
Ich hoffe, dass wir in den anste-
henden Beratungen den Gesetz-
entwurf noch entsprechend än-
dern werden. Sie sollten zuguns-

ten der finanzschwachen Kommu-
nen umdenken. Das Gleiche gilt
auch für die Länder. Ich weiß
nicht, warum diese hier Druck ge-
macht und dafür gesorgt haben,
dass dieser Schlüssel zustande
kommt, und sich gleichzeitig 1
Milliarde Euro nur für sich ge-
nommen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Ralph Brinkhaus, CDU/CSU:

Föderales System darf
nicht ausgehöhlt werden

Ralph Brinkhaus (*1968)
Wahlkreis Gütersloh l

Wir haben heute drei Pa-
kete, die wir beschlie-
ßen. Das ist zum einen

das Integrationspaket, über das
schon sehr viel geredet worden ist.
Es geht aber auch um 5 Milliarden
Euro Entlastung für die Kommu-
nen, und – darüber ist noch gar
nicht geredet worden – es gibt ein
Paket zum sozialen Wohnungs-
bau. Auch da geht es immerhin
um 500 Millionen Euro. Ich kann
der Kollegin Gottschalck nur zu-
stimmen: Der Bund hat seine Zu-
sagen vollumfänglich eingehalten,
soweit es möglich war. Wir haben
geliefert. Wir haben Wort gehal-
ten, und man muss sagen: wieder
einmal Wort gehalten; denn wenn
man sich anschaut, in welcher
Höhe seit 2009 die Länder und
Kommunen erst durch die
schwarz-gelbe Koalition und dann
durch die Große Koalition entlas-
tet worden sind, dann stellt man
fest, dass das schon eine ganze
Menge ist.
Im Bereich der Bildung sind die
Ausgaben des Bundes für die Län-
der und Kommunen nahezu ver-
doppelt worden. Geld ist in For-
schungseinrichtungen und Exzel-
lenzinitiativen gesteckt worden,
weiterhin in den Hochschulpakt
und in die Förderung von Kitas.
Schauen wir uns den sozialen Be-
reich an. Im sozialen Bereich ha-
ben wir uns ganz stark bei der
Übernahme der Kosten für die

Unterkunft engagiert, wir haben
die Kosten für die Grundsicherung
im Alter und für Erwerbsminde-
rung übernommen, wir haben die
BAföG-Kosten übernommen und
viele andere Dinge mehr.
Nehmen wir den Bereich Infra-
struktur. Der Bundesfinanzminis-
ter hat es gerade erwähnt: Wir ha-
ben ein Paket für finanzschwache
Kommunen aufgelegt, damit diese
investieren können, und zwar in
einer Höhe von 3,5 Milliarden
Euro. Diese Summe wird in den
nächsten Jahren noch weiter stei-
gen. Wir beteiligen uns an den Be-
triebskosten von Kitas, wir leisten
direkte und indirekte Hilfe im Be-
reich des Breitbandausbaus. Wir
sind an ganz vielen Stellen aktiv
geworden, um Länder und Kom-
munen zu entlasten. Der Höhe-
punkt war sicherlich die letzte
Woche, als eine Einigung über den
Länderfinanzausgleich erzielt wor-
den ist. Da geht es um 9,5 Milliar-
den Euro, die wir leisten, damit
der Ausgleich zwischen den fi-
nanzschwachen und den finanz-
starken Ländern besser gelingen
kann. Jetzt erwarte ich von den
Ministerpräsidenten oder den
heute angesichts der Bedeutung
der Debatte sehr zahlreich anwe-
senden Vertretern des Bundesrates
nicht unbedingt, dass sie Danke
schön sagen. Das sind wir nicht
gewohnt. Aber ich würde mir viel-
leicht wünschen, dass eines pas-
siert, nämlich dass man aner-
kennt, was der Bund für die Län-
der und die Kommunen leistet.
Die Erfahrung in der Vergangen-
heit war leider: Ehe die Tinte unter
dem Gesetz trocken ist, wird nicht
Danke gesagt, sondern: mehr,
noch mehr. – Das geht so nicht.
Jetzt könnte man fragen: Wieso
denn? Der Bund schreibt Über-
schüsse, er verzeichnet eine
schwarze Null, er kommt doch su-
per klar mit seinem Geld und hat
hohe Steuereinnahmen. – Wer das
sagt, der verschweigt, dass von je-
dem Euro Einkommensteuer

57,50 Cent an die Länder und Kom-
munen gehen, der verschweigt, dass
von jedem Euro Umsatzsteuer 48
Cent an die Länder und Kommunen
gehen, der verschweigt, dass die Ein-
nahmen der Länder und Kommu-
nen in den vergangenen Jahren stär-
ker gestiegen sind als die Einnah-
men des Bundes, der verschweigt,
dass die Pro-Kopf-Verschuldung auf
Bundesticket größer ist als die kon-
solidierte Verschuldung auf Landes-
ebene, und der verschweigt, dass die
Zinsausgaben des Bundes im Ver-
gleich zu denen der konsolidierten
Länderhaushalte viel höher sind. Es
ist wichtig, das hier zu sagen, weil
wir nämlich an der Grenze unserer
Belastungsfähigkeit angekommen
sind. Unser Haushalt ist mittlerwei-
le auf Kante genäht, und zwar des-
wegen, weil wir so viel von den Mit-
teln, die eigentlich für Bundesaufga-
ben vorgesehen waren, an die Län-
der und Kommunen weiterleiten.
Das geht so nicht weiter, weil wir
nämlich vor sehr großen Herausfor-
derungen stehen.
Ich möchte das an einigen Bei-
spielen erläutern. Schauen wir uns
die wirtschaftliche Entwicklung
an. Momentan läuft es gut. Aber
was ist denn, wenn es schlechter
läuft? Dann sind wir gleich drei-
fach belastet: Wir haben weniger
Steuereinnahmen – das haben die
Länder und Kommunen auch –,
aber wir werden die Sozialversi-
cherungssysteme stabilisieren
müssen, und von uns wird erwar-
tet werden, dass wir mit Steuergel-
dern die konjunkturellen Impulse
setzen. Wir haben ganz neue He-
rausforderungen, über die wir vor
drei oder vier Jahren noch gar
nicht nachgedacht haben. Das be-
trifft die Integration, aber vor al-
len Dingen die Vermeidung von
Flucht- und Migrationsursachen.
Dafür werden wir sehr viel Geld
ausgeben müssen: in Afrika, in
Nordafrika und woanders auf der
Welt. Dann haben wir den Punkt
äußere Sicherheit. Wir haben Kon-
flikte, die mittlerweile vor unserer

Haustür sind, zum Beispiel in der
Ukraine. Gestern war die Konfe-
renz im Bundeskanzleramt.
Wir haben komplett neue sicher-
heitspolitische Herausforderungen
im Bereich der Cybersicherheit,
für die wir sehr viel Geld ausge-
ben müssen. Wir haben Heraus-
forderungen in der inneren Si-
cherheit, zum Beispiel bei der Ter-
rorismusbekämpfung. Wir müssen
schauen, wie wir mit dem demo-
grafischen Wandel umgehen. Das
ist eine Herausforderung für unse-
re Sozialsysteme. Wir haben na-
türlich auch die Kosten der Inte-
gration. Die 2 Milliarden Euro, die
wir momentan zusätzlich in den
Pott hineinwerfen, werden nicht
das Ende der Fahnenstange sein.
Und Folgendes ist schon fast ver-
gessen: An Deutschland hängt
auch die Stabilisierung Europas.
Auch das ist nicht umsonst zu ha-
ben,. Deswegen müssen wir sagen:
Der Rucksack des Bundes ist mitt-
lerweile voll. Und jeder, der da
noch weitere Ziegelsteine hinein-
packt, versündigt sich an denjeni-
gen, die hier in 20 Jahren sitzen
werden.
Denn die würden nur noch damit
beschäftigt sein, die Steuergelder
des Bundes an Länder und Kom-
munen weiterzuleiten, Belastun-
gen aus der Vergangenheit abzu-
tragen und Sozialversicherungssys-
teme zu stabilisieren. Lassen Sie
mich eines dazu bemerken: Dieses
Fairnessgebot im Hinblick auf die
kommende Generation gilt auch
für die Menschen, die im Augen-
blick, wahlkampfmotiviert, mei-
nen, dass sie durch eine Auswei-
tung des Rentensystems noch den
einen oder anderen Punkt sam-
meln können. Wer heute Renten-
geschenke und Zusagen auf Kos-
ten der kommenden Generation
macht, der nimmt unseren Kolle-
gen, die hier in 20 Jahren sitzen
werden, Handlungsfreiheit. Und
das geht so nicht. Wenn ich jetzt
einmal einen Strich unter diese
ganze Beratung ziehe, fallen mir
dazu drei Punkte ein.
Erstens. Es ist richtig , dass wir die
Kommunen unterstützen, weil sie
der Ort sind, wo die Bürgerinnen
und Bürger Politik unmittelbar
wahrnehmen. Man kann nieman-
dem erklären, dass Politik in
Deutschland funktioniert, wenn
die Schulen in einem schlechten

Zustand sind, wenn die Infrastruk-
tur in einem schlechten Zustand
ist. Deswegen ist es richtig, dass
jetzt Geld an die Kommunen
fließt.
Zweitens. Wir erwarten aber auch
von den Ländern, dass die 5 Milli-
arden Euro, die jetzt in den Topf
geworfen werden, und somit auch
die 1 Milliarde Euro – die Minis-
terpräsidenten haben sich im Üb-
rigen ausbedungen, dass sie nicht
in den kommunalen Topf hinein-
kommen, Frau Haßelmann – eins
zu eins an die Kommunen weiter-
geleitet werden und dass dieses
Geld auch bei den Kommunen
ankommt. Wir erwarten weiter,
dass die Integrationsmittel, die
jetzt von uns gezahlt werden, dazu
benutzt werden, um insbesondere
die Kommunen von den zusätzli-
chen Integrationskosten zu entlas-
ten. Und wir erwarten, dass das
Geld, das wir für den sozialen
Wohnungsbau bereitstellen, zu-
sätzlich vor Ort – in den sozialen
Brennpunkten der Kommunen –
investiert wird, damit wir dort die
Wohnungsnot mindern können.
Vor allen Dingen erwarten wir ei-
nes, dass kein Land – das ist ein
Appell an den Bundesrat – jetzt
auf die Idee kommt, zu sagen: Na
ja, die Kommunen haben jetzt
mehr Geld vom Bund bekommen,
das können wir an anderer Stelle
einsparen und einen kommuna-
len Finanzausgleich machen, im
Zuge dessen den Kommunen das
Geld wieder weggenommen wird,
das der Bund ihnen jetzt gibt. –
Das ist eine Sache, die wir nicht
dulden werden.
Drittens. Die Ministerpräsidenten
stehen in der Verantwortung für
die Kommunen. Die Kommunen
sind Bestandteil der Länder, und
dementsprechend ist es auch de-
ren Aufgabe, für eine auskömmli-
che und ordentliche Finanzaus-
stattung zu sorgen. Daran müssen
sich die Ministerpräsidentinnen
und Ministerpräsidenten messen
lassen; denn das ist föderale Ver-
antwortung. Wer föderale Verant-
wortung darauf reduziert, immer
nur nach dem Geld des Bundes zu
suchen, der höhlt dieses föderale
System aus. Das wollen wir nicht,
und das werden wir auch in den
Beratungen berücksichtigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Sevim Dagdelen, DIE LINKE:

Es muss endlich genügend Plätze
in Integrationskursen geben

Sevim Dagdelen (*1975)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Verehrter Herr Brinkhaus,
ich finde es bemerkens-
wert, dass Sie sich hier hin-

stellen und süffisant sagen, dass
sie von den Kommunen und Län-
dern zwar kein Dankeschön er-
warten, aber Anerkennung. Ich
meine, es sind doch nicht die Län-
der und die Kommunen gewesen,
die die Entscheidungen in der
Flüchtlingspolitik getroffen ha-
ben. Es war die Bundesregierung,
es war die Bundeskanzlerin, die
die Entscheidungen getroffen und
letztlich mit dazu beigetragen ha-
ben, dass die Länder und die
Kommunen vor vielen großen
Problemen standen, die sie erst
einmal nicht bewältigen konnten.

Sie konnten sie letztendlich auch
nur bewältigen, weil es Hundert-
tausende von freiwilligen Helfe-
rinnen und Helfern – aus Kirchen,
Organisationen und Verbänden –
gegeben hat, die geholfen haben,
die Entscheidungen der Bundesre-
gierung vor Ort abzufedern.
Das alles ist doch von der Bundes-
regierung zu verantworten. Also
erwarten und fordern Sie nicht
Anerkennung. Es ist doch das
Mindeste, dass der Bund den
Kommunen und Ländern die fi-
nanziellen Mittel zur Verfügung
stellt, die erforderlich sind, um
mit den Problemen
fertig zu werden, die
die Entscheidungen
der Bundesregierung
mit sich gebracht ha-
ben.
Nach einer aktuellen
Umfrage von Infratest
dimap aus diesem
Monat halten 85 Pro-
zent der Deutschen
die Vermittlung von Sprachkennt-
nissen für die zentrale Aufgabe bei
der Integration der Flüchtlinge in
Deutschland. Auch dem Schulbe-
such wird eine hohe Bedeutung
beigemessen: 74 Prozent der Be-
fragten halten die Integration von
Flüchtlingskindern in den Schulen

für sehr wichtig. Die Vermittlung
deutscher Grundwerte erachten 62
Prozent der Befragten als eine sehr
wichtige Aufgabe und die Integra-
tion von Flüchtlingen in den Ar-
beitsmarkt 53 Prozent. Die ange-
messene Unterbringung und Ver-
sorgung von Flüchtlingen sehen
42 Prozent als eine sehr wichtige
Aufgabe.
Zur Erinnerung: 85 Prozent halten
die Vermittlung von Sprachkennt-
nissen bei der Integration der
Flüchtlinge für wichtig. Da muss
ich schon sagen: Es ist wirklich ein
unglaublicher Skandal, dass die

Bundesregierung
überhaupt nichts
tut, um Geld für
zusätzliche Inte-
grationskurse zur
Verfügung zu stel-
len, obwohl sie
weiß, dass der Be-
darf an Integrati-
onskursen immer
weiter steigt. Die

Bundesregierung hat gerade selbst
festgestellt – vor zwei Tagen war
das in der Rheinischen Post zu le-
sen –, dass weniger als 40 Prozent
der Asylbewerber und Geduldeten
mit einer Teilnahmeberechtigung
im laufenden Jahr einen Integrati-
onskurs besuchen konnten.

Dem großen Bedarf an Integrati-
onskursen steht weiterhin nur ein
unzureichendes Angebot gegen-
über. Ich finde, es muss endlich
genügend Plätze geben.
Die Regierung, besonders der In-
nenminister, muss auch aufhören,
immer nur zu behaupten, die
Flüchtlinge würden nicht Deutsch
lernen.
Nein, Sie sind in der Bringschuld!
Sie geben nicht genügend Integra-
tionskurse frei, und Sie setzen sich
auch nicht dafür ein, dass genü-
gend Mittel zur Verfügung stehen.
Sie haben gesagt, dass Sie 2016
559 Millionen Euro für Integrati-
onskurse für 300 000 Personen
zur Verfügung stellen wollen. Vor
kurzem hat die Bundesregierung
auf eine Anfrage von uns Linken
geantwortet, dass das Geld, das ei-
gentlich für 300 000 Personen ge-
dacht war, für 550 000 Personen
reichen soll. Wie machen Sie das?
Sie setzen die Kursgrößen höher
an und versuchen, sozusagen sta-
tistisch die Nachfrage zu verklei-
nern. Dabei wissen wir aber, dass
wir 800 000 Plätze brauchen.
Daneben haben wir noch ein an-
deres Problem. Ganz aktuell habe
ich gehört, dass beispielsweise aus
der Region Hannover Flüchtlinge
ein bis anderthalb Jahre auf einen
Platz in einem Integrationskurs
warten müssen, um Deutsch zu
lernen. Was ist der Grund? Die
Volkshochschulen sagen: Es gibt
nicht genügend Lehrkräfte. – Wa-
rum gibt es nicht genügend Lehr-
kräfte? Weil die Arbeitsbedingun-
gen miserabel sind und die Bezah-
lung miserabel ist. Die Lehrkräfte,

die diese Kurse geben, arbeiten auf
Hartz-IV-Niveau.
Wir Linke fordern seit Jahren: Ver-
bessern Sie die Arbeitsbedingun-
gen und die Löhne der Lehrkräfte.
Dann werden sich auch Lehrkräfte
für so eine Mammutaufgabe zur
Verfügung stellen, und dann wird
es auch gelingen, den Flüchtlingen
genügend Plätze zur Verfügung zu
stellen.
Sie müssen sich doch einmal vor-
stellen: Wenn ein Flüchtling subsi-
diären Schutz erhält, muss er im
Vorfeld eine Vereinbarung unter-
zeichnen, dass er diesen Kurs ab-
solviert. Bis dieser Fall eintritt, ist
er theoretisch bei so einer langen
Wartezeit gar nicht mehr im Lan-
de.
Meine Damen und Herren, ich
finde, so schaffen wir keine guten
Rahmenbedingungen für Integra-
tion. Ich finde es auch nicht ange-
messen, dass angesichts der He-
rausforderungen, vor denen wir
stehen, angesichts des Investiti-
onsstaus, den wir haben, und an-
gesichts der sozialen Spaltung, die
wir haben und die es auch gab,
bevor die Flüchtlinge kamen, der
Bundesfinanzminister – ich muss
es so sagen – so obsessiv an der
schwarzen Null hängt. Eins kann
ich Ihnen sagen: Wer so an der
schwarzen Null hängt, statt zu in-
vestieren, sowohl für Flüchtlinge
als auch für Einheimische, der
darf sich nicht wundern, dass das
dann zu vielen braunen Nullen in
unserer Gesellschaft führt.

(Beifall bei der LINKEN)
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Bernhard Daldrup, SPD:

Bei der Mittelverteilung auf
die Kommunen schauen

Bernhard Daldrup (*1956)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Ich will die richtige Bilanz, die
der Bundesfinanzminister
eben vorgetragen hat, nicht

wiederholen, sondern noch ein-
mal darauf aufmerksam machen,
dass das Wichtigste an diesem Ge-
setz zum gegenwärtigen Zeitpunkt
die Tatsache ist, dass wir in den

nächsten drei Jahren ungefähr 20
Milliarden Euro zur Verfügung
stellen. Hier den Eindruck zu er-
wecken, als wäre das nichts, ist
schon eine ziemliche Dreistigkeit,
wie ich finde. Das ist eine wichti-
ge, notwendige und gute Entschei-
dung gewesen, die wir getroffen
haben.
Der zweite wichtige Punkt an die-
sem Gesetz ist – ich unterstreiche
ausdrücklich das, was die Kollegin
Gottschalck gesagt hat –, dass wir
Wort gehalten haben – ich kom-
me darauf zurück, Britta Haßel-
mann –, das heißt mit anderen
Worten: Wir haben uns in dieser
Großen Koalition als Anwalt der
Kommunen verstanden, und wir
haben die Maßnahmen gemein-
sam auf den Weg gebracht. Das ist
gut für die Kommunen und gut
für die Länder, gut für Deutsch-
land insgesamt. Das ist ein Erfolg

unserer Arbeit, den wir uns nicht
ohne Weiteres zerreden lassen.
Ich will noch einmal auf folgende
Frage aufmerksam machen: Was
war eigentlich unser Ausgangs-
punkt, und weshalb wollten wir
den Kommunen helfen? Der Aus-
gangspunkt war Bedürftigkeit. Wir
haben gesagt: Wir müssen Kom-
munen, die sich in einer finanziell
prekären Situation befinden, hel-
fen. Das ist nicht bei allen Kom-
munen in Deutschland so, son-
dern nur bei einem bestimmten
Teil. Wir haben mittlerweile – das
ist relativ unstreitig – in diesem
Bereich eine Art Zweiklassengesell-
schaft.
Wir haben weiterhin drei Proble-
me: Wir haben zu hohe Sozialaus-
gaben; meistens bundesgesetzlich
verursacht. Wir haben eine Investi-
tionsschwäche, Infrastrukturdefizi-
te in erheblichem Umfang. Und

wir haben ein Schuldenproblem
bei den Kommunen mit gefähr-
lich hohen Kassenkrediten. Das al-
les zusammen führt dazu, dass wir
die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse in Deutschland insge-
samt nicht so gewährleisten kön-
nen, wie wir das wollen. Deshalb
war Bedürftigkeit unser Ausgangs-
punkt, um Kommunen in prekä-
ren Finanzsituationen zu helfen.
Das haben wir in der Vergangen-
heit mit einer gro-
ßen Zahl von
Maßnahmen ge-
macht, wie das
eben vorgetragen
worden ist. Es
kann sein, dass
Mittel nicht
schnell genug ab-
fließen; darauf hat
der Finanzminis-
ter hingewiesen.
Wenn wir Hilfestellungen zum
Beispiel im Personalbereich geben
können, dann ist das gut.
Ich will an dieser Stelle noch ein-
mal auf den Kernpunkt unserer
Koalitionsvereinbarung eingehen,
nämlich die 5 Milliarden Euro
Entlastung, und darauf aufmerk-
sam machen, dass wir zusätzlich

eine Integrationspauschale in Hö-
he von dreimal 2 Milliarden Euro
eingeführt haben, die die Länder
so verwenden können, wie sie es
für richtig halten. Es wäre besser,
wenn in der Vereinbarung zwi-
schen Ländern und Bundesregie-
rung stehen würde, dass daran
auch die Kommunen beteiligt
werden müssen, Herr Brinkhaus,
als wenn dort stehen würde, es
stünde den Länderhaushalten zur

Verfügung. Das nur
einmal am Rande.
Aber ich finde, diese
pauschale Unterstüt-
zung, Britta, ist ein
vernünftiger Ansatz-
punkt, weil die Kom-
munen selber immer
nach einer solchen
Integrationspauscha-
le gerufen haben.
Das, was Frau Dag-

delen vorgetragen hat, finde ich,
ehrlich gesagt, völlig grotesk. Vor
dem Hintergrund der Kosten in
Höhe von 18 Milliarden Euro für
diesen gesamten Bereich in 2016,
aufsteigend in den kommenden
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Wir werden in
den nächsten

drei Jahren circa
20 Milliarden
Euro zur Ver-

fügung stellen.

Es ist nicht an-
gemessen, dass

der Finanz-
minister obssesiv
an der schwarzen

Null hängt.
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Jahren, vor dem Hintergrund, dass
die Mittel für die Integrationskur-
se von 204 Millionen Euro auf
über 500 Millionen Euro aufge-
stockt worden sind, zu sagen, man
würde in diesem Bereich nichts
tun, ist einfach nicht richtig; es ist
einfach falsch.
Die Tatsache, dass wir 2,6 Milliar-
den Euro flüchtlingsbedingte KdU
übernehmen, die Tatsache, dass
wir zweimal 500 Millionen Euro
für den Wohnungsbau zur Verfü-
gung stellen, das alles macht in
der Summe 20 Milliarden Euro
aus. Wir stehen zu unserem Wort.
– Die Bundeswehr ist nicht Teil
der Kommunalpolitik, wenn ich
mir diese Bemerkung erlauben
darf. Nur weil wir etwas für die
Bundeswehr tun, soll das, was wir

für die Länder tun, nicht in Ord-
nung sein? Was ist das denn für ei-
ne Auffassung? Das, was Sie sagen,
ist doch absurd.
Ich will an dieser Stelle noch ein-
mal auf den Verteilungsmechanis-
mus zu sprechen kommen. Es ist
mir auch wichtig, dass die 1 Milli-
arde Euro, die über die Länder-
haushalte verteilt werden soll, im
weiteren Gesetzgebungsverfahren
hinterfragt werden soll. Wir soll-
ten nicht eine Erwartung an die
Länder formulieren, die nicht ein-
gelöst werden kann. Das sollten
wir ändern. Ich glaube, wir kön-
nen das auch ändern. Das ist ein
vernünftiger Gesichtspunkt.
Wir sollten uns tatsächlich die Fra-
ge stellen: Warum werden 2,4 Mil-
liarden Euro über den Umsatz-

steueranteil und nur 1,6 Milliar-
den Euro über erhöhte KdU, also
über den Sozialindikator, verteilt?
Die Wirkungen entsprechen näm-
lich nicht unserem Ziel „Hilfe
nach Bedürftigkeit“. Das kann ich
Ihnen gerne nachweisen. Wir stär-
ken auf diese Art und Weise dieje-
nigen mit hohen Gewerbesteuer-
einnahmen, die Schwächeren wer-
den geschwächt. Frankfurt bei-
spielsweise bekommt auf der
Grundlage des derzeitigen Schlüs-
sels von den 4 Milliarden Euro
127 Euro pro Einwohner, Ober-
hausen 64 Euro, Düsseldorf 102
Euro, Trier – eine der zehn höchst-
verschuldeten Städte in Deutsch-
land – gerade einmal 48 Euro. Das
heißt mit anderen Worten: Das ist
nicht in Ordnung.

Wir müssen hier nicht auf die
Länder gucken, sondern auf die
Kommunen, und wir müssen die-
sen Sachverhalt ändern. Einen
wirklichen Nutzen erfahren die
Menschen erst, wenn sich die Si-
tuation bei den Kitas und der
sonstigen Infrastruktur verändert.
Hier stellt sich also die Frage, wa-
rum wir diesen Verteilungsschlüs-
sel eigentlich wählen.
Diesen Verteilungsschlüssel gibt es
deshalb, weil wir bei einer stärke-
ren Entlastung der Kommunen bei
den Kosten der Langzeitarbeitslo-
sigkeit in Konflikt mit einer verfas-
sungsrechtlich gebotenen Verwal-
tungszuständigkeit kommen. Es
darf eigentlich nicht sein, meine
Damen und Herren, dass die Hilfe
für Kommunen in einer Notsitua-

tion daran scheitert, dass wir eine
Verfahrensgrenze – Bundesauf-
tragsverwaltung – erreichen. Da
muss der Maßstab sein, die Hilfe
für die Betroffenen zu stärken. Lei-
der kann ich das jetzt nicht mehr
im Einzelnen ausführen, ohne
mich der Gefahr auszusetzen, dass
der Präsident noch einmal ein-
greift.
Insofern bedanke ich mich für Ih-
re Aufmerksamkeit. Ich will damit
abschließen, zu sagen: Wir zeigen
Verantwortung, wir nehmen sie
wahr, wir halten in dieser Angele-
genheit Wort, und ich glaube, wir
haben genug Selbstbewusstsein,
sie auch im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu zeigen.

(Beifall bei der SPD)

Anja Hajduk, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Es profitieren vor allem die
finanzstarken Gemeinden

Anja Hajduk (*1963)
Landesliste Hamburg

Wir sprechen hier in der
Debatte über die Bun-
desbeteiligung an den

Kosten der Integration und über
eine Entlastung der Kommunen.
Das erkennen wir an; das ist wich-
tig, das ist richtig. Und wir erken-
nen auch an, dass dort Summen
zur Verfügung gestellt werden.
Unsere Kritik richtet sich aber ge-
gen die Verteilung der Mittel, und
diese Kritik muss hier heute Raum
haben; denn die Verteilung muss
dringend verändert werden.
Die Verteilung der 5 Milliarden
Euro zur Entlastung der Kommu-
nen muss man doch vor dem Hin-
tergrund des folgenden Befundes
sehen: Die Finanzlage der Kom-
munen in Deutschland ist nicht
per se schlecht, sondern höchst
unterschiedlich – sanierte Straßen
und Schulen dort, geschlossene
Schwimmbäder und marode öf-
fentliche Einrichtungen woanders.
Viel zu oft sind Kommunen ent-
weder finanzschwach, weil sie ge-
ringe Einnahmen haben, oder sie
leiden unter extrem hohen Alt-
schulden. Wenn dann noch eine
Strukturschwäche bedingt, dass es

hohe Sozialausgaben gibt, dann
führt das bei zu vielen Kommu-
nen dazu, dass sie in einer totalen
Abwärtsspirale stecken.
– Es können auch mal politische
Fehler dahinterstecken. Aber ich
glaube, es gibt keinen Zweifel,
Herr Kollege, dass es strukturell
bedingt auch im Westen und nicht
nur einnahmebedingt im Osten
kommunale Probleme gibt, um
die wir uns hier im Bund auch
kümmern sollten.
Und ich akzeptiere nicht, dass Sie
sich dahinter verstecken, dass es
einen grünen Ministerpräsidenten
gibt, der vielleicht mal im Bundes-
rat einen anderen Akzent gesetzt
hat. Sie haben selber auch Minis-
terpräsidenten, und der Bundestag
ist dazu da, auch mal den Minis-
terpräsidenten zu sagen, wo sie ir-
ren, wo man zielgenauer finanz-
schwachen Kommunen helfen
muss. Wir nehmen diese Verant-

wortung ernst, und das sollten Sie
auch tun.
Deswegen: Vor dem Hintergrund
der großen Spreizung bei den
kommunalen Finanzen bleibt es
falsch, dass von dem Kuchen der 5
Milliarden Euro erst einmal 1 Mil-
liarde Euro, sage und schreibe 20
Prozent, an die Länder geht. Ich
bin froh, dass Herr Daldrup hier
gesagt hat, er beabsichtige, dass
wir diesen Schlüssel anpacken
und ihn noch verändern. Wir wer-
den Sie dabei unterstützen.
Aber, Herr Daldrup, es ist auch
falsch, dass definiert ist, dass ein
Großteil der 4 Milliarden Euro
nach dem Umsatzsteueranteil der
Gemeinden verteilt wird. Das
heißt, auch hier profitieren wieder
die finanzstarken Gemeinden.
Besser wäre es, zu sagen: Der
Großteil der restlichen 4 Milliar-
den Euro wird unter Berücksichti-
gung der Anhebung der Bundes-

beteiligung an den Kosten der Un-
terkunft verteilt; denn dann wirkt
es zielgenau in den Gemeinden,
die hohe Sozialausgaben haben.
Hohe Sozialausgaben gleich struk-
turschwache, gleich finanzschwa-
che Kommune – das ist doch
nicht so schwer zu verstehen. Wir
fordern Sie auf, auch an dieser
Stelle den Schlüssel zu ändern.
Wir werden einen
entsprechenden
Vorschlag vorlegen,
und wir hoffen,
dass Sie dabei sind.
Ich möchte das
Thema in einen
größeren Zusam-
menhang stellen.
Ich bin Finanzmi-
nister Schäuble
schon dankbar für
den Rahmen, den er gesetzt hat.
Im Moment haben wir die Situati-
on, dass die öffentlichen Haushal-
te in Deutschland insgesamt gese-
hen gut dastehen: Die kommuna-
len – in Gänze –, die der Länder
und des Gesamtstaats verzeichnen
ein Plus. In solchen Zeiten, in de-
nen der öffentliche Haushalt gut
dasteht, werden es die Bürgerin-
nen und Bürger nicht verstehen,
wenn die Politik unfähig ist, ziel-
genau dort zu helfen, wo Mangel
besteht. Deswegen: Wenn wir die
Akzeptanz bei den Bürgerinnen
und Bürgern in Bezug auf funktio-
nierende und gute Politik oder
auch in Bezug auf hohe Ausgaben
für Zuwanderung und Integration
insgesamt erhalten wollen, dann
müssen Investitionen in die Behe-
bung mangelhafter Infrastruktur
oder auch schlicht fehlender Infra-
struktur getätigt werden, vor allem
in jenen Gebieten, die von Weg-
zug betroffen sind, die darunter
leiden, dass sie nicht so attraktiv
sind und daher nicht so viele
Menschen anziehen. Wir könnten
mit vorhandenen Mitteln – ich be-
tone: vorhandenen Mitteln – die
Probleme beheben.
Ich komme zum Schluss. Wir wer-
den bei der jetzt vorliegenden Ei-

nigung mit Blick auf die Bund-
Länder-Finanzbeziehungen sehr
genau darauf achten, wie das jetzt
ausgelegt wird, was neu verabredet
ist, dass der Bund mehr Steue-
rungsrechte bei Finanzhilfen er-
hält; es ist nämlich eine grundge-
setzliche Erweiterung der Mitfi-
nanzierungskompetenzen des
Bundes im Bereich der kommuna-

len Bildungsinfra-
struktur für finanz-
schwache Kommu-
nen verabredet.
Ich freue mich über
die Selbstkritik des
Finanzministers
Schäuble an der
fehlerhaften Be-
schränkung des
Bundes, den Län-
dern und Kommu-

nen bei der Bildungsinfrastruktur
zu helfen. Diese Selbstkritik war
überfällig. Ich bin froh, dass sie
auch zu einem Beschluss geführt
hat. Das Ganze geht aber nur rich-
tig auf, wenn wir genau definie-
ren: Was sind finanzschwache
Kommunen? Diesem Problem be-
gegnet man nicht mit der Vertei-
lung von Umsatzsteuerpunkten
nach dem Gießkannenprinzip;
vielmehr geht es um eine genaue
Definition, was „finanzschwach“
bedeutet. Damit fangen wir am
besten bei dem vorliegenden Ge-
setzentwurf an. Dann haben Sie
uns auch auf Ihrer Seite. Ich glau-
be, das ist mit Blick auf die Erwar-
tungen der Bürgerinnen und Bür-
ger überfällig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem die Ab-
geordneten Eckhardt Rehberg (CDU/
CSU), Martin Gerster (SPD), Alois Rai-
ner (CDU/CSU) sowie Josip Juratovic
(SPD).

Die Finanzlage
der Kommunen
ist nicht per se

schlecht, sondern
höchst un-

terschiedlich.
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Katrin Göring-Eckardt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Das Wohnen ist zur sozialen
Frage unserer Zeit geworden

Katrin Göring-Eckardt *(1966)
Landesliste Thüringen

In dieser Woche findet in Qui-
to, der Hauptstadt Ecuadors,
die dritte UN-Siedlungskonfe-

renz, Habitat III, statt. Dort treffen
sich die Vertreter aus Megacitys
und anderen Städten, um nach
Lösungen im Hinblick auf die im-
mensen sozialen Probleme in den
Städten, den gigantischen Ressour-
cenverbrauch und die Luftver-
schmutzung zu suchen. Auch der
Oberbürgermeister Berlins hat
sich auf den Weg nach Quito ge-
macht.
Die drängendste Frage, die sich für
Berlin, München, Stuttgart, Düs-
seldorf, Dresden und viele andere
Städte stellt, ist die Frage nach
dem Wohnen. Wenn man über
das Wohnen redet, dann geht es
nicht einfach nur um die Woh-
nung oder die Miete, sondern das
Wohnen ist inzwischen zu der so-
zialen Frage unserer Zeit und un-
serer Gesellschaft geworden.
Meine Damen und Herren, wo je-
mand wohnt, entscheidet heute
über die Chancen beim Bewer-
bungsgespräch. Es entscheidet
über die Schule oder die Kita, in
die Kinder gehen können. Es ent-
scheidet bei den Alten über die
Nachbarschaft. Es entscheidet da-
rüber, ob ich im Alter dort ge-
pflegt werden kann, wo ich möch-
te – ja oder nein –, dort wo meine
Community ist. Es entscheidet da-
rüber, ob Kinder drinnen und
draußen Platz zum Spielen haben.
Es entscheidet darüber, ob die
Wohnung sicher ist oder im Keller
eingebrochen wird. Sind die Bau-
materialien okay? Sind sie ge-
sund? Wie ist es mit der Wärme-
dämmung? Kann man den Ein-
kauf zu Fuß erledigen? Bekomme
ich Hilfe, wenn ich sie brauche –
spätestens im Fall der Pflege? All
das hat mit dem Wohnen zu tun,

und deswegen ist und bleibt es ei-
ne so zentrale Frage.
Die explodierenden Mieten sind
inzwischen zu einer Art Spaltpilz
der Gesellschaft geworden. Beson-
ders Familien mit kleinen Ein-
kommen, Rentnerinnen und Rent-
ner, Alleinerziehende und Migran-
tinnen und Migranten sind immer
öfter wegen steigender Mieten ge-
zwungen, ihre Wohnungen zu ver-
lassen und anderswo eine Bleibe
zu finden.
Ich habe neulich einen Brief von
einem Menschen bekommen, der
am Rand von Berlin wohnt. Ich
glaube, es war jemand, der am
Rand von Zehlendorf wohnt und
sich über Wildschweine freut. Ich
finde, das ist eine sehr hervorra-
gende Wohnlage. – Das meine ich
nicht, wenn ich sage, dass Men-
schen an den Rand gedrängt wer-
den. Ich meine nicht Wohngebie-
te, in denen man sich noch wun-
derbar abschotten kann und es be-
sonders gut hat, sondern ich mei-
ne Wohngebiete, in denen man
spürt, dass der soziale Zusammen-
halt infrage gestellt wird und dass
dort diejenigen wohnen, die sich
anderes Wohnen nicht mehr leis-
ten können. Ich finde, das ist et-
was, was uns nicht egal sein kann,
auch wenn wir noch keine Situati-
on wie in den Vorstädten von Pa-
ris und Brüssel haben.
Die Menschen spüren inzwischen,
dass da etwas ins Rutschen geraten
ist. Der Anteil der Miete am Netto
steigt – und die Löhne eben nicht
mit. Die Minimietpreisbremse, die
Sie eingeführt haben, ist jedenfalls
keine Antwort darauf – weder, um
jemanden zu beruhigen, noch in
der Sache selbst.
264 deutsche Städte, in denen be-
zahlbarer Wohnraum fehlt, haben
es seit der Einführung der Miet-
preisbremse mit steigenden Mie-
ten zu tun. Das ist ja wohl das Ge-
genteil dessen, was Sie verspro-
chen haben. Dass Sie das jetzt
merken und nach dem Motto
„Haltet den Dieb“ verfahren, finde
ich besonders unglaubwürdig.
Die Ausnahmen öffnen Tür und
Tor, und es gibt schon möblierte
Wohnungen von 10 Quadratme-
tern, für die 700 Euro Miete ver-
langt werden. Das ist nicht nur
unzumutbar, sondern auch unver-
antwortlich, und Sie sind diejeni-
gen, die einen Teil der Verantwor-
tung dafür tragen.

Meine Damen und Herren, seit-
dem die schwarz-gelbe Koalition
1989 – ja, das ist lange her – die
alte Wohngemeinnützigkeit abge-
schafft hat, sind kontinuierlich 2
Millionen gemeinnützige, bezahl-
bare Wohnungen verloren gegan-
gen. Jedes Jahr fallen weitere 60
000 Wohnungen aus der Sozial-
bindung heraus. 60 000 Wohnun-
gen ohne Sozialbindung!
Und was tun Sie? Viel fordern, we-
nig durchsetzen! Schlagzeilen pro-
duziert Frau Hendricks auch dies-
bezüglich sehr gerne, besonders
dann, wenn es neue Gesprächs-

kreise gibt. Der Gesprächskreis
„Bündnis für bezahlbares Bauen“
jedenfalls ist eine schöne Aktion
gewesen. Passiert ist leider gar
nichts. Sie müssen jetzt Geld in
die Hand nehmen.
Hören Sie auf, herumzudrucksen.
Wir schlagen Ihnen vor, ein So-
fortprogramm aufzulegen: 1 Milli-
on Wohnungen in fünf Jahren, 1
Million sozialgebundene Woh-
nungen, 1 Million bezahlbare
Wohnungen. Nur derjenige, der
tatsächlich bezahlbaren Wohn-
raum schafft und erhält, bekommt
Geld vom Staat. Das ist die neue
Wohngemeinnützigkeit, die wir
Ihnen vorschlagen. Damit kann
die Struktur in unseren Städten
tatsächlich verbessert und es kann
auch verhindert werden, dass die
Kluft noch größer wird.
Man muss sich vorstellen, worum
es geht. Ein Blick auf den Woh-
nungsmarkt in Berlin zeigt, dass

zwei Drittel der Wohnungsange-
bote heute Wohneigentum betref-
fen. Um das restliche Drittel Miet-
wohnungen streiten sich dann
Studierende, Niedrigverdiener und
Alleinerziehende. Dieser Zustand
muss dringend und deutlich been-
det werden, meine Damen und
Herren.
Packen Sie es endlich an! Tun Sie
nicht mehr so, als wäre Wohnen
eine nette Nebensache. Wohnen
ist das, was wir alle tun und tun
müssen. Beim Wohnen geht es um
den sozialen Zusammenhalt.
Kümmern Sie sich darum! Ma-
chen Sie nicht nur Ankündigun-
gen, sondern sorgen Sie tatsäch-
lich dafür, dass hier etwas ge-
schieht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Dr. Georg Nüßlein, CDU/CSU:

Staatliche Regulierung gibt
es in Deutschland genug

Georg Nüßlein (*1969)
Wahlkreis Neu-Ulm

Frau Katrin Göring-Eckardt,
wenn man Ihren Antrag an
dieser Stelle bewerten soll,

dann ist das Wort „würdigen“ da-
für ein zu positives Wort. Positiv
fällt mir zu diesem Antrag immer-
hin ein, dass uns alle hier im Haus
die Sorge eint, wie wir zu mehr,
bezahlbarem und, wenn Sie so
wollen, gern auch zu klimafreund-
lichem Wohnraum kommen. Das
halte ich für einen ganz wichtigen
und ganz breiten Ansatz. Wenn
nun der Regierende Bürgermeister
von Berlin meint, er müsse sich
die Anregungen dazu in Ecuador
holen, dann ist das schön, und
wir nehmen das zur Kenntnis.
Ich hoffe aber, meine Damen und
Herren, dass der Lösungsansatz,
den er mitbringt, ein bisschen
breiter ist als das, was Sie in Ihrem

Antrag als Perspektive eröffnen.
Sie verengen nämlich die Sicht-
weise sehr stark. Das geht los mit
der Frage: Wo soll gebaut werden?
Da beziehen Sie sich ausschließ-
lich auf die Metropolen, auf die
Megastädte, wie Sie sie vorhin ge-
nannt haben. Diese sind in
Deutschland nicht ganz so zahl-
reich. Tatsächlich haben wir auch
ein Wohnungsproblem in den
kleineren Städten und teilweise
im ländlichen Raum. Auch das
wollen wir an dieser Stelle einmal
direkt ansprechen.
Sie verengen Ihre Sichtweise auch
in der Frage: Wer soll bauen? In
Ihrem Antrag gibt es zwei Akteure.
Vorrangig ist das der Staat, und an
zweiter Stelle sind das die Genos-
senschaften.
Nun muss ich Ihnen sagen: Was
den Staat angeht, haben wir be-
reits – Stichwort „sozialer Woh-
nungsbau“ – ein massives Staats-
versagen hinter uns. Wir haben ge-
sehen, was der Staat macht: Die
Länder haben Geld für den Woh-
nungsbau bekommen, dieses aber
für etwas ganz anderes eingesetzt
als dafür, wofür wir es uns vorge-
stellt haben.
Nun tragen Sie das Thema Ge-
meinnützigkeitsbindung quasi als
Monstranz vor sich her. Mir stellt
sich die Frage, wer unter dieser Vo-
raussetzung tatsächlich investieren
soll. Am Schluss braucht ein Bau

Investoren; das ist absolut klar. Da
sind aus unserer Sicht gerade pri-
vate Investoren notwendig.
Selbst der altruistischste Investor
wird am Schluss von Zinsen und
von einer Abschreibung profitie-
ren wollen. Nun ist die Situation
bei den Zinsen momentan ein
bisschen einfacher. Aber dieser
Niedrigzins wird durch steigende
Baupreise überkompensiert. Auch
das mit der Abschreibung ist so ei-
ne Sache. Der tatsächliche Ab-
schreibungssatz müsste angesichts
dessen, was wir momentan an
Technik verlangen – darauf kom-
me ich nachher beim Stichwort
„Klimaschutz“ zu sprechen –, er-
heblich höher als das sein, was
man den Anlegern mit 2 Prozent
momentan steuerlich zubilligt.
Dann geht es mit der Frage weiter:
Unter welchen Bedingungen soll
investiert werden? Das ist gerade
Ihr Einwand gewesen. Da geht es
mit dem Thema „teures Bauland“
los. Ich sage Ihnen ganz offen:
Meine Erfahrung ist, dass der Auf-
schrei vieler Beteiligten, insbeson-
dere auch von den Grünen, groß
sein wird, sobald wir über Arron-
dierungen im Innenbereich bzw.
über die Frage reden, wie wir
mehr Bauland ausweisen können.
Da sind Sie nämlich in einem
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Konflikt, meine Damen und Her-
ren. Natürlich ist das letztlich
auch Landschaftsverbrauch. Das
wird doch gar nicht anders gehen.
Wenn Sie mehr Bauland auswei-
sen, müssen Sie natürlich auch in
Teilen in den Außenbereich ge-
hen. Wohlgemerkt: Wir wollen
das tun. Allerdings ist das ange-
sichts derjenigen, die uns aus
Gründen des Umweltschutzes da-
ran hindern wollen, ein schwieri-
ges Unterfangen.
Bauland ist auch deshalb teurer,
weil die Grunderwerbsteuern
hoch sind. Auch da könnten Sie
fragen, wer daran schuld ist, in
welchen Ländern sie besonders
hoch sind und ob Sie vielleicht in
der jeweiligen Landesregierung
dieser Länder vertreten sind. Ich
empfehle Ihnen dringend, sich
das einmal anzuschauen; dann
können Sie an der Stelle etwas än-
dern.
Ich sage etwas zu der nächsten
Frage, nämlich wie man weiteres
Bauland gewinnen kann. – Wir
haben derzeit die Problematik,
dass aufgrund von fehlenden
Reinvestitionsmöglichkeiten die
Eigentümer von Bauland nicht
verkaufen. Denen muten wir zu,
dass, wenn sie es tatsächlich tun,
erst einmal der Fiskus kassiert,
und zum Schluss haben sie das
Geld, können es aber nicht rein-
vestieren.
Deshalb meinen wir, dass es eine
intelligente Variante wäre, darüber
nachzudenken, ob man den
Grundstücksbesitzern nicht die
Chance eröffnen sollte, steuerfrei
in Mietobjekte zu investieren,
wenn sie Bauland verkaufen. Das
halte ich für einen zielführenden
Ansatz.
Lassen Sie uns über solche Dinge
reden statt über theoretische Ge-
dankenspiele zur Gemeinnützig-
keit. Es gab schließlich einen
Grund, warum man sie abge-
schafft hat, nämlich die Tatsache,
dass die Fehlbelegung zum
Schluss ein hohes Ausmaß ange-
nommen hatte und dass sie bei
weitem nicht den erwünschten Er-
folg gebracht hat.
Es ist sinnvoller, zur Subjektförde-
rung via Wohngeld überzugehen
und diejenigen, die Miete zahlen
müssen, so zu fördern, dass sie
dies tun können, statt den von Ih-
nen vorgeschlagenen Weg zu ge-
hen, jetzt wieder ein neues Etikett
zu vergeben und Gemeinnützig-
keit einzuführen, wenn am Ende
ganz andere in diesen Wohnun-
gen wohnen, als eigentlich beab-
sichtigt war. Wem hilft denn das,
meine Damen und Herren? Ich
kann das überhaupt nicht nach-
vollziehen. Frau Katrin Göring-
Eckardt hat vorhin die Baukosten-
senkungskommission angespro-
chen. Sie haben recht: Kommis-
sionen sind das eine, und das, was
wir dann in der Politik diskutie-
ren, ist das andere. Dabei spielt

das Thema Klimaschutz eine ganz
hervorragende Rolle, allerdings
nicht im positiven Sinne.
Klimaschutz ist ein eminent wich-
tiges Thema. Aber wir sind auf
dem besten Wege, ihn zu nichts
anderem als zu einem Kostentrei-
ber zu machen. Das ist mir zu we-
nig Nehmen wir die Zusammen-
führung von EnEV und EE-Wär-
megesetz. Schauen Sie sich die
derzeitige Realität im Neubau an!
Wir bauen massiv isolierte, fak-
tisch luftdichte Gebäude. À la
bonne heure: Dagegen ist nichts
einzuwenden. Dann sagt man
aber: Du musst eine immens teure
aufwendige Heizung installieren,
um an den wenigen Tagen, an de-
nen du sie wirklich brauchst, die-
ses Gebäude heizen zu können. –
Wie passt denn das zusammen?
Beim Thema Sanierung sind wir
an demselben Punkt. Auch dazu
gibt es Forderungen, die Standards
weiter anzuheben. 120-Prozent-
Sanierung sage ich dazu. Dem Kli-
ma würde man mehr helfen,
wenn viele Wohnungen teilsaniert
würden, statt nur einige wenige
nach allerhöchstem Standard so-
zusagen zu 120 Prozent zu sanie-
ren. Diesen Weg muss man gehen,
und so muss man aus meiner
Sicht den Klimaschutz sehen. An-
gesichts der komischen Diskussi-
on über das Thema „angemessene
Wirtschaftlichkeit“, die viele Ihrer
grünen Länderminister an dieser
Stelle beginnen, frage ich mich:
Was soll das? Wenn man erst ein-
mal über die Frage diskutieren
muss, was „angemessen“ ist, muss
man das Ganze letztlich gar nicht
diskutieren.
Das Allerschönste ist, dass Sie
schreiben: Wenn es nicht wirt-
schaftlich ist, soll der Staat ein-
springen und das Ganze fördern.
– Wer diskutiert denn dann? Wer
denkt denn an der Stelle über-
haupt noch über die Frage der
Wirtschaftlichkeit nach?
Ich glaube, dass das ein falscher
Ansatz ist, meine Damen und
Herren. So wird Klimaschutz nicht
funktionieren. Klimaschutz muss
etwas sein, das wir mit Technolo-
gieoffenheit und Innovationsfreu-
de angehen und bei dem wir be-
reit sind, etwas zu bewegen, gerne
auch im Baubereich. Wir müssen
aber aufhören, die Trauben immer
höher zu hängen, bis keiner mehr
hochspringt. Das ist doch der
Weg, den wir zurzeit beschreiten.
Bei jeder Gelegenheit – bei der
Zielsetzung angefangen bis hin zu
den Maßnahmen – hängen wir
die Trauben ein Stück höher und
wundern uns, wenn sich zum
Schluss keiner mehr bemühen
wird, überhaupt noch daranzu-
kommen. Investitionsattentismus
werden Sie am Schluss mit sol-
chen Anträgen erreichen.
– Sie hören nicht zu. Wir diskutie-
ren dann über die Frage: Was soll
oder – ich sage das in Ihrem Jar-

gon – was darf denn gebaut wer-
den?
Auch da sind Sie eng. Sie sagen:
nur der Niedrigstandard im Miet-
wohnungsbau, allerdings bei ho-
hem Klimaschutzstandard – billig,
billig, billig.
Ich sage Ihnen: Auch der Bezug ei-
ner besser ausgestatteten Miet-
wohnung sorgt am Schluss dafür,
dass eine andere Mietwohnung
frei wird. Die Leute haben doch
vorher auch irgendwo gewohnt.
Das Gleiche gilt für das Eigen-
heim. Kein einziger Satz findet
sich in Ihrem Antrag zum Thema
Eigenheim, obwohl Deutschland
dabei einen immensen Nachhol-
bedarf hat. Wir haben eine Eigen-
heimquote von 53 Prozent. Frank-
reich liegt bei 65 Prozent, Italien
bei 73 Prozent. Wir täten gut da-
ran, uns auch mit Blick auf das
Thema Alterssicherung darüber
Gedanken zu machen, wie mehr
Menschen zu eigenen vier Wän-
den kommen. Das ist, meine Da-
men und Herren, ein Grundbe-
dürfnis der Menschen. Wir sollten
etwas dafür tun, dass sie das be-
friedigen können.

Stattdessen – da nehme ich die
Schuld durchaus auf uns – haben
wir in der letzten Großen Koaliti-
on die Eigenheimzulage abge-
schafft. Das war aus meiner Sicht
ein fataler Fehler. Wir müssen jetzt
wenigstens darüber reden, wie
man mit der Wohnungsbauprä-
mie verfährt, die auf Uraltdaten
basiert. Wir sollten auch darüber
reden, ob man gezielt mit Baukin-
dergeld einen Beitrag dazu leisten
kann, dass sich junge Familien we-
nigstens im ländlichen Raum, wo
es geht, ein eigenes Heim leisten
können. Das sollten wir tun.
Fazit der Geschichte ist: Staatliche
Regulierung gibt es in Deutsch-
land genug. Anträge, die nur staat-
liche Regulierung fordern, sind
überflüssig. Denn daran haben
wir, meine Damen und Herren, in
diesem Land nun wirklich keiner-
lei Mangel. Auch Markteingriffe
machen das nicht besser. Frau Ka-
trin Göring-Eckardt hat vorhin das
Thema Mietpreisbremse angespro-
chen, die sich aus ihrer Sicht nicht
rentiert. Ich habe sie – das sage
ich ganz offen – nicht gewollt und
nicht gebraucht.

Ich bin eher in Sorge gewesen,
dass aus der Mietpreisbremse eine
Investitionsbremse wird. Das ha-
ben wir immerhin an der Stelle
verhindern können.
Es wird tatsächlich gebaut – auch
in den Metropolen.
Wir brauchen – da werden wir in
der Tat mit dem Finanzminister
reden müssen – steuerliche Rah-
menbedingungen, wie ich sie an-
gemahnt habe, beim Thema Bau-
land und bei den Abschreibungen.
Dort sind 2 Prozent zu wenig.
Man braucht mindestens 3 Pro-
zent, um die ökonomische Reali-
tät abbilden zu können.
Mir geht es darum, das Thema
nicht auf Brennpunkte zu veren-
gen – auch nicht bei steuerlichen
Förderungen. Denn wäre dies der
Fall, würden wir Feuer mit Öl be-
kämpfen. Das wäre falsch. Klima-
schutz ist wichtig, lässt sich aber
nur mit guter Technik und mit
dem Blick fürs Ganze machen.
Der fehlt Ihnen. Deshalb wird uns
dieser Antrag ebenso wenig wie
Sie weiterbringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Caren Lay, DIE LINKE:

Die Mietpreisbreme ist
faktisch ein Rohrkrepierer

Caren Lay (*1972)
Landesliste Sachsen

Nach drei Jahren Großer
Koalition im Bund fällt
die wohnungspolitische

Bilanz dieser Regierung, ehrlich
gesagt, bescheiden aus. Hier wur-
de viel geredet – fast immer auf
Antrag der Opposition. Von der
Regierung und insbesondere von
der SPD wurde viel angekündigt,
aber durchgesetzt wurde kaum et-
was. Auch wurden keine wirklich
sinnvollen Regelungen in dieser
Legislaturperiode erlassen.
Ich beginne mit dem Lieblings-
projekt, der Mietpreisbremse. Wie
sie sich jetzt darstellt, ist sie fak-
tisch ein Rohrkrepierer. Das bele-
gen verschiedene unabhängige
Studien. Sie attestieren, dass die
Mietpreisbremse in der derzeiti-
gen Form nicht wirkt. Selbst dort,

wo sie eingeführt wurde, steigen
die Mieten weiter an. Das darf
nicht sein. Unsere Vorschläge, die
Mietpreisbremse nachzuschärfen,
haben wir in der letzten Sitzungs-
woche hier im Bundestag einge-
bracht. Die Grünen bringen ihre
Vorschläge heute ein. Wer noch
nichts eingebracht hat, ist die Gro-
ße Koalition.
Ich bin Ihnen, Herr Dr. Nüßlein,
fast dankbar, dass Sie ehrlich ge-
sagt haben, Sie wollten die Miet-
preisbremse nicht. Genau das ist
auch das Problem. Die Große Ko-
alition hat letztlich ein Gesetz auf
den Weg gebracht, das zwar eine
schöne Überschrift
hat, das aber so viele
Ausnahmen und Lü-
cken enthält – daran
hat die CDU/CSU
alles gesetzt –, dass
es das Papier nicht
wert ist. Ihre Blocka-
dehaltung in diesem
Punkt ist das eigent-
liche Problem. Sie
wollen nicht, dass
die Mietpreisbremse
wirkt. Das muss sich endlich än-
dern.
Auch der soziale Wohnungsbau
kommt nicht in Schwung. Wir
freuen uns, dass Geld draufgesat-
telt wurde und dass im vorletzten
Jahr 12 000 Sozialwohnungen

und im letzten Jahr 15 000 Sozial-
wohnungen neu gebaut wurden;
das ist gut. Aber wir dürfen nicht
vergessen, dass Jahr für Jahr un-
glaublich viele Sozialwohnungen
aus der sogenannten Sozialbin-
dung herausfallen. Wenn es sich
dabei im Schnitt um schätzungs-
weise 85 000 Wohnungen im Jahr
handelt, dann bleibt trotz der
Neubauten Jahr für Jahr ein Minus
von rund 70 000 Sozialwohnun-
gen, die aus der Sozialbindung he-
rausfallen. Wenn wir nicht ein
bisschen mehr Tempo machen,
dann haben wir in 25 Jahren
überhaupt keine Sozialwohnun-

gen mehr. Das darf
nicht sein.
Ich appelliere an
die Vertreter der
Länder: Setzen Sie
das Geld, das Ih-
nen der Bund für
den sozialen Woh-
nungsbau gibt, tat-
sächlich für den
sozialen Woh-
nungsbau ein!
Viele Länder füllen

mit diesem Geld die Lücke, die
durch die abgeschaffte Eigenheim-
förderung entstanden ist. Das ist
schlichtweg eine Zweckentfrem-
dung von Geldern. Das können
wir nicht dulden.
Eines will ich deutlich sagen: Sich
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bei der sozialen Wohnungspolitik
zu verstecken, geht nicht. Schauen
wir uns einmal an, um welche
Bundesländer es sich handelt, die
in den letzten zwei Jahren trotz
der Subventionen des Bundes gar
keine Sozialwohnungen gebaut
haben. Wer war das denn? Das
waren Sachsen, das Saarland und
Mecklenburg-Vorpommern. Fällt
Ihnen etwas auf? Wer regiert denn
dort? Dort regiert die CDU zusam-
men mit der SPD. Sich hier hinter
den Ländern zu verstecken, kann
keine Lösung sein. Ich appelliere
an die Länder, die Geltungsdauer
der Sozialbindungen zu verlän-
gern. Ansonsten fallen Hundert-
tausende Sozialwohnungen in
den nächsten Jahren weg. Das
heißt konkret, dass Zehntausende,
vielleicht sogar Hunderttausende
Menschen mit geringem Einkom-
men aus ihren Wohnungen flie-
gen werden. Deswegen lautet
mein Appell an die Vertreter der
Länder: Verlängern Sie die Gel-
tungsdauer der Sozialbindungen!

Kaufen Sie die sogenannten Bele-
gungsbindungen auf! Das ist das
Gebot der Stunde.
Auch der Bund muss seine Politik
verändern. Erstens reicht das Geld
hinten und vorne nicht aus. Wir
sagen: 5 Milliarden Euro für einen
sozialen, gemeinnützigen Woh-
nungsbau sind gut angelegtes
Geld. Zweitens sollten wir mit
dem Geld, das der Bund nun ein-
setzt, nicht auch noch die Fehler
der Vergangenheit wiederholen.
15 Jahre lang werden die Woh-
nungen, die mit Geldern der so-
zialen Wohnraumförderung sub-
ventioniert werden, als Sozialwoh-
nungen gebunden. Danach fliegen
sie aus der Sozialbindung wieder
heraus. Das bedeutet häufig, dass
die Mieterinnen und Mieter aus-
ziehen müssen. Das ist, ehrlich ge-
sagt, keine sinnvolle Förderung.
Deswegen sagen wir als Linke:
Einmal Sozialwohnung, immer
Sozialwohnung! Das muss für die
Zukunft gelten. Dass das gut funk-
tioniert, kann man sich übrigens

in Wien ansehen. Das Wiener Mo-
dell der Gemeindewohnung soll-
ten wir uns als Vorbild nehmen.
Die Abschaffung der Wohnge-
meinnützigkeit im Jahr 1990 war
ein fataler Fehler, ein Jahrhundert-
fehler. Deswegen gehört die Ein-
führung einer neuen Wohnge-
meinnützigkeit in das Zentrum ei-
ner neuen sozialen Wohnungspo-
litik. Das Grundproblem ist Fol-
gendes: Fast alle Akteure auf dem
Markt wollen vor allen Dingen
mit Wohnungen viel Geld verdie-
nen. Dem müssen wir etwas Neu-
es entgegensetzen, einen neuen
Sektor, der nicht für die Rendite
wirtschaftet, sondern der das
Recht der Menschen auf bezahlba-
res Wohnen in den Mittelpunkt
stellt. Das ist eine neue Wohnge-
meinnützigkeit. Das Mantra der
CDU „bauen, bauen, bauen“ ist
übrigens keine Lösung. Ich meine,
es herrscht regelrecht eine Gold-
gräberstimmung auf dem Immo-
bilienmarkt. Es gibt ein Zehnjah-
reshoch bei den Baugenehmigun-

gen. Aber das Magazin Panorama
hat herausgefunden, dass gerade
einmal 5 Prozent der im Neubau
befindlichen Wohnungen in den
20 größten deutschen Städten
überhaupt für Normalverdiener
erschwinglich sind, in Berlin nur
2,5 Prozent. Wir reden hier nicht
nur von Geringverdienern und
von Hartz-IV-Empfängern, son-
dern es wurde der Durchschnitts-
verdienst zugrunde gelegt. Ich
muss einfach sagen: Wenn nur 5
Prozent aller Neubauten in den
Großstädten für den Durch-
schnittsverdiener als Mieter er-
schwinglich sind, dann läuft etwas
mit der Bau- und Wohnungspoli-
tik dieser Regierung falsch.
Ein letzter Punkt: Wir brauchen
nicht nur eine wirkungsvolle Miet-
preisbremse; was wir vor allen
Dingen noch brauchen, ist eine
Spekulationsbremse. Wir müssen
verhindern, dass Firmen die Mög-
lichkeit haben, die Grunderwerb-
steuer zu umgehen, und zwar
nicht nur durch miese Tricks, son-

dern indem sie ganz legale Steuer-
tricks – Share Deals – anwenden.
Das dürfen wir nicht länger dul-
den. Das müssen wir hier im
Deutschen Bundestag verhindern.
– Es kann doch nicht sein, dass
der Bund weiter mitspekuliert.
Wir müssen endlich das Prinzip
ändern, dass die bundeseigenen
Immobilien weiterhin im soge-
nannten Höchstgebotsverfahren
abgegeben werden. Wir brauchen
hier ein Vorkaufsrecht der Kom-
munen. Ein gutes Beispiel ist das
Dragoner-Areal hier in der Stadt
Berlin. Ich finde, dieser Vertrag
mit dem Großinvestor muss rück-
abgewickelt werden. Dieses Areal
muss zurück an das Land Berlin,
damit es gemeinsam mit den Bür-
gerinnen und Bürgern sozial ent-
wickelt werden kann.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)

Florian Pronold, SPD, Parl. Staatssekretär für Umwelt, Natur, Bau und Reaktorsicherheit:

Es muss Neubau und
bezahlbaren Wohnraum geben

Florian Pronold (*1972)
Parl. Staatssekretär

Es ist Aufgabe der Oppositi-
on, das Haar in der Suppe
zu suchen. Aber wenn man

kein Haar findet, gleich eine gan-
ze Perücke hineinzuwerfen, wie
man das heute in der Debatte
macht, übersteigt schon das Er-
trägliche. Nehmen wir doch ein-
mal die Fakten, von denen hier
viele reden, zur Kenntnis. Wir ha-
ben heute die aktuellen Bauge-
nehmigungszahlen bekommen.
Im ersten Halbjahr ist in Sachen
Neubau so viel passiert wie seit
2002 nicht mehr.
Wir haben eine Steigerung um 25
Prozent auf dem Wohnungsmarkt.
Der zweite Punkt: Wer spricht
denn über die Maklerregelung, die
wir durchgesetzt haben? Eine hal-
be Milliarde Euro ersparen wir
Mietsuchenden jedes Jahr. Wir ver-
hindern, dass sie ausgebeutet und
über den Tisch gezogen werden.

Diese Regelung wirkt.
Das ist völlig irrelevant aus Sicht
der Opposition. Wir haben zum
ersten Mal in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland mit
der Mietpreisbremse eine gesetzli-
che Regelung in einem Bereich ge-
schaffen, in dem es bisher über-
haupt keine gab, nämlich bei der
Wiedervermietung. Wir haben
jetzt die erste Klage, die erfolg-
reich war. Die wird auch Wirkung
zeigen. Es hat nie jemand behaup-
tet, dass eine Mietpreisbremse es
schafft, die Mieten zu reduzieren.
Eine Mietpreisbremse bremst die
Entwicklung ab. Wir haben immer
gesagt: Ohne dass wir zusätzliche
Anstrengungen beim Bauen unter-
nehmen, wird es keinen bezahlba-
ren Wohnraum geben.
Man kann natürlich kurzfristig die
eine oder andere Umfrage ma-
chen. Die kann man auf der Basis
der Daten von Internetportalen
machen – eine sehr seriöse Ge-
schichte. Ich bin dafür, dass man
das wirklich seriös macht. Dann
wird man sehen, dass die Miet-
preisbremse ihre Wirkung entfal-
tet. Wir sehen aber auch, dass es
bestimmte Bereiche gibt, bei de-
nen man noch nachbessern muss.
Der Bundesjustizminister hat auch
angekündigt, dass wir das so
schnell wie irgend möglich ma-
chen werden. Dagegen spricht
doch nichts. Deswegen macht
man doch das Instrument nicht
madig, sondern man schaut, was

man noch verbessern kann.Es ist
doch kein Wunder, dass bei ange-
spannten Wohnungsmärkten –
dasselbe erleben wir übrigens
auch in anderen Bereichen, etwa
bei der Ausbildung, wo Menschen
dringend auf etwas angewiesen
sind – viele die Rechte, die sie ha-
ben, gar nicht wahrnehmen, weil
sie froh sind, dass sie endlich et-
was gefunden haben. Deswegen
reicht es eben nicht, nur auf der
rechtlichen Ebene etwas zu ma-
chen, sondern wir müssen auch
das Marktversagen auf dem Woh-
nungsmarkt beenden. Und das be-
deutet, dass es auch in ordentli-
chem Ausmaß Neubau und vor al-
len Dingen bezahlbaren Wohn-
raum geben muss.
Damit bin ich beim nächsten The-
ma. Ich habe manchmal ein gutes
Gedächtnis, was Oppositionsan-
träge und die darin enthaltenen
Forderungen angeht. Ich erinnere
mich, welche Forderungen es vor
wenigen Jahren in Bezug auf die
Steigerung bei der sozialen Wohn-
raumförderung gab. Heute be-
treibt diese Bundesregierung bzw.
die Große Koalition eine soziale
Wohnraumförderung – das
schlägt sich auch im Haushalt nie-
der –, die die meisten Oppositi-
onsanträge von vor wenigen Jah-
ren übertrifft. Und jetzt heißt es
nach dem üblichen Motto: Das
reicht nicht. Meine Bitte ist jetzt –
ich werde gleich zur Bauminister-
konferenz unterwegs sein –, dass

alle, die sagen, dass es nicht reicht,
dort, wo sie in den Ländern Ver-
antwortung tragen, dafür Sorge
tragen, dass das Geld auch wirk-
lich entsprechend ausgegeben
wird. Denn die Berichte, die wir
aus den Ländern bekommen – da-
rin geht es darum, was mit dem
Dreifachen des Geldes jetzt pas-
siert –, bringen mich schon zum
Nachdenken darüber, ob es richtig
ist, dass wir das machen. Ich weiß
jetzt schon, dass Länder sagen: Da
kommt das Dreifache vom Bund;
also geben wir weniger dazu. Wa-
rum sollen wir da etwas machen?
– Andere geben überhaupt keine
vernünftigen Berichte ab.
Ich finde, das Thema Wohnungs-
not ist viel zu ernst, als dass man
es so abhandeln kann. Wir haben
hier die Gelder von 500 Millionen
Euro auf 1,5 Milliarden Euro ver-
dreifacht. Das ist eine Riesenleis-
tung, und das ist ein Beitrag zu be-
zahlbarem Wohnen.
Frau Göring-Eckardt, Sie haben
heute, glaube ich, das erste Mal
zur Wohnungspolitik geredet.
Man muss auch wissen, dass es ei-
ne Föderalismusreform gab, nach
der seit 2008 die Alleinverantwor-
tung für die soziale Wohnraum-
förderung bei den Ländern ange-
siedelt ist.Und der Bund über-
nimmt jetzt eine Übergangsfinan-
zierung.
Wichtig ist, dass wir jetzt in der
aktuellen Situation die Gelder ver-
dreifacht haben, und zwar eben
auch, um Fehler der Vergangen-
heit nicht zu wiederholen. Wir ha-
ben vorhin eine Debatte zum The-
ma Integration gehabt. Für die
SPD ist es wichtig, dass wir die
Menschen auf dem sozialen Woh-
nungsmarkt nicht gegeneinander
ausspielen. Deswegen haben wir
gesagt: Wir brauchen keinen

Flüchtlingswohnungsneubau, son-
dern wir brauchen bezahlbaren
Wohnraum für alle. Es darf nicht
sein, dass die alleinerziehende
Mutter gegen die syrische Familie
ausgespielt wird. Dafür tragen wir
mit diesem Geld Sorge; aber die
Länder müssen dort auch entspre-
chend mitziehen. Es gibt kaum ei-
nen Bereich, wo die Große Koaliti-
on so erfolgreich agiert hat wie im
Wohnungsbau.
Meine Redezeit ist heute etwas
kurz. Ich würde gerne noch etwas
zur Frage der Städtebauförderung
sagen, dazu, was wir dort machen,
um zu verhindern, dass wie in an-
deren europäischen Ländern
Ghettos entstehen, was wir insge-
samt in vielen anderen Bereichen
gemacht haben. Dem ging übri-
gens auch ein Beschluss des Haus-
haltsausschusses voraus, bei Bun-
desgrundstücken nicht mehr das
Höchstpreisverfahren anzuwen-
den. Auch da ist noch zu wenig
passiert; das stimmt. Wir haben
lange gekämpft. Jetzt haben wir da
aber den ersten Schritt getan.
Schauen Sie sich auch einmal –
bei all dem, was man an der BImA
kritisieren kann – an, was wir für
die Flüchtlingsunterbringung in
diesem Bereich gemacht haben.
Da haben wir vielen Kommunen
und Ländern wirklich geholfen –
auch weil der Bund mit gutem
Beispiel voranging. Und wenn es
eine erfolgreiche Politik gibt,
dann ist es die beim sozialen
Wohnungsbau, bei der Woh-
nungspolitik des Bundes. Sie kön-
nen da noch so viele Haare in der
Suppe suchen, Sie werden keine
finden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Kai Wegner, CDU/CSU:

Auch in den Wohnvierteln
entscheidet sich die Zukunft

Kai Wegner (*1972)
Wahlkreis Berlin-Spandau – Charlot-
tenburg Nord

Der Staatssekretär hat zur
Verantwortung von Bund
und Ländern bereits das

Richtige gesagt. Diese Große Ko-
alition wird sich mit Nachdruck
weiter dafür einsetzen, dass für al-
le Menschen Wohnraum in
Deutschland zur Verfügung steht –
auch bezahlbarer Wohnraum. Wir
haben da einiges erreicht und ei-
niges erledigt. Ich sage nicht, dass
wir schon fertig sind. Wir haben
noch vieles vor uns. Aber wir ha-
ben die Mittel für die soziale
Wohnraumförderung deutlich er-
höht und diskutieren, sie in den
nächsten beiden Jahren nochmals
um 500 Millionen Euro zusätzlich
zu erhöhen. Das ist eine Kraftan-
strengung. Diese Regierung, diese
Koalition sieht aber die Verant-
wortung, die wir haben. Aber
noch einmal: Ich erwarte von den
Ländern, dass sie nicht immer nur
nach Geld rufen, sondern diese
Mittel dann auch passgenau ein-
setzen. Wir haben das Leistungsni-
veau des Wohngeldes deutlich an-
gehoben, um einkommensschwa-
che Haushalte bei den Wohnkos-
ten schnell, wirkungsvoll und
treffsicher zu entlasten. Ja, wir ha-
ben das Bündnis für bezahlbares
Wohnen und Bauen ins Leben ge-
rufen und die Maßnahmen identi-
fiziert, die zu mehr Wohnungsbau
führen sollen. Ja, wir haben auch
die Mietpreisbremse eingeführt,
damit Menschen nicht aus ihren
angestammten Wohnvierteln ver-
drängt werden. Wir haben aber
schon immer gesagt – auch ich
habe das schon immer gesagt –:
Eine Mietpreisbremse, so sinnvoll
sie auch sein mag, schafft keine
einzige neue bezahlbare Woh-
nung,. Auch das gehört zur Wahr-
heit.
Wir werden einen Investitionspakt
für die soziale Integration im
Quartier auflegen und die Förder-
mittel für die Stadtentwicklung
noch einmal deutlich erhöhen.
All diese Maßnahmen, sind richtig

und wichtig; denn insbesondere
in den Ballungszentren steigen die
Mieten weiter. Auch die Preise für
Wohneigentum schießen in die
Höhe. Je größer die Stadt, desto
stärker die Preissteigerung. Die
Gründe dafür sind klar; sie liegen
auf der Hand. Deutschlands Städ-
te sind attraktiv, sie ziehen viele
Menschen an, und sie wachsen.
Wo eine steigende Nachfrage auf
ein nur gemächlich wachsendes
Angebot trifft, steigen die Preise.
Deshalb ist es auch so wichtig,
dass die erste und wichtigste Ant-
wort auf die steigende Nachfrage
ist, dass wir alle Anstrengungen
unternehmen müssen, um mehr,
um neuen Wohnraum zu schaf-
fen. Deshalb ist die Devise völlig
richtig, dass wir auf Bauen, Bauen
und nochmals Bauen setzen müs-
sen, meine Damen und Herren.
Es ist schon oft meine Heimat-
stadt Berlin erwähnt worden. Wir
haben in Berlin derzeit eine Leer-
standsquote von 1,7 Prozent. Wir
alle wissen, wie die Stadt in den
nächsten Jahren wächst. Wer
meint, bei einer Leerstandsquote
von 1,7 Prozent können wir wei-
ter mit Regularien vorgehen, wei-
tere Gesetze schaffen und damit
einen stabilen Mietmarkt entste-
hen lassen, der irrt, meine Damen
und Herren. Auch in Berlin gilt es,
mehr Wohnungen zu bauen und
auf die steigende Nachfrage zu
reagieren.
Wir brauchen die staatlichen Ge-
sellschaften, um dieser Herausfor-
derung gerecht zu werden. Wir
brauchen auch die Genossenschaf-
ten. Wir werden dieser großen He-
rausforderung nur gerecht, wenn
wir auch auf private Investitionen,
private Investoren setzen. Nur in
diesem Dreiklang – staatliche Ge-
sellschaften, Genossenschaften
und private Bauherren – werden
wir dieser Herausforderung ge-
recht werden können.
Nach allen Schätzungen benöti-
gen wir in Deutschland jährlich
mindestens 350 000 neue Woh-
nungen – 350 000 neue Wohnun-
gen! Ja, ich bin sehr für eine be-
hutsame Nachverdichtung in be-
stehenden Stadtquartieren. Aber
zur Wahrheit gehört: Auch bei der
Verdichtung gibt es Grenzen. Wer
glaubt, dass wir diese große Zahl
von neuen Wohnungen allein
durch Geschossaufstockung und
das Schließen von Baulücken im
Innenbereich schließen können,
der, meine ich, irrt. Zwischen
Gründerzeithaus und Platte kann
man nicht 350 000 neue Woh-
nungen errichten.

Um den Menschen die Wohnun-
gen bereitzustellen, die sie benöti-
gen, müssen wir auch neues Bau-
land am Siedlungsrand erschlie-
ßen. Wir brauchen im Baupla-
nungsrecht folglich mehr be-
schleunigtes Planen am Ortsrand.
Frau Ministerin Hendricks, lieber
Herr Staatssekretär Pronold, die
Baurechtsnovelle hat leider immer
noch keine Kabinettsreife, weil
dort das so dringend benötigte
Signal für den siedlungsnahen Au-
ßenbereich fehlt. Wir haben in-
zwischen folgende absurde Situa-
tion: Baulandeigentümer lassen
nicht bauen, sondern lehnen sich
zurück und erfreuen sich an den
immer weiter steigenden Preisen.
Dieses spekulative Verhalten müs-
sen wir endlich unterbinden, liebe
Kolleginnen und Kollegen. Der
beste Weg, um den Baulandspeku-
lanten den Garaus zu machen,
wäre die spürbare Ausweitung
weiterer bebaubarer Flächen; denn
dann hätte das Spekulieren auf
immer weiter steigende Preise
ganz schnell ein Ende.
Ja, liebe Frau Ministerin, lieber
Herr Pronold, damit wir die Kabi-
nettsreife schnell erreichen: Ma-
chen Sie den Weg frei, damit wir
schnell zu mehr Bauland in unse-
rem Land kommen können. Wir
brauchen dieses Instrument, mit
dem wir planungsrechtlich zügig
auf den derzeitigen Wohnungs-
mangel reagieren können. Keiner

sollte sich hinter diffusen europäi-
schen Regelungen verstecken. Das
klärt sich. Beim Bauland entschei-
det sich am Ende des Tages, wer
sich wirklich diesem Problem stel-
len und es lösen will.
Wir müssen bei der Städtebau-
rechtsnovelle auch mit Blick auf
die Innenentwicklung das eine
oder andere verändern. Ich begrü-
ße, dass es einen neuen Bauge-
bietstypus „Urbanes Gebiet“ ge-
ben wird. Wir wollen ein besseres
Nebeneinander von Wohnen und
Gewerbe und damit auch den Bau
zusätzlicher Wohnungen in urba-
nen Zentren. Urbane Gebiete sol-
len zudem die funktionale Durch-
mischung in unseren Städten stär-
ken; denn gemischte Quartiere
sind ein Garant für Lebensquali-
tät, für Wohnzufriedenheit, für
Standortbindung und für Identi-
tätsbildung. Auch das ist ein wich-
tiger Baustein für lebenswerte
Wohnverhältnisse in starken
Stadtteilen. Das Thema Wohnei-
gentum wurde angesprochen. Ich
glaube, auch hier brauchen wir
verstärkte Anstrengungen; das
Thema Wohneigentum braucht ei-
ne höhere Wertschätzung, auch
vonseiten der Bundesregierung
und der Bundesministerin. Denn
wer den Mut und die Möglichkeit
hat, sich letztlich für die eigenen
vier Wände zu entscheiden, der
schafft am Ende des Tages Freiräu-
me bei den Mietwohnungen, und
es ist die beste Altersvorsorge für
die Menschen. Von daher müssen
wir größere Kraftanstrengungen
unternehmen, um Wohneigentum
weiter zu fördern. Wenn wir bei
der Frage des bezahlbaren Wohn-
raums in lebenswerten Städten
auch vor manchen Herausforde-
rungen stehen, stehen wir doch

im europäischen und erst recht im
globalen Maßstab verhältnismä-
ßig gut da. Urbanisierung ist ein
weltweites Phänomen. Beim UN-
Weltsiedlungsgipfel diskutieren
deshalb 40 000 Menschen, wie die
vielen Herausforderungen im Zu-
sammenhang mit dem starken Zu-
zug in große Städte gemeistert
werden können. Es ist sicher kein
Zufall, dass wir Deutschen bei der
Habitat III-Konferenz ein gefragter
Ratgeber sind, wenn es darum
geht, wie die großen Metropolen
dieser Welt nachhaltiger, sicherer
und lebenswerter gemacht werden
können. Das deutsche Modell der
Städtebauförderung kann für an-
dere Länder beispielgebend sein;
denn die Städtebauförderung hat
sich bei uns in Deutschland in
viereinhalb Jahrzehnten außeror-
dentlich bewährt. Wir als Union
glauben an die Kraft des Marktes.
Wir bekennen uns aber auch zur
staatlichen Verantwortung für alle,
die auf den regulären Wohnungs-
märkten aus verschiedenen Grün-
den keine Chance haben. Die so-
ziale Balance ist ein hohes Gut.
Wir wollen nicht nebeneinander
leben, sondern wir wollen mitei-
nander leben – Geringverdiener
und Menschen mit höherem Ein-
kommen, Ortsansässige und neu
Hinzugezogene, Junge und Alte,
Familien, Alleinlebende. Wir als
Koalition werden weiterhin alle
Anstrengungen unternehmen, da-
mit alle Menschen in Deutschland
eine bezahlbare Wohnung finden
und die soziale Balance erhalten
bleibt oder wiedergewonnen wird.
Denn auch in den Wohnvierteln
entscheidet sich am Ende des Ta-
ges die Zukunft unseres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Klaus Ernst, DIE LINKE:

Die Mietpreisbreme ist
nur heiße Luft

Klaus Ernst (*1954)
Landesliste Bayern

Herr Wegner, jetzt muss ich
Sie schon mal was fra-
gen. Wo ist er denn? –

Da ist er.– Ja, ich habe ihn schon

gesehen. Ich schiele doch nicht. –
Sie haben gerade die Privatisie-
rung von Wohnungen durch das
Land Berlin unter Regierungsbetei-
ligung der Linken kritisiert. Frau
Lay hat gerade erklärt, dass das ein
Fehler war. Jetzt wissen wir, dass
von 1990 bis heute über 350 000
Wohnungen des Bundes privati-
siert wurden, oft unter Regierungs-
beteiligung der CDU und der
CSU. Sind Sie bereit, auch das als
Fehler bezeichnen, oder ist es bei
Ihnen so: „Wenn die Linke dassel-
be macht wie Sie, dann ist es
falsch, aber wenn Sie es machen,
ist es richtig“?
Ich wollte eigentlich zu ganz an-
deren Themen etwas sagen, näm-
lich zur Realität. Es ist noch früh

am Morgen, deshalb können Sie
mir sicherlich folgen, wenn ich Sie
mit ein paar wenigen Zahlen be-
laste. Nach den Regelungen im
Hartz-System liegt der durch-
schnittliche Bedarf alleinstehender
Erwachsener bei 1 053 Euro. Man
geht dabei von Kosten für die Un-
terkunft von 349 Euro aus. 349
Euro sind das, was ihm zugestan-
den wird. Wir wissen, dass ein
vollzeitbeschäftigter Arbeitneh-
mer, der den Mindestlohn erhält,
ein Nettogehalt von 1 040 Euro
hat; er hat also 13 Euro weniger.
Wenn man die entsprechenden
Realitäten zugrunde legt, nämlich
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das, was nach SGB IV als Kosten
der Unterkunft für die Mieten in
München angesetzt wird, dann
stellt man fest: In München sind
es 492 Euro, also 156 Euro mehr,
in Frankfurt 132 Euro und in
Stuttgart 87 Euro. Wenn jemand
Mindestlohn bekommt, dann hat
er also schlichtweg 156 Euro we-
niger Geld für Miete zur Verfü-
gung, als im Hartz-System zugrun-

de gelegt wird. Das heißt aber
nicht, dass man im Hartz-System
zu viel bekommt. Das Problem
ist, dass er zu wenig Mindestlohn
erhält. Diese Problematik könnte
man einigermaßen in den Griff
bekommen, wenn man die Mie-
ten begrenzen würde. Aber Ihre
Mietpreisbremse ist nur heiße
Luft; da passiert nichts. Es ist eben
keine Mietpreisbremse.

Ich möchte meinen Punkt noch
etwas deutlicher machen; denn es
gibt nicht nur die Menschen im
Mindestlohn. Ein Polizeimeister –
nennen wir ihn Herrn Müller –
verdient in München mit Bal-
lungsraumzulage usw. circa 2 600
Euro brutto. – Ich sehe gerade,
meine drei Minuten Redezeit sind
schon vorbei. Oje, oje! Dann er-
zähle ich wenigstens das Beispiel

vom Polizeimeister zu Ende.
Wenn man annimmt, dass dieser
Polizeimeister ein Drittel seines
Einkommens für Miete ausgibt
und wenn man zugrunde legt,
welche Mietpreise in München in-
zwischen gezahlt werden müssen,
dann stellt man fest: Er könnte
sich gerade noch eine Wohnung
mit 33 Quadratmetern leisten. –
Das Ergebnis ist übrigens, dass die

Polizisten, die München und sei-
ne Bürger schützen, nicht mehr in
München wohnen können, weil
sie es sich nicht mehr leisten kön-
nen. Wenn Sie meinen, das solle
alles so bleiben, dann sagen Sie
das dem Polizisten! Ich hoffe, dass
er sie trotzdem schützt, wenn bei
Ihnen eingebrochen wird.

(Beifall bei der LINKEN

Michael Groß, SPD:

Wir brauchen starke
Genossenschaften als Korrektiv

Michael Groß (*1956)
Wahlkreis Recklinghausen ll

Es ging eben um die Arith-
metik, die die Realität eini-
ger Bürgerinnen und Bürger

in unserem Land darstellt. Es ist
wichtig, zu betonen, dass – anders
als die Opposition das sieht – das

Glas nicht leer, sondern mehr als
halb voll ist.
Wir haben in den letzten drei Jah-
ren in dieser Regierung viel er-
reicht. Es wurden mehr Baugeneh-
migungen erteilt. In diesem Jahr
werden weit mehr als 300 000
neue Wohnungen gebaut. Wir ha-
ben das Wohngeld aufgestockt.
Wir werden die Mittel für die so-
ziale Wohnraumförderung auf 1,5
Milliarden Euro aufstocken. Wenn
die Rechnung stimmt, die die Lin-
ke aufmacht, werden wir mindes-
tens 45 000 bis 60 000 Wohnun-
gen im sozialen Wohnungsbau,
also Wohnungen mit Mietbin-
dung, schaffen. Wenn die Länder
sich noch einmal so engagieren,
werden wir weit mehr als 100 000
Wohnungen erreichen. Das ist die
Forderung, die wir alle haben, ins-

besondere wir von der SPD.
Wir haben zurzeit eine Situation,
in der wir berechtigterweise darü-
ber diskutieren, ob ein Weiter-so
möglich und notwendig ist. Wir
haben aufgrund
von Beobachtun-
gen im In- und
Ausland Erfah-
rungswerte, und
wir haben die Kon-
sequenzen zu zie-
hen. Man muss da-
rauf achten: Ist der
private Markt, die
Wirtschaft allein in
der Lage, den Woh-
nungsbedarf zu decken? Wir
schließen uns natürlich der Forde-
rung an, dass wir Genossenschaf-
ten brauchen – starke Genossen-
schaften, die als Korrektiv auf dem

Wohnungsmarkt auftreten. Aber
wir brauchen auch kommunale
Wohnungsunternehmen.
Die kommunalen Wohnungsun-
ternehmen sind übrigens diejeni-
gen, die nach den Untersuchun-
gen, die Sie ständig zitieren, zu
fast 100 Prozent die Mietpreis-
bremse einhalten.
– Ich glaube, dass die neue Woh-
nungsgemeinnützigkeit vielleicht
langfristig ein Konzept sein kann.
Wir prüfen das ja gerade. Sie wis-
sen selbst, dass wir als SPD ge-

meinsam mit dem
Ministerium gesagt
haben: Wir wollen
dieses Konzept prü-
fen. Wir glauben
aber auch, dass der
Weg kürzer sein
muss. Wir brauchen
jetzt ein Korrektiv.
Wir brauchen jetzt
starke Genossen-
schaften. Wir brau-

chen jetzt starke Wohnungsbauge-
sellschaften, kommunale Woh-
nungsbaugesellschaften, die vor
Ort als Korrektiv am Markt auftre-
ten und für bezahlbaren Wohn-

raum sorgen können.
Wir haben heute Morgen gehört,
dass wir die Kommunen und die
Länder in einem Maß entlastet ha-
ben, wie es das in der Bundesrepu-
blik bisher noch nicht gegeben
hat. Ich glaube, dass dieser Weg
weiter beschritten werden muss.
Ich glaube auch, dass wir darüber
nachdenken müssen, eine gemein-
same Verantwortung von Bund,
Ländern und Kommunen für den
Wohnungsbau herzustellen, weil
nur in der gemeinsamen Verant-
wortung vor Ort die regionalen
Spezifika abgebildet werden kön-
nen. Die Kommunen sind in der
Lage, die Frage zu beantworten:
Brauchen wir Wohnungen, welche
Art von Wohnungen brauchen
wir, und wo brauchen wir Woh-
nungen? Das muss vor Ort gere-
gelt werden.

(Beifall bei der SPD)
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Christian Kühn, BÜNDNIS 90/DIÈ GRÜNEN:

Es ist Zeit für eine neue
Wohnungsgemeinnützigkeit

Christian Kühn (*1979)
Landesliste Baden-Württemberg

Ich möchte Sie in das Jahr 1988
entführen. Am 23. Juni 1988
wurde in Bonn, im Deutschen

Bundestag, die Abschaffung der
Wohnungsgemeinnützigkeit de-
battiert und beschlossen. Schwarz-
Gelb zerschlug damals das altbe-
währte System einer Wohnungsge-

meinnützigkeit in Deutschland
unter dem Vorwand des Skandals
der Neuen Heimat. Es gab damals
heftige Proteste von Sozialdemo-
kraten und Grünen in dieser Ple-
nardebatte. Ich verstehe nicht, wa-
rum die SPD an dieser Stelle heute
so zögerlich auftritt.
Ein Blick in die Protokolle kann
uns vielleicht helfen; ich will hier
Herrn Lammert zitieren, der im-
mer sagt, man solle sich auch die
Unterlagen anschauen, das, was
hier immer aufgeschrieben wird.
Alle Befürchtungen, die in dieser
Debatte damals vorgetragen wor-
den sind, sind eingetreten: Miet-
steigerungen, Verdrängung, weni-
ger Mieterschutz, Unterversorgung
und steigende Sozialtransfers
beim Wohnen. Ich glaube, dieser
Fehler, der 1988 gemacht worden
ist, muss dringend korrigiert wer-
den.

Seitdem haben wir über 2 Millio-
nen Sozialwohnungen in
Deutschland verloren. Dieser
Donnerstag 1988 war ein schwar-
zer Tag für Mieterinnen und Mie-
ter in Deutschland. Er ist der ur-
sächliche Auslöser der Krise, die
wir heute auf unseren Wohnungs-
märkten erleben. Dieser Fehler
muss dringend korrigiert werden.
Wir brauchen wieder ein System
der Wohnungsgemeinnützigkeit.
Wir brauchen wieder eine Orien-
tierung, dass Wohnungen nicht
länger Spekulationsobjekt sind,
sondern als Daseinsvorsorge be-
griffen werden. Wir brauchen eine
Gemeinwohlorientierung in der
Wohnungspolitik, damit unsere
Wohnungsmärkte wieder ins
Gleichgewicht kommen.
Es gibt einige Kritiker dieser Woh-
nungsgemeinnützigkeit. Mittler-
weile hat dazu auch die Woh-

nungswirtschaft das eine oder an-
dere Gutachten – mit wenigen Sei-
ten – verfasst und Stellung bezo-
gen. Auch seitens der Union wer-
den immer wieder Argumente zur
Frage der Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit vorgetragen. Herr Nüßlein
hat zum Beispiel gesagt: Wir wol-
len keine neuen Wohnghettos.
Schauen wir uns doch einmal in
Europa um: In Frankreich gibt es
die Banlieues mit massiven sozia-
len Spannungen. Großbritannien:
London ist eine sozial wirklich
zerklüftete Stadt. Wien hingegen
ist eine der lebenswertesten Städte
Europas. Der Unterschied ist, dass
es in Wien eine Wohnungsge-
meinnützigkeit gibt und in Groß-
britannien und Frankreich nicht.
Deswegen: Nicht die Wiederein-
führung der Wohnungsgemein-
nützigkeit fördert soziale Ghettos,
sondern deren Abwesenheit.
Es wird außerdem behauptet, dass
die Wohnungsgemeinnützigkeit
zu hohen Kosten für die Kommu-
nen führen würde. Aber wenn ich
mir die Realität anschaue, dann
sehe ich doch, dass die Sozial-
transfers beim Wohnen wegen der
steigenden Mieten zunehmen.
Was wir mit diesem System wol-

len, ist, dass die Kommunen in
Wohnungen, in Vermögen inves-
tieren und damit die Kosten der
Unterkunft dauerhaft reduzieren.
Mit der Wohnungsgemeinnützig-
keit würden wir die Kommunen
in Deutschland in Sachen Woh-
nen deutlich entlasten.
Nun zu meinem letzten Punkt. Sie
führen immer wieder die Länder
an: Die Länder müssen machen,
die Länder müssen machen. Ich
sage Ihnen eines: Wir Grüne wer-
den nach 2019 nicht Däumchen
drehend hier sitzen und zusehen,
wie unsere Wohnungsmärkte wei-
ter aus dem Ruder laufen. Es ist
Zeit für eine neue Wohnungsge-
meinnützigkeit. Jedes Jahr verlie-
ren wir 60 000 Sozialwohnungen
in Deutschland. Wir brauchen
endlich wieder ein System, das
den Menschen in diesem Land ei-
ne soziale Antwort gibt. Wir brau-
chen diese neue Wohnungsge-
meinnützigkeit. Wir haben diese
Debatte beantragt, damit Sie end-
lich einmal Stellung in dieser Fra-
ge beziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Die neue
Wohnungs-

gemeinnützigkeit
kann langfristig

vielleicht ein
Konzept sein.
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Sylvia Jörrißen, CDU/CSU:

Bund, Länder und Kommunen
müssen an einem Strang ziehen

Sylvia Jörrißen (*1967)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Wir alle hier wollen be-
zahlbares Wohnen, und
im Gegensatz zu Ihnen,

werte Kollegen der Grünen, arbei-
ten wir an ganzheitlichen Lösun-
gen. Wir haben bereits vieles im
Hinblick auf bezahlbares Wohnen
auf den Weg gebracht und sind
noch lange nicht fertig damit.
Man kann die Sache natürlich
schlechter reden, als sie ist. Nur
bringt uns das keinen Millimeter
weiter. Das ist schade, weil das The-
ma viel zu wichtig ist: für Familien,
die eine stadtnahe Wohnung in der
Nähe von Versorgungs- und Bil-
dungseinrichtungen oder in der
Nähe vom Arbeitsplatz brauchen,
für Studierende und Auszubilden-
de, die mit wenig Geld zentral
wohnen müssen, für Senioren, die
dort, wo sie schon immer leben, al-
tersgerechten Wohnraum suchen,
und auch für Schutzsuchende, für
die Wohnen ein Schlüssel zur er-
folgreichen Integration ist. Deshalb
setzt sich die Union weiterhin da-
für ein, bezahlbaren und zielgrup-
pengerechten Wohnraum zu schaf-
fen. Das gilt sowohl für den Neu-
bau als auch für die Modernisie-
rung des vorhandenen Bestandes.
Wir brauchen beides.
Uns fehlen 350.000 bis 400.000
neue Wohnungen jährlich. Das
kann der Bund nicht allein an-
schieben. Hier müssen alle an ei-
nem Strang ziehen, auch die Län-
der und Kommunen. Es sind im
Übrigen nicht nur Wohnungen im
sozialen Wohnungsbau, die wir
brauchen, sondern es sind Woh-
nungen für alle, die in unserem
Land leben. Es ist sowohl geförder-
ter als auch frei finanzierter Woh-
nungsbau durch kommunale und
private Investoren oder auch durch
Genossenschaften.
Die Große Koalition ist die Heraus-
forderungen auf dem Wohnungs-
markt längst angegangen. Es ist
richtig, dass in bestimmten Bal-
lungsgebieten die Märkte überhitzt
sind und wir dort zu wenig Wohn-

raum für jene haben, die über ge-
ringe und mittlere Einkommen ver-
fügen. Um die Symptome in den
überhitzten Märkten abzumildern,
haben wir die Mietpreisbremse ein-
geführt.
Aber die Mietpreisbremse allein
löst das Problem des Wohnungs-
mangels nicht. Deshalb war uns
immer die Verknüpfung mit Maß-
nahmen für den Wohnungsbau
wichtig. Aus diesem Grund haben
wir die Mittel für die soziale
Wohnraumförderung bereits ver-
doppelt. Die bis 2019 vorgesehe-
nen Kompensationsmittel in Höhe
von ursprünglich 518 Millionen
Euro haben wir um 500 Millionen
Euro jährlich aufgestockt, und der
aktuelle Haushaltsentwurf sieht so-
gar eine weitere Erhöhung auf über
1,5 Milliarden Euro jährlich vor.
Mit diesen Mitteln ist es den Län-
dern möglich, bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen. Aber die Länder
geben das Geld anscheinend nach
wie vor für anderes aus.
Die Zahlen der neu geschaffenen
Sozialwohnungen steigen nicht in
dem Maße, in dem es erforderlich
und bei ordnungsgemäßer Verwen-
dung der Mittel auch möglich wä-
re. Tatsächlich reicht in einigen
Ländern der Neubau nicht einmal,
um die Anzahl der aus der Sozial-
bindung fallenden Wohnungen
auszugleichen. Deshalb lautet
mein erneuter Appell an die Län-
der, die üppigen Bundesmittel voll-
umfänglich einzusetzen.
Sie fragten gerade, was nach 2019
ist.
Aktuell liegen die Ergebnisse der
Bund-Länder-Finanzverhandlun-
gen vor. Die Ministerpräsidenten
haben sich mit der Bundeskanzle-
rin und dem Finanzminister darauf
geeinigt, dass ab 2020 eine Neu-
ordnung in Kraft tritt. 2020 werden
damit die Kompensationsmittel en-
den. Dann müssen die Länder ihre
Verpflichtungen im sozialen Woh-
nungsbau aus einer höheren Betei-
ligung an der Umsatzsteuer finan-
zieren. Ich bin gespannt, wie die
Prioritätendiskussion in den Län-
dern künftig verlaufen wird.
Liebe Kollegen der Grünen, in Ih-
rem Antrag erscheint die Einfüh-
rung der Wohnungsgemeinnützig-
keit als Allheilmittel der Probleme.
Sie verkennen aber, dass diese den
Wohnungsmangel nicht lösen
wird, und zwar aus vielen Gründen
nicht. In der Zeit nach den beiden
Weltkriegen war die Wohnungsge-
meinnützigkeit ein wichtiger Bau-
stein der Wohnungspolitik.
Schließlich fehlte es damals an
funktionsfähigen Kapitalmärkten

und Investoren, die Wohnungen fi-
nanzieren konnten. Aber heute ha-
ben wir andere Rahmenbedingun-
gen. Die Probleme entstehen nicht
durch eine mangelnde Zahl an In-
vestoren, sondern beispielsweise
dadurch, dass zu wenig Bauland
zur Verfügung steht oder die Bau-
kosten zu hoch sind. Wie will Ihre
Gemeinnützigkeitsidee das lösen?
Es ist doch ein Irrglaube, wenn Sie
annehmen, dass gewinnorientierte
Unternehmen keine soziale Verant-
wortung für ihre Mieter und ihre
Quartiere wahrnehmen. Der Erfolg
eines Wohnungsunternehmens
hängt doch maßgeblich davon ab,
dass ein Stadtviertel prosperiert.
Kommunale Unternehmen leisten
wichtige Beiträge durch die Ge-
winnabführung zur Finanzierung
der Kommunen.
Herr Kühn, Sie haben gerade das
Stichwort „Neue Heimat“ selbst ins
Spiel gebracht. Vielleicht sollten
wir der Öffentlichkeit den giganti-
schen Skandal des Gewerkschafts-
wohnungsbauunternehmens
„Neue Heimat“ wieder in Erinne-
rung rufen: Mehrere Vorstandsmit-
glieder des gewerkschaftseigenen
gemeinnützigen Unternehmens
hatten sich persönlich bereichert,
und der Gewerkschaftskonzern war
erheblich verschuldet. Der ehema-
lige Vorstandschef hatte dem Un-
ternehmen durch Privatgeschäfte
einen Verlust in Höhe von 105 Mil-
lionen D-Mark beschert. Die Ver-
bindlichkeiten der übernommenen
Neuen Heimat betrugen etwa 16
Milliarden D-Mark. Der Verkauf
platzte dann auch noch aufgrund
dieser Überschuldung. Am Ende
musste alles aufgelöst und verkauft
werden. – Der Gemeinnützigkeits-
status hatte das Unternehmen der
natürlichen Kontrolle aller Ge-
schäfte durch eine Gewinnorientie-
rung entzogen. Die Gemeinnützig-
keit im Wohnungsbau war der
fruchtbare Boden für millionen-
schweren Betrug und milliarden-
schwere Verluste, frei nach dem
Motto: Gewinne darf ich nicht ma-
chen, meinen Bonus organisiere
ich mir trotzdem, und für Verluste
kommen die anderen auf.
Eine Generation weiter hoffen eini-
ge, dass sich die Öffentlichkeit
nicht mehr daran erinnert. Aber
das werden wir nicht zulassen.
Lassen Sie mich zu einem wichti-
gen Förderprogramm kommen:
„Altersgerecht Umbauen“. Auf-
grund des demografischen Wandels
und höherer Lebenserwartung ist es
wichtig, dass wir in den kommen-
den Jahren ausreichend altersge-
rechten Wohnraum schaffen; denn

die Menschen wollen so lange wie
möglich selbstbestimmt in den ei-
genen vier Wänden leben. Hier
muss ich meine Verwunderung aus-
drücken, dass der Haushaltsent-
wurf für alle möglichen zusätzli-
chen Projekte Hunderte Millionen
Euro vorsieht, aber bei diesem Pro-
gramm offensichtlich erst wir Par-
lamentarier das Eisen aus dem Feu-
er holen sollen. Die Mittel für die-
ses Jahr sind bei der KfW längst
aufgebraucht.
Da ich schon bei einem Appell an
die Bauministerin bin, werte Frau
Hendricks, möchte ich auf eine
weitere Sache hinweisen, die mir
sehr am Herzen liegt. Anfang des
Jahres wurden die Ergebnisse des
Bündnisses für bezahlbares Woh-
nen und Bauen vorgelegt. Die Er-
höhung der Kompensationsmittel
und die Erhöhung des Wohngeldes
können ja nicht alles der Umset-
zung gewesen sein. Insbesondere
bei den Ergebnissen der Baukosten-
senkungskommission und den zu-
sätzlichen Investitionsanreizen
müssen nun Taten folgen.
Wir werden unsere Herausforde-
rungen in der Baupolitik nur be-
wältigen, wenn mehr gebaut wird.
Wir können das Problem des Woh-
nungsmangels nicht mit den Stell-
schrauben des Mietrechts lösen,
sondern müssen bauen, bauen und
nochmals bauen.
Es ist nicht nur die Schaffung von
Sozialwohnraum nötig, sondern
wir müssen auch den frei finanzier-
ten privaten und den genossen-
schaftlichen Wohnraum fördern.
Das geht am besten durch eine
steuerliche Förderung.
Diese kann, richtig eingesetzt,
schnell und genau dort wirken, wo
der Druck auf die Wohnungsmärk-
te am größten ist. Insofern bin ich
sehr enttäuscht, dass die steuerliche
Förderung nun nicht realisiert wer-
den soll.
Doch was hilft die beste Baupoli-
tik, wenn kein Raum zum Bauen
vorhanden ist? Das höre ich immer
wieder in Gesprächen im Wahl-
kreis. Ich erwarte daher von den
Kommunen, dass Bauland ausge-
wiesen wird und die Genehmi-
gungsverfahren beschleunigt wer-
den. Um den erhöhten Wohn-
raumbedarf zu decken, brauchen
wir heute zusätzliche, neue Sied-
lungsgebiete und schnell mehr
Bauland an den Ortsrändern. Um
den Wohnraumbedarf zu decken,
liebe Kollegen, müssen wir auch
mit Maß an der baulichen Dichte
ansetzen. Hierzu muss die Baunut-
zungsverordnung überarbeitet wer-
den.
Wir wollen einen neuen Bauge-
bietstyp schaffen, der mehr Nach-
verdichtung und eine flexiblere
Nutzungsmischung aus Wohnen
und Gewerbe ermöglicht. Aber ge-
rade beim Bauen müssen wir auch
für Innovation und Kreativität of-
fen sein und mit der Zeit gehen.
Modulares und serielles Bauen

wird in Zukunft wichtiger werden.
Hier ist schon heute vieles mög-
lich.
Wir dürfen uns nicht nur um Miet-
wohnungen, sondern müssen uns
darüber hinaus auch um selbstge-
nutztes Wohneigentum kümmern.
Das ist uns als Union sehr wichtig.
Der Bau von Eigentumswohnun-
gen hat die gleiche Wirkung wie
der Bau von Mietwohnungen.
Durch Umzugsketten und Sickeref-
fekte wird am Ende auch hierbei
Mietwohnraum frei.
Als Nebeneffekt, Herr Kühn, hat
dies auch eine soziale Komponen-
te. Wohneigentum ist nämlich die
wichtigste Form der privaten Alters-
vorsorge.
Es ist die einzige Form der Alters-
vorsorge, von der man sogar im
jungen Alter schon etwas hat.
Konkret geht es mir um die Woh-
nungsbauprämie. Junge Menschen
und Familien müssen einen Anreiz
haben, schon frühzeitig für Wohn-
eigentum zu sparen. Hier müssen
wir Anreize schaffen, die attraktiv
sind. Die Wohnungsbauprämie im
jetzigen Zustand ist es nicht. Wir
müssen sie so verändern, dass sie
wieder attraktiv wird, gerade für
die Bezieher kleiner und mittlerer
Einkommen. Wir müssen hier An-
passungen an die Einkommens-
und Preisentwicklung vornehmen;
denn aufgrund inflationsbedingter
Lohnerhöhungen sind viele Arbeit-
nehmer aus der Förderung heraus-
gefallen. Hier besteht Handlungs-
bedarf.
Ein Thema, das der Kollege Nüß-
lein schon angesprochen hat, un-
terstütze auch ich, nämlich die
bundesweite Einführung eines Bau-
kindergeldes für alle Familien mit
Kindern, die selbstgenutztes Wohn-
eigentum erwerben.
Viele Familien fühlen sich heute
mit den Kosten für die Kinder al-
leingelassen. Das Baukindergeld
würde hier die notwendige Unter-
stützung bieten und für viele aus
der Mitte unserer Gesellschaft ei-
nen Anreiz schaffen, zu bauen oder
eigenen Wohnraum zu kaufen.
Liebe Kollegen, Wohnungsbaupoli-
tik erfordert ein ganzheitliches
Konzept. Nur durch die Schaffung
von bezahlbarem Wohnraum, die
Sie in Ihrem Antrag fordern, liebe
Grüne, sind die Herausforderungen
nicht zu bewältigen. Wir setzen auf
nachhaltige Lösungskonzepte und
auf wirkliche Problemlösungen
und sind hierbei auf einem guten
Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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batte. Es sprachen zudem die Abge-
ordneten Detlev Pilger (SPD), Claudia
Tausend (SPD), Renate Künast (Bünd-
nis 90/Die Grünen), Klaus Mindrup
(SPD) sowie Bernhard (Daldrup (SPD).
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Thema im Bundes-Tag
Letzte Woche haben 
die Politiker vom Bundes-Tag 
über einen Gesetz-Vorschlag 
gesprochen.

Dabei ging es darum: 
Die Politiker wollen 
das Verbot von „Stalking“ 
noch strenger machen.

„Stalking“ ist ein Wort 
aus der englischen Sprache.

Man spricht es ungefähr so aus: 
Sdor-king.

Manchmal hört man auch das Wort: 
Nachstellung. 
Das ist das deutsche Wort für Stalking.

Im Folgenden Text steht genauer: 
- Was damit gemeint ist. 
- Worum es in dem Gesetz geht.

Was ist Stalking?
Zum Stalking 
gehören immer 2 Personen.

1 Person, die das Stalking macht.

Man nennt sie auch: Stalker. 
Das spricht man ungefähr so aus: 
Sdor-ker.

Und 1 Person, 
mit der das Stalking gemacht wird.

Meistens nennt man sie: 
Stalking-Opfer. 
Oder kurz: Opfer.

Stalking bedeutet nun:

Der Stalker verfolgt sein Opfer. 
Oder er belästigt es.

Und zwar immer wieder.

Das kann er 
auf viele verschiedene Arten machen.

Er besucht es zum Beispiel 
immer wieder. 

Oder er ruft es ganz oft an.

Manchmal bedroht er es auch.

Der Stalker 
lässt sein Opfer also nicht in Ruhe.

Dabei will das Opfer das gar nicht.

Aber wenn es dem Stalker das sagt, 
ist ihm das egal.

leicht  

erklärt! Stalking
Wenn Menschen andere Menschen belästigen
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Warum machen Leute Stalking?
Für Stalking gibt es 
verschiedene Gründe.

Zum Beispiel:

Manchmal waren der Stalker 
und das Opfer früher ein Pärchen.

Das Opfer hat dann Schluss gemacht.

Aber der Stalker will das nicht.

Er macht dann Stalking, 
weil er wieder mit seinem Opfer 
zusammen sein will.

Oder er macht Stalking, 
weil er sich an ihm rächen will.

„Rächen“ bedeutet:

Er glaubt, dass sein Opfer ihm etwas 
Schlimmes angetan hat.

Und darum will er ihm 
auch etwas Schlimmes antun.

Manchmal glaubt ein Stalker auch, 
dass er sein Opfer liebt.

Durch das Stalking 
will er es dazu zwingen, 
sich auch in ihn zu verlieben.

Das sind nur ein paar Beispiele.

Es gibt noch andere Gründe 
für Stalking.

Folgen für das Opfer
Für die Opfer ist Stalking sehr schlimm.

Manchmal bekommen sie 
seelische Probleme.

Zum Beispiel: 
Angst, Sorgen, Panik.

Oder auch körperliche Probleme.

Gesetz gegen Stalking
Stalking ist also 
eine schlimme Sache für das Opfer.

Darum ist es auch verboten.

Schon seit einer ganzen Weile 
gibt es ein Gesetz dagegen.

Durch dieses Gesetz kann ein Richter 
einen Stalker bestrafen.

Im Gesetz gibt es eine Liste.

Darin steht, was verboten ist.

Zum Beispiel:

- Einer Person zu nahe kommen.

- Eine Person anrufen.

- Den Namen und die Adresse 
von einer Person benutzen, 
um im Internet Dinge 
für sie zu bestellen.

- Eine Person körperlich bedrohen.

- Oder etwas Ähnliches machen.

Diese Dinge sind aber natürlich 
nicht immer Stalking.

Sie sind es erst, 
wenn noch 2 Sachen passieren:

1)  Das Opfer muss die Dinge 
von der Liste nicht wollen.

2)  Der Stalker 
macht trotzdem immer weiter.

Meinung zum Gesetz

Viele Menschen 
finden das Gesetz schlecht.

Und zwar 
aus einem ganz bestimmten Grund.

Im Gesetz steht:

Das Opfer muss wichtige Dinge 
in seinem Leben verändern. 
Und zwar: Damit das Stalking aufhört.

Zum Beispiel:

- Das Opfer wechselt 
seinen Arbeits-Platz.

- Es wechselt seine Wohnung.

- Oder es traut sich nicht mehr, 
alleine aus dem Haus zu gehen.

Erst dann kann ein Richter 
den Stalker bestrafen.

Umgekehrt bedeutet das also:

Wenn das Opfer sein Leben 
nicht ändert, 
dann kann ein Richter 
den Stalker auch nicht bestrafen.



Viele Menschen finden 
genau das an dem Gesetz schlecht.

Sie sagen: 
Für das Opfer ist Stalking 
immer sehr schlimm.

Aber vielleicht ändert es sein Leben 
trotzdem nicht.

Zum Beispiel, 
weil es das gar nicht kann.

Dafür kann es 
verschiedene Gründe geben:

-  Vielleicht findet das Opfer 
keinen anderen Arbeits-Platz.

-  Oder es kann sich 
keinen Umzug leisten.

-  Oder es muss das Haus 
manchmal alleine verlassen.

In so einem Fall kann der Richter 
den Stalker dann nicht bestrafen.

Manche Menschen sagen: 
Das ist der Grund, 
warum man so wenige Stalker bestraft.

Jedes Jahr werden viele Menschen 
wegen Stalking angezeigt. 
Genauer: Etwa 20-tausend Menschen.

Aber nur sehr wenige bestraft man. 
Genauer: Ungefähr 200 bis 400.

Ein neues Gesetz

Im alten Gesetz 
fehlen also ein paar Dinge.

Und darum 
soll es ein neues Gesetz geben.

Ein Gesetz, das besser ist.

Und über einen Vorschlag 
für so ein Gesetz 
haben die Politiker vom Bundes-Tag 
letzte Woche gesprochen.

Was steht 
im Gesetz-Vorschlag?

Im Gesetz-Vorschlag 
gibt es eine wichtige neue Sache.

Und zwar:

Im alten Gesetz stand:

Das Opfer muss sein Leben ändern.

Erst dann kann ein Richter 
den Stalker bestrafen.

Im Gesetz-Vorschlag 
ist das jetzt nicht mehr so.

Das Opfer muss sein Leben 
nicht mehr ändern.

Man schaut stattdessen: 
Wie schlimm das Stalking ist.

Vielleicht ist es so schlimm, 
dass es dem Opfer das Leben 
sehr schwer macht.

Dann kann ein Richter 
den Stalker dafür bestrafen.

Das bedeutet:

Man kann Stalker 
jetzt schon viel früher bestrafen.

Manche Menschen hoffen:

Auf diese Weise kann man 
mehr Stalker bestrafen.

Und die Opfer sind besser geschützt.

Meinung zum Gesetz-Vorschlag

Aber auch den Gesetz-Vorschlag 
finden manche Menschen nicht gut.

Dafür gibt es einen Grund:

Im Gesetz, das im Moment gilt, 
gibt es ja eine Liste.

Und zwar eine Liste mit den Dingen, 
die zum Stalking gehören.

Und die verboten sind.
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Am Ende von der Liste
steht ein wichtiger Satz.

Und zwar:

Nicht nur die Dinge auf der Liste
sind verboten.

Auch Dinge, die so ähnlich sind,
sind verboten.

Das bedeutet:
Viele Dinge, die zum Stalking gehören, 
stehen nicht auf der Liste.

Ein Richter kann aber entscheiden: 
Eine Tat zählt trotzdem als Stalking.

Im Gesetz-Vorschlag
steht dieser Satz nicht mehr.

Das bedeutet:
Nach dem Gesetz-Vorschlag
gehören nur die Dinge zum Stalking, 
die auch wirklich auf der Liste stehen.

Manche Menschen sagen:

Das macht das Gesetz schlechter.

Denn:

Wenn nur Sachen verboten sind,
die auf der Liste stehen,
dann macht ein Stalker einfach Sachen, 
die nicht auf der Liste stehen.

Und dafür kann ihn ein Richter
dann nicht bestrafen.

Die Leute wollen darum:
Der Satz muss auch
im neuen Gesetz stehen.

Die Politiker, die den Gesetz-Vorschlag 
wollen, sagen aber:

Der Gesetz-Vorschlag
ist schon viel strenger
als das alte Gesetz.

Wenn man den Satz drinstehen lässt, 
dann wird er noch strenger.

Und dann ist die Gefahr groß,
dass man zu viele Leute
wegen Stalking verurteilt.

Bei dieser Sache muss man also
den richtigen Weg fi nden.

Was passiert jetzt?

Bisher ist das neue Gesetz
nur ein Vorschlag.

Die Politiker vom Bundes-Tag
werden noch länger
darüber sprechen.

Und auch viele andere Menschen 
werden noch ihre Meinung
dazu sagen.

Vielleicht schreiben die Politiker
den Gesetz-Vorschlag
dann noch mal um.

Aber:

Wahrscheinlich wird es bald
ein neues Gesetz
gegen Stalking geben.

Und dann kann man Stalker
leichter bestrafen.

leicht 
erklärt!


